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ASK-Plakal: 

"Beleidigung" für F. J. Strauß 

'--------UNS ERN AHNEN 

- "I':::V-

" 

Wegen "Beleidigung" des bayerischen Mini . 
sterpräsidenten FJ. Suauß veruneilte 3m 
29_ Juli dJ. ein Würzburger Gericht den 
69jährigen Rentner und ehemaligen KZ· 
Inhaftienen Fritz Kröckel zu einer Geld­
st rafe von 200 DM. Du Vergehen des Anti· 
faschinen: Er hatte das nebenstehende Pla­
kaI des Antiimpcrialiui$Chen S .... lidari.äts· 
k .... mitees (ASK), welches F J. Strauß bei 
seinem Besuch 1977 im faschinischen Chile 
~reint mit Diktator Augusto P;nochet und 
ihrem gemeinsamen "Ahnen" Adolf Hitler 
ze igt, bei einer Demonstration mit sich ge­
fuhrt. 

Als "wahr" untersteUte das Gericht a.Ikr­
dings, daß F J- Strauß bei seiner damaligen 
Chile-Visite den auf dem Plakat zitierten 
Spruch zum besten gab: "Wenn das Militär 
zugreift , geht es eben anders zu als beim 
Franziskanerorden, der Suppe an die Ar­
men veneilt." 

Das ASK ruft alle Demokraten unseres Lan­
des auf, sich durch das Würzburger Skandal· 
urteil nicht cinschüch.em zu lassen. Das 
"Beleidigungs"-Plakat kann rur I DM (zu­
zügl. Pono) bestel1t werden beim: ASK. 

.Mainzer Landsu. IS. 6000 Franklurt/M. ) 



AlB-Aktuell: Pulverfaß Naher Osten 
Kurz nioch den inaclischen Parlarnenuwahlen vom 30. Juni 1981, aus 
dencn erneut eine: konservative Regierung unler Menacbim &gin her­
vorging, stand der Libanon wiederum in Flammen. Den Sicdepunkt 
erreichten die itweiwöcbigen Auseinandersetzungen am 17./18. Juli 
dJ., ab die israelische Armee nach mehrtägigen Daucrangrifftn :tu 
Land, zu Wasser und aus dcr Luft zum gröfltcn Schlag seit ihrem 
Libanonkricgszug vom März 1978 ansetzte. Wie höchstrangige israeli­
sche Offiziere lags zuvor gegeniiber AFP crldänen, hatte damit "der 
Krieg gegen die Palästinenser begonnen". 
Am 17. Juli dJ. gingen auf die libanesische Hauptstadt BcilUt 
Ftächenbombardemenu von F-15- und F-I6-Kampffluguugen nie­
der. Die Bilanz: Ober 470 Tote und mehr ab 1.200 Verwundete, fut 
ausnahmslos Zivilisten. 
Den Angriff auf dichtbcsicdeltc Gebiete B<:iruts suchte die Scgin­
Administtation mit "dem Vorwand zu rechtfertigen, man habe "den 
Palästinensern aufs Haupt schIagen" wollen, d.h. ihn gegen die Zen· 
tralen der paliUtinensischen Befreiungsbewegungen AI Fatah und 
Demokratische Front sowie gegen militärische Objekte gerichtet. Als 
20weites Motiv rur die!IC israelischen Bombenfliige nannte der Chef des 
israelischen Militärgeheimdienstes, Generalmajor Y. Sagui, das Ansin­
nen, die Renentimenl$ der libanesischen Zivilbevölkerung gegen die 
rund 400.000 im Lande lebenden Palästinenser und die Palästinensi· 
sche Befreiungsorganisation (PLO) 20U schüren. 

Der Libanon in Flammen 

Am 18. juli dJ. folgten konz.cntrierte israelische Angriffe ~uf über 
60 Ziele in Städten, Dörfern und Flüchtlingslagern des Libanon. 
Dabei wurden U.a. sämtliche größ.ere Brücken, die über die Flüsse 
Litani und Zahrani führen, sowie die Raffinerie von Zahrani zerstört 
und ein neuer Flikhtlingsstrom gen Norden ausgelöst. Wie der israeli· 
sche Generalstabschef Raph~eI Eitan freimütig bekannte, ging es 
Israel im Kern darum, die "Grundstruktur der Terroristen", also der 
palästinensichen Fedayin, systematisch 20U z.crstören, um ,odarln 
einen "en!scheidenden Schlag gegen sie zu führen. Das kann sehr 
schnell gehen, innerhalb von twei Wochen, von l.wei Monaten oder 
sogar von einem jahr. Wie dem auch sei, wir werden uns auf aUes 
vorbereiten". 
Dies alles geschah, während sich Ronald Reagans Nahost.sonderbot­
schaher Phillip Habib auf seiner dritten Vennittlungstournee zur Bei· 
legung der syrisch·israelischen "R.aketenkrise" in der Region aufhielt. 
Ph. Hahibs Aktivitäten wurde es zugeschrieben, daß die Bcgin-Regie· 
rung sich schließlich am 24.Juli dJ. bereit fand, das Feuer gegen die 
PLO und ihre nationalprogrcssiven Alliierten im Libanon ein2oustel­
kn. Sie ließ jedoch keinen Zweifel daran, daß dies keine Maßnahme 
von Dauer sein dürfte. 
Wie Uri Porat, der Pressesprecher der israelischen Regierung am 
27.7.1981 in Tel Aviv erklärte, werde man jeden Versuch der PLO, 
Kriegsmaterial im Südlibanon zu plal.ieren, als Provokation ansehen, 
$Clbn wenn es nicht eingeset20t würde: "Auch wenn kein Schuß abge­
feuen wird, kann es trottdem einen Grund fur einen K,rieg geben." 
Das heißt doch, der bloß.e Selbstverteidigungswille des palästinensi­
sehen Widerstands ist Grund genug für Israel20um nächnen Feldzug. 
Die erneute Libanoneskalation durch Tel Aviv set20te juli in dem 
Moment ein, als du Sonderkomitee der Arabischen Liga (Libanon, 
Syrien, Kuweit, Saudi Arabien und Liga-Generalsekretllr eh. Klibi) 
mit seinen Vermittlungsbemiihungcn 20ur &:ilegung der $Cit April dJ. 
andauernden Libanonkri$C (siehe AIB 7-8/1981, S. 4-9) einen Erfolg 
verbuchen konnte. Die syrischen Einheiten der Arabischen Abschrek· 
kungsSlreitmacht hatten ihl'!:n Ring um die ostlibanesische Stadt 
Zahle aufgehoben, da sie von den phalangistischen Rechtsmilizen 
geräumt worden war. Filr Ende Juli dJ. stand noch ein Tl'!:ffen aus, 
bei dem die letl.ten Streitpunkte geklärt werden soUten, nachdem die 
Phalange endl ich in einer schriftlichen Stellungnahme an den libane· 
sischen Staatspräsidenten EliaJ Sarkis ihre Bereitschaft 20um Abbruch 
aller Verbindungen zu Israel konudiert hatte - gcnau dies war die 
Kernforderung Syriens an eine innerlibanesische Regelung gewesen. 
Mit der israelischen Aggression vom Juli dJ. aber entbrannten auch 
die innerlibanesischen Kampfhandlungen neu, wurde die nationale 
Aussöhnung erneut vertagt. Was steckt dahinter? 

Ganz offensichtlich wollen Israels herrschende Kreise keine Beile· 
gung de r Libanonkrise 2ou lu$Cn, um ihre enentiellen Ziele dUIChzu­
$Ctzen; Einmal bietet ein destabilisierter Libanon günstigere Inter­
~ntionsmöglichkeiten 20ur Fortseuung des Vernichtungskrieges ge­
gen die hier konl.entrierte PLO. Zum zweiten soll so der Druck auf 
Syrien, um es 20um Rück- bl.w. Abl.ug aus dem Libanon 20U 2owingen, 
aumchtemallen und gegebenenfalb ~rstärkt werden. Zum dritten 
sehen Wuhington, Tel Aviv und Phalangc-führer B. Gemayel hierin 

übereimtimmend die Chance, Beirut - um dcn Preis einiger territo­
rialer Konzessionen - auf einen Separatfrieden mit Israel hin2ou, 
drängen. Das nämlich ist der Sinn einer Reagan·Botschaft an die 
israelische Regierung, mit dem Libanon 20U vemandeln "im Hin\llick 
auf die Herstellung friedlicher Be2oiehungcn" 20wischen beiden 
Ländern. 
Wenn die Reagan·Administration im Anschluß an die israelische juli· 
Offensive vors.i<.:htige Kritik anmerkte, so hauptsächlich um ihre 
Rückendeckung für M. Begin tu kaschieren und ihre Zusammenarbeit 
mi,t den konservativen arabischen Regimes, voran Saudi Arabien, 
nicht aufs Spiel20u setzen. Aber Israels Inten:entionismus im Libanon 
und de r Krieg gegen die Palästinenser werden in Wuhington prin2oi­
pieU gutgeheiß.en, an der miliardenschweren US·Militär· und Wirt­
schaftshilfe rur Israel keine Abstriche gemacht. Das vorübergehende 
Zurückhalten von 10 der insgesamt 75 an Tel Aviv vergebenen 
F·16-Kampfflu8l.euge dient lediglich der Augenwischerei. "Natürlich 
denken wir, daß Begin unsere Ziele teilt", bekannte Ende juli dJ. 
der Sprecher des US·Außenministerium ~, Dean Fischer. Ein Spiel mit 
~rteilten Rollen also ... 

Begins "Kabinett des Kriegsgeschreis" 

Das Anfang August dJ. vereidigte 20weite Bcgin·Kabinenläßt allcn· 
falls einen noch scharfmacberischeren Kurs erwarten. Dafur bürgen 
schon d ie Ernennung des ultrarechten Kolonistengenerals Arid 
Scharon zum Veneidigungsminister und des Miliardän Yakov Meri­
dor zum Minister rur wirtschaftliche Koordination. In den Grund­
säuen der neuen Regierung finden sich derart ungeschminkte Aus­
sagen wie, man werde "zu einem geeigneten Zeitpunkt" - nach 'Ab­
schluß der sog. Autonomievemandlungen mit Ägypten - die Weit· 
bank und den Gazastreifcn annektieren. 
PLO·Führer Abu Ijad sicht in der Zusammensetzung der neuen 
Begin-Regierung 2oul'!:cht eine "emöhte Kriegsgefahr" im Nahen 
Osten. Er nannte sie "ein Kabinett deli Kriegsgeschreis", gegen das 
die arabischcn Staaten sich f!ir einen neuen Waffengang wappnen 
müßten. Nach M. Begins brüsker Ablehnung eines 8-Punkte·Friedens­
vorschlages Saudi Arabiens vom 9.8.1981 muß mit dem Ausbruch 
eines neuerlichen Libanon- oder Nahoslkrieges jederzeit gerechnet 
werden. 
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Bolivien . 

Elfi Wernz/Michael Weber 

Keine "Ruhe" unter der Junta 

"Ich werde 20 Jahre an der Macht bleiben. Die neuen Generationen 
werden von mir ein Land erben, da.:! vom man<inischen Krebs geheilt 
ist." 
General t.uis Garcia Mua im juli 1980 

13 Monate später tritt G. Meza - nach einem erfolgreichen 
Militärputsch gegen ihn - zurück und verläß t das Land. 

Am 17. Juli 1980 , .3 Wochen nach den bolivianischen Wah· 
Ien, aus denen das Linksbüttdnis Demokratische Volksunion 
(UPD) unter Führung von H. SiI<:s Zuazo mit 38,7% der 
Wählcrstimmen eindeutig als Sieger hervorgegangen war, 
wurde: dem 1977 erö ffneten Demokratisierungsprozeß 
durch einen Putsch e rneut ein Ende gesetzt. 
Schon vor diesen Wahlen, den dritten seit 1978,1 hatten 
Tc:rroranschJäge die Bevölkerung verunsichert. Der Umen­
gang wurde von Putschgerüchten überschattet. Aus diesem 
Grunde hatten der Gewerkschaftsdachverband COB, alle lin­
ken Parteien, die Menschemechtskommission und die Natio­
nalistische Revolutionäre Bewegung (MN R) unter Führung 
des gemäßigten V. Pa:t Estenssoro Anfang des Jahres 1980 
das Komitee :tur Verteidigung der Demokratie (CONADE) 
gegründet mit dem Ziel, bei einem erneuten Militärputsch 
einen Gene ralstreik und Straßenblockaden :tu organisieren. 

Juli 1980: Notbremse der Oligarchie 

In den überlegungen der Putschisten um General Garcia 
Meza war die "Endlösung" der politischen Instabilität und 
chronischen Wirtschaftskrise Boliviens eng verknüpft mit der 
Absicht einer physischen Vernichtung oppositoneller 
Kräfte. Außerdem drohte durch den Wahlsieg der VDP die 
Regierungsübemahme durch eine Mitte-Links-Koalition, die 
den Profitinteressen der Militän (Kokainhandel) und der 
einheimischen Oligarchie :tuwidergelaufen wären. 
In einer programmatischen Erklärung der UDP hat es dazu 
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geheißen: "Die UDP klagt den Imperialismus, die einheim i­
sche Oligarchie und die neuen herrschenden Kreise an, für 
den Rückschri tt in Bolivien, die Armut der Massen und die 
neokoloniale Abhängigkeit des Landes verantwortlich zu 
sein ... Sie (die UDP; d. Verf.) wird der Nation die Kontrolle 
und Nut:tung ihrer Naturvorkommen zum eigenen Vortei l 
sichern, in a llen Landesteilen den wirtschaft lichen und ge­
sellschaftlichen Fortschritt ermöglichen und die ausufernde 
Korruption beenden. "2 

Argentinien war bei der DurchfUhrung des Putsches vom Juli 
1980 direkt beteiligt. Die Interessen der Videla-J unta waren 
darauf gerichtet, erstens keine Verschiebung der Grenze zwi­
schen den demokratischen Staaten (Peru, Ekuador, Kolum­
bien) im Norden und den faschistische n Staaten (Chile, Bra­
silien, Argentinien) im Süden zuzulassen. Zweitens spielten 

. wirtschaftliche Interessen eine wesentliche Rolle. Argenti­
nien bezieht Erdgas zu einem günstigen Preis aus Bolivien -
eine Importsteigerung war angestrebt. Eine demokratische 
Regierung mit S iles Zuazo als Präsident hätte zur Gefahr­
dung dieser wirtschaftlichen In teressen fUhren können. 
Nach dem Putsch vom 17.7.1980 verfuhr die US-Regierung 
unter Jimmy earter in ihrer Politik gegenüber dem Anden­
staat zweigleisig. Zwar verweigerte sie die Wirtschaftshilfe 
und zog demonstrativ ihren Botschafter aus La Pa:t ab, an­
dererseits stundeten u.a. US-amerikanische Banken dem 
neuen Regime die AuBenhandelsschulden und der angekÜl\­
digte Verkauf amerikanischer Zinnvorräte wurde vorerst ver­
schoben. 3 

Nach dem Machtwechsel in Washington hat sich die US-Stra­
tegie geändert. Ronald Reagan ließ durch seinen Außenmini­
ster A. Haig mitteilen, daß nicht die Regierungsform, son­
dern die Sicherung der amerikanischen Interessen das wich­
tigste Prinzip der neuen US-Außenpolit ik sein werde. 4 

Der Putsch vom Juli 1980 entpuppt sich in dreifacher Hin­
sicht als Novum in Boliviens Putschgeschichte: 



Entens rekrutiert sich die Militärjunta teilweise aus gewöhn­
lichen Kriminellen und bolivianischen/internationalell'l Dro­
genhändlem_ Zum zweiten übertraf die von Garcia Meza 
proklamierte "Demokratie neuen Stils" an Gewalt und 
Grausamkeit gegen die Bevölkerung jeden der annähe,rungs­
weise 200 Putsche, die Bolivien bisher ertragen mußte,_ Drit­
tens unterschieden sich die Umstände des Putsches insofern 
von allen bisherigen Militärumstürzen, als der Entschlos­
senheit der Militärs die Entschlossenheit der Mehrhdt der 
Bevölkerung zum entschiedenen Widerstand entgegen.stand_ 
Die leidvollen Erfahrungen, die die Arbeiterschaft und 
Landbevölkerung Boliviens unter der siebenjährigen B,anzer­
Diktatur in ökonomischer und politischer Hinsicht machen 
mußten, fUhrten ab Mitte der ?Oer jahre zu einer anhal­
tenden Radikalisierung und Organisierung der Hauemschaft 
in der COB (Bauemgewerkschaft CSUTCB) bei gleidftzeitig 
wachsendem Bewußtsein der Arbeiterklasse_ Heide üb,:rwan­
den Schritt rur Schritt die von den jeweiligen Machthabern 
so oft ausgenutzte Zerrissenheit untereinander und began­
nen seit ungefahr 4 jahren unter Führung der COB Aktio­
nen gegen wirtschaftliche Mißstände und politische Repres­
sion gemeinsam zu koordinieren und zu planen. 
Der in die Breite gewachsene und in der CONADE ;~usam+ 
mengefaßte Widerstand mobilisierte die Bevölkerung gegen 
die Putschisten. Unter Führung der CONADE wurd,~ nach 
dem Putsch ein Generalstreik ausgerufen, der begleitet von 
Straßenblockaden, für 2 Wochen Bergbau, lndustriep:roduk­
tion, Handel und Verkehr Boliviens lahmlegte 
Das brutale Vorgehen von Militär und Polizei geg,m die 
Opposition und die Drohung mit ökonomischen Sanktionen 
gegen streikende Minen· und andere Arbeiter erforderte eine 
Veränderung der Widerstandsformen. Als das effektivste 
Verteidigungsmittel der Bevölkerung erschien der "passive 
Widerstand" gegen die Militärjunta, zu dem im August 1980 
die (Gegen-)Regierung der Nationalen Einheit (GUN, Vor­
sitz S. Zuazo) aufrief. CONADE und GUN sehen in der 
Praktizierung des passiven Widerstandes die Möglichkeit, das 
Regime kurz bis mittelfristig unter Druck zu setzen_ 

Nein zu Mezas "Wirtschaftspaket" 

Die wirtschaftlichen Maßnahmen der junta haben die öko· 
nomische Krisenentwicklung des Landes weiter verschärft. 
Handels- und Zahlungsbilanz und der Staatshaushalt weisen 
gewaltige Defizite auf, die Inflation liegt übc~r der 
50·%·Marke. Die Auslandsverschuldung beträgt ca. 4 Mrd 
Dollar (Pro-Kopf-Verschuldung 800 Dollar)_ 5 

Angesichts der ruinösen wirtschaftlichen Situation kiindigte 
General Meza am 10.Januar 1981 sein Programm der "Wirt­
schaftlichen Wiederbelebung" an: Aufhebung der Subven­
tionen der Grundbedarfsartikcl, massive Entlassung!:n von 
Arbeitern und Angestellten, Abwertung des Peso, Entna­
tionalisierung der bereits unter Banzer hoffnungsl!lS ver­
schuldeten staatlichen Erdölfirma YPFB, der Berg:bauge­
seilschaft COMIBOL und anderer wichtiger öffen.dicher 
Unternehmen. 
Was die Umsetzung dieser Maßnahmen für die Arbeiu- und 
Lebensbedingungen der _ Bolivianer bedeutet, verdeutlicht 
ein Aufruf der COS "an alle Arbeiter und das bolivianische 
Volk" vom 15.11.1980, in dem es heißt: " ... werd:en die 
Lebenshaltungskosten, nur allein durch die Streichu.ng der 
Subventionen rur die Grundbedürfnisartikcl, um 15()% an­
steigen ... Unsere Löhne, die sicherlich auch wieder einge­
froren werden, verlieren zu einem großen Teil ihre Kauf­
kraft. "6 

Die illegal arbeitende COB rief zu einem 48-51ündigen Gene­
ralstreik auf, der in den größten Minenzentren und in den 
Fabriken der Städte La Paz und Cochabamba befolgt wurde. 

Vereinzelt kam es auch zu Straßenblockaden der organisier­
ten Campesinos (Bauern). Nachdem der Widerstand sich nur 
langsam zu reorganisieren vermochte, zeichnet sich dabei in 
den letzten Wochen ein qualitativer Fortschritt ab_ Neben 
der im Untergrund operierenden Regierung der Nationalen 
Einheit und der CONADE haben sich neue Widerstandsfron· 
len (z_B. Front des 15. November) gebildet, deren gemein­
sames Ziel "die Reorganisierung und Verteidigung der ge­
werkschaftlichen und politischen Freiheiten und die Vertei­
digung umerer Löhne und der wirtschaftlichen Existenz· 
grundlage der breiten Massen" ist.7 

Durch ihre breite Beteiligung am Widerstand ist die Kirche 
_ sie hatte sich entschieden für den Demokratisierungspro­
zeß eingesetzt - einer entsprechenden Repression seitens 
der Putschisten ausgesetzt_ Hohe kirchliche Würdenträger 
werden mißhandelt, kirchliche Einrichtungen venvüstet; Pre­
sencia, das Organ der bolivianischen Bischofskonferenz, 
wird allmonatlich mit einem längeren Erscheinungsveroot 
belegt. Trotz all dieser Angriffe werden weiterhin in den 
Kirchen Hirtenbriefe verlesen, in denen "zum Aufstand ge­
gen die Regierung" aufgerufen wird.8 

Mit dem breiten Widerstand, dem sich G. Meza durch die 
bolivianische Bevölkerung und ihrer Organisationen ausge· 
setzt sah, korrespondierte .seine eigene umstrittene Macht· 
position innerhalb der Streitkräfte. Oppositionelle Militärs 
wurden verhaftet, strafversetzt oder ihrer Kommandoposi­
tionen enthoben. 

Der 190 _ Putsch 

Vier Putschversuche von März bis Ende Mai 1981 gegen G_ 
Meza, die darauf hindeuteten, daß die Mehrheit der Militärs 
ihn nicht mehr rur tragbar hielt, veranlaßten den Juntachef, 
seinen Rücktritt anzukündigen und rur den 6. August dJ_ 
die AmtseinfUhrung seines Nachfolgers vorzusehen. G. 
Mezas öffentliche Distanzierung von dieser Entscheidung im 
juli allerdings machte den nächsten Putsch nur noch zu ei­
ner Terminfrage. 
Der Putsch von Heereseinheiten am 3. August dJ- in Santa 
Cruz unter Führung der aus dem Exil zurückgekehrten 
Generäle N_ Busch und L Anez fand die Unterstützung der 
COB, der Untergrundregierung Zuazo und des ehemaligen 
Diktators Hugo Banzer. Die Ankündigung der Bombardie­
rung von La Paz und die Proklamation eines landesweiten 
Generalstreiks zwangen G. Meza zum Rücktritt und zur Ein­
setzung einer neuen junta unter General Waldo Bemal, der 
in den ersten Verlautbarungen jedoch keinen Zweifel daran 
ließ, an Form und Inhalt der bisherigen Regierung5politik 
festhalten zu wollen. 
Ob nun seine "neue Art von Demokratie" 9 oder aber der 
"Kreuzzug fUr die nationale Wiederc:rweckung'lO der 
putschenden Generäle und der sie untentützenden Koalition 
in den nächsten Wochen und Monaten die Oberhand ge­
winnen wird, steht noch dahin. Sicher ist im Augenblick nur 
eines: Mit dem Sturz des in den internationalen Rauschgift­
handel verwickelten Generals Luis Garcia Meza und seiner 
Clique, die Bolivien an den Rand des wirtschaftlichen Ruins 
brachten, wachsen auch die Chancen des demokratischen 
Widerstandes in diesem Land. 
Anmcr"ungen~ 
I) Siehe AlB 9{l979. S. 14-16 und 9/1980, S. 8-9 
2) AlB 9{1979, S_ 1~ und 16 
3) Vgl. Unsere Zeit, 31.7 _1980 und Die Tal, 1.8.1980 
4) Bolivien-Rundbrief 2/1981 
~) Daten nach: Frankfurter RundKhau, 2~.J.1981 
6) Zit. nach~ Bolivien·Rundbrief l{1981 
7) Ebenda 
8) Die Welt, 27_8_1980 
9) FrankfurIer Rundschau, 6_8_1981 · 

10) Süddeuuche Zeitung, 5.8_1981 
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Chile 
Mit dem Inkrofttreten der faschistischen Verfasnmg und eines Pakets sog. Obergangsbestimmungen im März 1981 hat die 
Militärdiktatur unter General Augusto Pinochet ihre Vollmachten noch erweitert. Das verdeutlicht insbesondere der Ver/as­
sungsQTjikel 24 (siehe Kasten), der einem Errniichtigungsparagraph für Präsident Pinochet gleichkommt. Er machte in den 
vergangenen Monaten davon regen Gebrauch, wie die neue Welle der Repression gegen die Arbeiterbewegung, oppositionelle 
Uniuersitiitsangehörige usw. anzeigt. 
Am 7. Juli d.J. verhaftete das Regime zehn Führ,~r des Nationalen Gewerkschaftlichen Koodinierungskomitees (eNS), das ca. 
800.000 Arbeiter repräsentiert und eine der drei größten Arbeiterorganisationen Chiles ist. Die Inhaftierten, darunter 
CNS·/'rÖsident Manuel Bustos und CNS·Generalst·kretÖr Alamiro Guzman, werden beschuldigt, einer "nichtfegafen" Organisa­
tion vorzustehen und die "nationale Ordnung i!tnd Sicherheit zu attackieren". Eigentlicher Anlaß war die Vorlage eines 
CNS-Forderungskataloges, der u.a_ folgende Pun,~te enthölt: Streichung des Artikels 24 der Pinochet-Verfassung, Aufhebung 
des Ausnahmezustandes, Beendigung der Repres:rion (inklusive Aufkliirung der Verschwundenenschicksale), Schluß mit der 
Privatisierung und Entnationalisierung der Wir/sch.aft, Reinstaflierung der Arbeitsgerichte, Streikrecht, Lohnerhöhung für Arbei­
ter und Angestellte um 31%. 
Die Bundesregierung sucht dessen ungeachtet ihre Stimmenthaltung vor der UN-Menschenrechtskommission in Sachen Chile, 
die geplante U-Boot-Lieferung und andere Gefölligkeiten gegenüber der Pinochet.Junta U.a. damit zu rechtfertigen, die Men­
schenrechtsfage habe sich in Chile seit J 977 wese''1t1ich verbes:-ert. Grund genug für die Vofkseinheitsbewegung Unidad Popular 
(UP), sich in einem Offenen Brief an den Banner .Außen minister H_D_ Genscher mit diesen Rechtfertigungsversuchen detailliert 
auseinanderzusetzen. Hugo Fazio, einer der profil"iertesten UP-Dkonomen, weist die faschistische Wirtschaftspolitik als Ursache 
für eine zunehmende soziale Polarisierung aus ui'ld sieht in ihr Chancen für eine Belebung des Massenwiderstandes gegen die 
Diktatur. 

Exekutivsekretariat der Unidad Popular in der BRD 

Offe!ner Brief an 
Außenminister H. D. Genseher 

•. DM: &rolle Fa",,·· - p'<>Iesle ,.gen P"""ehel' I'\c:bo<Zot ,m September 1980 

Sehr geehrter Herr Minister, 
sicherlich hat Ihr Ministerium seit dem Staatutreic:h in Chile 
(im September 1973) Hunderte und Tausende von Briefen, 
Noten, Telegrammen und Mitteilungen der verschiedensten 

6 

Art von Persönlichkeiten und Organisationen der unter­
schiedlichsten politischen und ideologischen Ausrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutschland erhalten, die aber alle in 
der Notwendigkeit einer Verurteilung der Verbrechen Pino­
chels und seiner Diktatur übereinstimmen. 
Bis Ende 1980 hatte die Bundesregierung und damit auch 
ihr Außenministerium vor den internationalen Organisatio­
nen eine mit dieser mehrheitlichen Uberzeugung der demo­
kratischen Öffentlichkeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land im Einklang stehende Haltung angenommen. Aber auf 
der letzten Sitzung der UN-Menschenrechtskommission, auf 
der das Thema Chile zur Diskussion stand, verurteilte die 
Ve_rtretung der Bundesrepublik die Militärjunta nicht, son­
dern ent$chied sich fUr die Stimmenthaltung. Dieses Verhal­
ten erweckt natürlich unsere Besorgnis. Da zusätzlich zahl­
reiche Chilenen und Bundesbürger in den letzten Monaten 
auf Protestschreiben wegen der in Chile fortbestehenden 
Verfolgung und wegen der Absicht, Waffen an Pinochet zu 
liefern, von Ihrem Ministerium solche Antworten erhalten 
haben, in denen praktisch eine Abänderung bezüglich der 
Behandlung zum Ausdruck kommt, die die Diktatur gegen­
wärtig und in Zukunft von Ihrer Regierung erfahren soll, 
sehen wir uns genötigt, uns in einem offenen Brief an Sie zu 
wenden, um Ihnen unser~ tiefe Beunruhigung mitzuteilen. 
Zusammenfassend vertritt Ihr Ministerium neuerdings fol­
gende Auffassung: 
I. In Chile habe sich die Situation der Menschenrechte im 
Vergleich zu den Jahren 1973-77 verbessert . 
2. Das Neue an der Entwicklung in Chile sei ein Anstieg des 
"Terrorismus". 
3. Es sei absolut nonnal, daß über Chilenen die Todesstrafe 
verhängt werden könne; dergleichen geschehe in y:ielen zivili­
sierten Ländern. 
4. Dem Pinochet-Regime könnten U-Boote geliefert wer. 



den, denn Chile befinde sich nicht innerhalb eines; Span­
nungsgebietes_ 
5_ In Anbetracht vor allem der E.wägungen aus den Punk­
ten I bis 3 werde die Bundesrepublik in den Vereinten Na­
tionen ihre Position der Stimmenthaltung beibehalt,!n und 
sich zudem dagegen aussprechen, daß der Fall Chile auf die 
Tagesordnung der kommenden UN-Vollversammlung ,gesetzt 
werde. 
Gestat~en Sie uns, Herr Minister, auf jeden dieser lPunkte 
gesondert Bezug zu nehmen. 

1. Zur Verbesserung der Lage der Menscheßlrechte 
in Chile 

1.1. Eine Darstellung der allgemeinen Lage unseres Volkes 
unter dem Faschismus, die allein schon ein schwe.wiegendes 
Attentat gegen die grundlegenden Menschenrechte darstellt, 
würde den Rahmen dieses Briefes sprengen. Wir beschlränken 
uns darauf ins Gedächtnis zu rufen: die beständige Arbeits­
losigkeit von über 20% der arbeitsfahigen Bevölkerung (d.h. 
insgesamt halb so viel Arbeitslose wie in der Bundl:srepu­
blik, in einem Land mit nur 1/6 der hiesigen Bevölkerung); 
die 700.000 feh lenden Wohnungen, die Demontage der 
Sozialmedizin beim Versuch der Privatisierung aller Kran­
kenhäuser; die Liquidierung der zunächst unter militärische 
Kontrolle gesetzten und neuerdings ebenfalls dem freien 
Markt überlassenen Universitäten; die Militarisierung des Bi!· 
dungswesens in all seinen Stufen; das Spitzeltum und das 
freie Wirken der Unterdrückungsorgane an Schulen und 
Hochschulen; die Vernichtung der gewerkschaft licheI:! Frei­
heit, des Rechtes auf freie Kollektivverhandlungen sowie die 
Einschränkung und praktische Inexistenz des Streikrechts, 
und vieles mehr. 
1.2. Wir wollen vielmehr auf solche Vorgänge Bezug neh­
men, die gängigerweise und unmittelbar als Verleu:ungen 
der Menschenrechte bezeichnet werden. 
Das Vikariat der Solidarität hat Anfang dieses Monats be­
kanntgegeben, daß zwischen Januar und April 1981 allein in 
Santiago 197 Personen von den Sicherheitsorganen vel'haftet 
wurden. Es ist bekannt, daß offiziellen Angaben zufolge an­
läßlich des Internationalen Tages der Arbeit, d.h: ber,eits im 
Monat Mai, rund 400 Verhaftungen erfolgten. Solche Ver­
haftungen wurden danach in ähnlicher Weise fortgesetzt. 
Darum können wir feststellen, daß im Verlauf von 1981 der 
hohe, rur 1980 charakteristische Repressionsgrad nielht ver­
mindert wurde. 
Was die Ereignisse aus dem Jahr 1980 betrifft, so beziehen 
wir uns auf eine vom Büro Chile Democratico in Rom erar· 
beitete Zusammenstellung, die rur das genannte Jahr auf 
über 4.000 von der Diktatur zu verantwortende Menschen­
rechuverletzungen aller Art hinweist. 
Wichtig ist es hervorzuheben, daß die Sicherheiuorgane in 
den letzten Monaten zahlreiche junge Leute ermordet 
haben, darunter Oscar Salazar J ensen, Santiago Rubilar Sa­
lazar, Ruben Horta Jopia, Juan Olivares Perez, Alejandro 
Sepulveda Malbran und J ose Leandro Arratia, von denen 

.... rh.It.'u (;c ... rt>a,ahsfuhr., Man",,1 B"".,. (1.); .. """ ..... ,., An"f...,h .. , J. u ..... ,h" 
Am ... 

einige aus dem Exil (unter Einhaltung aller von der Junta 
geforderten rechtlichen Fönnlichkeiten) ins Land zurückge­
kehrt waren. Die Verantwortlichen rur diese Morde sind 
nicht bestraft worden. 
Zum ersten Mal wurde im Monat Juni 1981 die Kathedrale 
von Santiago von Agenten der Junta durchsucht. Mehrere 
dort verhaftete Jugendliche befinden sich immer noch im 
Gefängnis. 
Die Verbannungen Hunderter Männer und Frauen, vor allem 
Jugendlicher, die Einkerkerungen an geheimen Haftorten 
bei grauenhaften Folterungen, die Verstreuung der politi­
schen Gefangenen über Haftanstalten flir Gemeinverbrecher 
im ganzen Land, die geheimen Folterhöllen, das unaufge­
klärte Schicksal unserer verschleppten Genossen (rund 
2.500; d. Red.) die Ausweisungen aufgrund rein administra­
tiver Maßnahmen, die Nichtzulassung der Rückkehr der 
Exilanten (Sie wissen, daß wir in der Bundesrepublik einige 
Tausend und in der Welt ein ige Hunderttausend sind), a1l 
diese Verhältnisse sind weiterhin rur das Regime der Militär­
diktatur kennzeichnend. 
Sicherlich ist Ihnen bekannt, daß vor nur zwei Monaten der 
ehemalige Parlamentarier und Innenminister der Regierung 
Allende, Gerardo Espinoza, des Landes verwiesen un~ daß 
~ie Rückkehr des Vorsitzenden der Christdemokratischen 
Partei, Andres Zaldivar, ins Land verboten wurde. Beide 
sind auf administrativem Wege zum Exil verurteilt worden. 
Dic Wehpresse berichtete außerdem vom Tod Laura AlIen­
des, der Schwester unseres Genossen Präsidenten, der Pino­
chet das von ihr geforderte Recht ve.weigert hatte, in ihrer 
Heimat sterben zu können. 

Natürlich, Herr Minister, werden nicht alle Monate 30.000 
oder mehr Chilenen ennordet, wie es im September-Oktober 
1973 der Fall war; ebenso wenig können auf unbestimmte 
Zeit s tändig Tausende unserer Landsleute verschleppt wer­
den. Aber Tatsache ist, daß Pinochet den Terror institutio­
nalisiert hat und ihn heute mit größerer Spitzfindigkeit und 
Selektivität denn je, dadurch aber keineswegs mit geringerer 
Brutalität, praktiziert. Da das terroristische Wesen seines 
Regimes keine Änderung erfahren hat, gehen wir davon aus, 
daß sich die verurteilende Haltung der wahren Demokraten 
gegenüber der Diktatur ebenso wenig ändern sollte. 

2. Zum Argument des "anwachsenden Terroris­
mus" 

An erster Stelle fallt die Übereinstimmung dieses Arguments 
mit den Feststellungen einiger Regierungen, insbesondere 
der US-Regierung unter Reagan, zum Befreiungskampf des 
salvadorianischen Volkes gegen die Diktatur des Napoleon 
Duarte auf. Es ist klar, daß mit der Darstellung des Befrei· 
ungskampfes eines Volkes als einer Auseinandersetzung zwi­
schen zwei "terroristischen" Extremen beabsichtigt wird, 
eine Fortsetzung der Unterstützung flir diktatorische Regi­
mes zu ennäglichen. Gleichzeitig wird damit versucht, zu 
verhindern, daß unsere Völker sich die von ihnen demokra­
tisch bestimmte und den Interessen der großen Mehrheit 
entsprechende Regierung geben. 

Wir sind der Uberzeugung, daß Argumente dieser Art nicht 
der geringsten Analyse standhalten, sei es nun im Fall von EI 
Salvador oder in unserem eigenen. Der größte und verab· 
scheuungswürdigste Terrorist, den unsere chilenische Ge­
schichte und u.U. gar die Geschichte Lateinamerikas kennt, 
ist Pinochet. Er ist es, der, um sich an der Macht zu halten, 
Terror und Unterdrückung gegen all jene einsetzt, die es 
wagen, eine abweichende Meinung zu vertreten. 

Unter gleichzeitigem Hinweis aur Punkt 1.2 sei gesagt: Vor 
etwas mehr als einem Monat erneuerte der Diktator den 
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Ausnahmel:ustand. Dieser Ausnahmezustand. der in jedem 
zivilisierten Land eben als Ausnahme gehandhabt wird, hat 
in Chile seit dem Putsch und auch in nächster Z\Jlkunft den 
Charakter einer ständigen Institution. Die umfassenden 
Vollmachten Pinochets wurden mit dem Inkrafttreten der 
Verfassung, die - wie seinerzeit auch Vertreter d,er Bundes­
regierung erklärten - auf undemokratische Weise zustande­
kam, nicht eingeschränkt, sondern noch wesentlich ver­
stärkt. In seinen Händen sind die exekutive, die legislative 
und die verfassungsgebende Macht konzentriert. G-leichl:eitig 
übt der Diktator entscheidenden Einnuß auf die Besetl:ung 
der Justizorgane aus. Gestützt auf die Streitkräfte kann 
Pinochet sogar - und jetzt auch auf "verfassungsmäßige" 
Weise - solche Veränderungen verhindern, dit: von der 
Mehrheit der Chilenen beflirwortet werden. 
Um es mit Worten des Vorsitzenden der Gruppe ftir Verfas· 
sungsstudien, des ehemaligen christdemokratischen Senators 
Patricio Aylwin zu sagen: Solange die gegenwärtflge Verfas­
sung in Kraft ist, "kann unser Land nicht als Rechtsstaat 
eingeschätzt werden, der unter einer verfassungsmäßigen 
Ordnung lebt". Im Falle einer Nation, die einer ,,,ständigen 
Ausnahme" unterworfen ist, durch die dem R.~gierenden 

"die Gesamtheit der Macht in die Hände gelegt, die Freiheit 
der Personen seiner Willkür ausgeliefert und decl Gerichts­
höfen die Schirmherrschaft über diese Freiheit entzogen 
wird, sein Grundgesetz und Recht nichts mehr als dekora­
tive Mäntelchen ohne einen substantiellen Wert". Und Herr 
Aylwin fUgt hinzu: Die gegenwärtige Rechtsstruktur "macht 
jegliche Evolution innerhalb ihres Rahmens unmöglich; es 
schließen sich alle Türen fUt eine mögliche Vc:ränderung 
oder Evolution der Institutionalität". 
Wir fragen Sie, Herr Minister: Wenn die Situation in Chile so 
ist, wie hier geschildert, soll dann unser Volk untätig bis 
zum Jahr 2000 darauf warten, daß Pinochet so gütig ist, der 
Macht zu entsagen, die er durch Verrat errang und mit 
Gewalt behauptet? 
Jene, die sich zum Kampf gegen die Diktatur erheben, dür­
fen nicht verwechselt und mit Leichtfertigkeit als Terrori­
sten bezeichnet werden. Die deutschen, französischen, italie­
nischen, spanischen, jugoslawischen antifas.:histischen 
Kämpfer und die so vieler anderer Nationalitäten waren kei­
ne Terroristen, als sie sich gegen die UnterdriicllUng erho­
ben, die mit der dunklen Nacht des Nazifaschiismus über 
Europa hereinbrach. Auch die in Chile gegelll Pinochet 
kämpfen, sind e$ nicht. 
Im Einklang mit den Lehren der großen chri5tlich,en Philoso­
phen, mit denen der Demokraten aller Epochen, im Ein­
klang mit den Prinzipien der Menschenrecht5Crklärung, mit 
der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amel'ika und so 
vieler anderer liberaler Grundgesetze sind wir der Auffas­
sung, daß sich alle fortschrittlichen Menschen und Regierun­
gen an die Seite eben jener stellen müssen, die der in unserer 
Heimat herrschenden Tyrannei widerstehen und gegen sie 
kämpfen. 

3. Es sei normal, daß über Chilenen die Todesstrafe 
verhängt werden könne; dergleichen geschehe in 
vielen zivilisierten Ländern_ 

Tatsächlich existiert die Todesstrafe in vielen .:ivilisierten 
Ländern. Was aber diese Länder von dem unterscheidet, was 
gegenwärtig in Chile geschieht, ist die Tatsache, daß die An­
wendung dieser Strafe in Chile in die Befugnis von Militärge­
richten fallt, die nach Verfahren und Maßstäben ftir Kriegs­
:teiten operieren, die Pinochet absolut untergeordnet sind 
und somit keine Unabhängigkeit haben, die sich ~lUS Militärs 
ohne juristische Ausbildung zusammensetzen; Tribunale, die 
wie die Erfahrung seit dem Putsch zeigt, imstande sind, in 
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Pinochets Verfassungsartikel24 
Unbeschadet der Verordnungen der Artikel 39 ff. über die in die .... r 
Verfas,ung vorge~.ehenen Ausnahmezustande, Iumn der Präsident 
der Republik, falls sich wähn:nd der Zc:it der Gültigkeit de, Ober­
pttgilUtikels 13 (1981 - 1989) Gewalt.1lte en:ignen, die darauf ab­
~ielen, die öfrenlliche OrdnU11.g ~u stön:n. oder falls die Gefahr der 
Störung des innen:n Friedens be.teht, die. öffentlich eddin:n und 
für .... ch. Monate folgende Ermächtigungen in Anspruch nehmen: 
a) Festnahmen bis zu einer Dauer von fünf Tagen im Hause des 

Betreffenden oder an anden:n Stellen außer in Gef":i.ngnissen. Im 
Falle von schwerwiegenden Terronokten kann dieser Zeitraum 
um bis zu 15 Tage verlängen werden. 

b) Einschränkung des Versammlungsrechts und der Informations­
freiheit, let'l'tere nur bei Griindung, Ausgabe oder Verbreitung 
neuer Veröffentlichungen. 

c) Einreiseverbot in das oder Ausweisung 'I.US dem Staatsgebiet für 
diejenigen, die in Artikel 8 der Verfassung aufgef"tihrte Doktri­
nen propagieren, Anhänger solcher Doktrinen sind oder im Ruf 
stehen, Aktivisten de:nelben zu sein, sowie für diejenigen, die 
gegen die Interessen Chiles gerichtete Akte begehen oder eine 
Gefahr rlir den inneren Frieden dU$telien. 

d) Verfligung dei Zwangsaufenthalts hcstimmter Per,onen in einer 
Ortsehaft im Staatsgebiet für einen Zeitraum bis zu dn:i Mona­
ten. 

Die in dieser VerfligUng vorgesehenen Ennäehtigungen werden vom 
Präsidenten der Republik mittels eines vom Innenminister unter· 
zeichneten Höchsten Erlasses mit der Fonnulierung "auf Befehl des 
Präsidenten der Republik" wahrgenommen. Die Kraft dieser Ver· 
fUgung ergriffenen Maßnahmen können nicht durch Rechtsmittel 
angegangen und nur dureh die Instanz, die sie hat, aufgehoben 
werden. 
(Quelle: Solidaridad, Münster, Nr. 19/Juli 1981) 

verantwortungsloser Weise übergriffe aller Art zu begehen. 
Stellt man zusätzlich die Tatsache in Rechnung, daß sich die 
zivile Gerichtsbarkeit der Diktatur gegenüber fast ausnahms­
los willfahrig verhalten hat, so muß man zu dem Schluß 
kommen, daß sowohl gegenwärtig wie auch in Zukunft das 
Leben vieler unserer Landsleute Gefahr laufen und die Aus­
übung von Druck durch die internationale Offentlichkeit 
erforderlich sein wird, um den Mördern Einhalt zu gebieten. 
Aus gegebenem Anlaß möchten wir Sie auch darauf hinwei­
sen, daß die Behauptung von Mitarbeitern Ihres Ministe­
riums nicht l:utrifft, in Chile gelte in vollem Umfang das 
Rechtsmittel des "habeas corpus". Es ist bekannt, daß nur 
in einem einl:igen Fall ein Schutzantrag dieser Art von ei­
nem zivilen Gerichtshof angenommen wurde, während sol­
che An'träge zu Tausenden gestellt wurden. In diesem einzi­
gen Fall vermochte die zivile Gerichtsbarkeit nicht einmal 
durch:tusetzen, daß ihr der Verhaftete vorgefUhrt wurde. 
Der Betreffende ist weiterhin spurlos verschwunden. 

4. V-Boote und Waffenverkäufe an Pinochet 

Ihr Ministerium behauptet, Chile befande sich nicht in ei­
nem Spannungsgebiel. Dagegen ist bekannt, daß es sich erst 
vor kUr"lem knapp am Rand einer militärischen Auseinan­
dersetzung mit Argentinien befand, die diplomatischen Be· 
ziehungen mit Bolivien unterbrochen und die Beziehungen 
mit Peru derart schlecht sind, daß die peruanisehe Regierung 
den Junta-Botschafter auswies. 

Andererseits kam es trotz der Vermittlung durch den Va­
tikan - einem positiven Faktor, der von den Völkern beider 
Länder und nicht von den Diktatoren durchgesetzt wurde -
zwischen beiden Ländern infolge verschiedener Spionage­
prozesse in Chile und Argentinien vor einem Monat zu einer 
lang andauernden Schließung der beiderseitigen Grenze. 
Sollte aber trotzdem die Behauptung beibehalten werden, 
Chile sei kein Spannungsgebiet, 50 vergäße man eine Tat­
sache von überragender Bedeutung: die Tatsache, daß Pino­
chet und die FlUchisten die schlimmste aller Aggressionen 



vollfUhren, eine Aggression, die dadun;h nicht weniger 
bestialisch wird, daß sie einen Gegenschlag unmöglich 
macht, nämlich den Krieg gegen das eigene Volk. Zu den 
ideologischen Grundlagen der Pinochel·Diktatur gehören die 
Doktrin der nationalen Sicherheit und der Begriff des "ione· 
ren Feindu". Auf dieser Grundlage werden die unzähligen 
Grtueltaten begangen, die wir kurz geschildert haben und 
die wdtweit bekannt sind. 
Wir fragen: Ist es nicht ausreichend bekannt, daß im Sep' 
tember 191.5 Schirre der chilenischen Kriegsmarine, darun· 
ter auch U.Boote, vor Valparaiso, Lota, Coronel und ande· 
ren Städten Stellung bezogen haben, die Geschütze feuer­
bereit fUr den Fall, daß unser Volk den Putschisten Wider­
stand geleistet hälle? Wird denn vergessen, daß Flugzeuge 
der Luftwaffe den Monedapalast bombardierten? Wird ver­
gessen, daß Kriegsschiffe und auch das SchuJschirf .. Es­
meralda" zu Foherhöllen rur Hunderte von Patrioten wur­
den? (Nebenbei sei vennerkt, daß die Jacht "Blanca Estda" 
der chilenischen Kriegsmarine "Zu unserem Erstaunen an der 
diesjährigen Kieler Woche teilnehmen soll.) 

Wir behaupten mit Enuchiedenheit, daß sich unser Land 
aufgrund der Entwicklung im südlichen Teil Lateinamerikas 
und insbesondere wegen der Bedeutung der Fortdauer der 
Diktatur (ür unM:r Volk in einem Spannungsgebiet befindet. 
Darum halten wir es rur außerordentlich schwerwiegend, 
daß sich gegenwärtig in Kiel mindestens vier Offiziere der 
chilenischen Kriegsmarine aufhalten, die sich vor den Augen 
der Offentlichkeit verborgen halten. Wir würden gerne ihre 
Namen erfahren, denn wir sind davon überzeugt, daß sich 
wahrscheinlich darunter einige der Folterer bennden, die 
wiederholt identifizicrt und vor der internationalen örrent­
Iichkeit angeprangert wurden. 

Sollte sich diese Vermutung bewahrheiten, so gäbe es keinen 
anderen Weg als ihre Ausweisung aus der Bundesrepublik, 
ebenso wie vor Jahren auf diplomatischem Wege bezüglich 
des Militärattaches Christian Ackerknecht verfahren wurde. 
Wir .chließen hier mit der FestSieliung, daß U-Boot-Liefe­
rungen an Pinochet heute und nach diesem Präzedenzfall 
zukünftige Waffenlicferungen aller Art praktisch nichts 

anderes bedeuten als eine Verlängerung seiner Diktatur und 
eine Unterstützung, die ihm aUe Demokraten verweigern 
sollten. 

5. Abschließend möchten wir Bezug nehmen auf 
die Haltung der Bundesregierung in den Verein­
ten Nationen 

Es erscheint uns klar, daß sich die Lage in unserer Heimat in 
den fast acht Jahren der Diktatur nicht wesentlich verändert 
hat. Unserer Aurrassung nach gilt weiter die vor einiger Zeit 
von einem hohen Vertreter dieser Regierung getroffene 
Einschätzung, unser Land sei in der Hand einer "Mörderban­
de". 
Wir sind der Auffa5llung, daß das von der Vertretung der 
Bundesrepublik Deuuchland bei den Vereinten Nationen 
vorgebrachte fonnale Argument nicht in Einklang steht mit 
den Prinzipien der UN-Charta. Es entspricht nicht den Tat· 
sachen, daß bezüglich des Falles Chile ein besonderes, selek­
tives, diskriminierendes oder privilegierendes Verfahren an­
gewandt würde. Im Gegenteil, das befolgte Verfahren ist 
normal, notwendig und sollte darüber hinaus allgemeine An­
wendung finden_ 
In dieser Hinsicht sowie in anderen Fragen, die wir ange· 
sprochen haben, sind wir der Auffassung, daß die Bundes· 
regierung weiu':rhin den weltweiten Abscheubekundungen 
gegen Pinochet und sein Regime Rechnung tragen, bei den 
Vereinten Nationen in Einklang damit handeln und seine 
Verbrechen erneut verurteilen sollte. 
Sehr geehrter l.ferr Minister. 
es ist uns nicht leicht gefallen, über die Art und Weise zu 
entscheiden, in der wir uns an Sie wenden würden. Wir ha· 
ben schließlich beschlossen, es mittels eines offenen Briefes 
zu tun. Dabei haben wir an erster Stelle die schwierige Lage 
in Rechnung gestellt, unter der unM:r Volk lebt, sowie die 
schwierigen Bedingungen unter denen die Opposition gegen 
den Faschismus in unserem Land handeln muß. Weiter er­
schien es uns notwendig, daß die örrentlichkeit der Bundes· 
republik von unserer Stellungnahme Kenntnis nehmen kann, 
denn wir sind der Überzeugung. daß diese Öffentlichkeit 
weiter an unserer Seite stehen wird, bis zur endgültigen 
Niederlage Pinochets und des unmenschlichen Systems, das 
ihn an der Macht hält. 
Wir danken im voraus rur die Aufmerksamkeit, die Sie uno 
seren Awrührungen schenken ..... erden und verbleiben 
hochachtungsvoll 
ElC.ekutivsekretariat der Unidad Popular Chiles in der Bun· 
desrepublik Deutschland 
(Quelle: PreuemateriaJ der Unidad Popular in der Bundes· 
republik Deutschland, Frankfurt/M.,Juni 1981) 

Commonwealth und Dritte Welt: 
Afrika und Kariblk 
(gulliver 8) 
192 Seiten: 15,50 DM (Stud. 12,80 DM) 

Zunehmend kamplen die engllschsprachlgen Gesellschaf­
ten der _Oritlen Welt_ um wirtSChaftliChe und kulturelle EI­
geostAndlgkelt. 
Oie Beitrage dieses Bandes umfassen - am Beispiel post· 
kolonialer LAnder Afrikas und _WesUndlens_ - Analysen 
zur Sozialstruktur, Berichte Ober nationale Befreiungsbewe­
gungen und Stellungnahmen zum Status dSf Creole-Spra­
chen und Ihrer ErforSChung. In mehreren Aufsatzen wird die 
Darstellung der aktuellen kulturpolltlschen Debatte In Ro­
man und Lyrik kommentiert; eine Unterrichtseinheit zu Ja· 
malea sowie Konferenzberichte und Rezensionen ergAnzen 
den Themenschwerpunkl. 
ARGUMENT·Vwt.Ig. T" Str.e. D-1000Berllnes, Tel OJOJ4e111Oel 
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Hugo Fazio Soziale Polarisierung 
unter dem Faschismus 

In den Jahren des Faschismus hat es in Chile bedeutende 
Veränderungen gegeben. Dem Junta-Sprachrohr EI Mercurio 
gcHUIt die Feststellung, im Lande sei eine Revolution er· 
folgt. In Wahrheit hat - unter dem Vorzeichen der Vertie­
fung der Abhängigkeitsbeziehungen ~owie eines hohen Gn­
des der finanziellen Konzentration, und vor allem Zentrali­
salion - eine Entwicklung des Kapitalismus im Lande statt· 
gefunden, mit der unter vollem Einsatz des Staatsapparats 
(sowohl mit wirtschaftlichen als auch mit außerökon&mi· 
sehen Mitteln) versucht wird, die zentralen Widersprüche der 
chilenischen Gesellschaft zu überwinden. 
All dies mit dem Ergebnis, daß diese: defonnierte Entwick­
lung zur Zuspitzung der genannten Widersprüche fUhrt, die 
sich auf einer höheren Ebene entfalten. Das vielgepriesene 
faschistische Wirtschaftsmodell hat im wesentlichen diesen 
In halt. 

Das Auslandskapital erfaßt die ganze Wirtschaft ... 

HeUle stehen wir in Chile einem Gegner gegenüber, der sehr 
vie l mächtiger ist als je zuvor. Dies, als Resultat seiner voll­
ständigen Kontrolle über den Staatsapparat; der Entschlos­
senheit, mit der er seine Repressivmacht einsetzt und vor 
allem der Dimension, die seine Herrschaft über das Land 
erreicht hat. Hierdurch treten qualitativ neue Phänomene in 
Erscheinung. Diese Entwicklung wiederum ist Quelle rur die 
Zuspitzung der großen Widersprü<:he und Konflikte, die 
diese Herrschaft letztendlich in eine instabile und prekäre 
Lage versetzen_ 

Die Abhängigkeit des Landes ist größer denn je. Die heutzu­
tage in Chile weit verbreiteten Analysen, die in den gegen­
wärtigen En<:heinungen auss<:hließlkh die Expansion der 
Gruppen des inländischen Finanzkapitals sehen, sind unzu­
längli<:h.1 Die bereits erreichte imperialistis<:he Vorherr­
schaft skhert dem ausländis<:hen Kapital hohe Profitraten. 
Aber das Wichtigste besteht nicht hierin, sondern in der 
Tatsache, daß eine Herrschaftsfonn Gestalt angenommen 
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hat, die dazu bestimmt ist, die Abhängigkeit ständig auf 
höheren Ebenen zu reproduzieren. 
Die imperialistische Präsenz wickelt sich gleichzeitig über 
mehrere Achsen ab. Am stärksten kommt sie gegenwärtig 
auf dem Gebiet der Finanzen zum Ausdruck. Der Kapital­
export der imperialistischen Zentren und insbesondere der 
USA nach Chile nimmt heute vor allem die Fonn von Kre­
diten an. Mehr als 80% der gesamten Kapitalexporte werden 
heute in dieser Form transferiert. 

Die gegenwärtig in Anwendung befindliche Wirtschaftspoli­
tik kann nicht ohne die umflUlgreiche J-'inanzierung funk­
tionieren, die dem Regime durch die internationalen Bank­
konzerne und vor allem die größten US-amerikanischen Ban, 
ken, d.h. durch das Nervenzentrum des imperialistischen 
Finanzkap itals, 'erteilt wird. Diese Finanzierung ist eine 
zwingend notwendige Komponente der faschistischen Wirt­
schaftspoli tik, da diese Politik hohe Defizite in der Handels­
bilanz verursacht, auf verschiedenen Wegen einen starken 
Profittransfer ins Ausland garantien und die gesamte Wirt­
schaft den Interessen des Monopolkap itals unterordnet. 

Hierdurch erhält das US·amerikanische Monopolkapital eine 
zentrale Position im Wirtschaftsleben des Landes. Der Kapi­
talexport, vor allem in der Fonn von Darlehen, ennöglicht 
es dem US-amerikanischen Finanzkapital, seine Vorherr­
schaft auf verdecktere Weise als in der Vergangenheit auszu­
üben, mit der zusätzlichen Eigenschaft, daß sich diese Vor­
herrschaft nicht mehr auf einige Zweige konzentriert, son­
dern die gesamte Wirtschaft erfaßt. 

Die heute angewandte Wirtschaftspolitik fUhrt, gerade zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt, dazu, daß diese Nachfrage nach 
Auslandsfinanzierung beschleunigt anwächst . Für das Jahr 
1981 erhält man, wenn die Tendenzen der ersten Monate im 
Außenhandel (starkes Wachstum der Importe und Abnahme 
der Exporte) auf das gesamte Jahr projiziert werden, hin­
sichtli<:h der laufenden Zahlungsbilanz und der Rückzahlung 
der Auslandsverschuldung e inen zu deckenden Saldo in 
Höhe des riesigen Betrages von <l,,7 Mrd Dollar. Das ent-



spricht 86% der fUr das Jahr errechneten Gesamtexporte, 
und zwar ohne bereits deren fallende Tc:.ndenz in Rechnung 
zu stellen. 
Anders ausgedrückt: um dieses "Loch" ohne Finanzierung 
von außen zu decken, müßte die Exportkapazität des Lan­
des praktisch verdoppelt werden. Es geht um eine enonne 
Summe. Sollte die hier angedeutete Tendenz zur Realität 
werden (und alles deutet darauf hin, vor allem solange der 
Wechselkurs weiter eingefroren bleibt), dann müßten die in· 
ternationalen Banken nicht mehr nur 12 sondern 13 Mio 
Dollar täglich zur Verftigung stellen, um diese Bresche zu 
schlieSen. 2 

... und schafft neue Abhängigkeiten 

Eine zweite Hauptachse, au f der die Abhängigkeit gegenwär· 
tig beruht, zeigt sich auf dem Gebiet des Außenhandels. Ihr 
Hauptinhalt besteht darin, daß das ganze Land in einen für 
den Dienst der internationalen Konzerne bereitstehenden 
Mechanismus verwandelt wird. Der Binnenmarkt wird auf 
vielen Gebieten durch deren Waren kontrolliert, während 
die Exportkapazität des Landes den Bedürfnissen der kapita­
listischen Hauptländer angepaßt wird. So bricht z.B. die 
Weizenproduktion zusammen, da Weizenimporte, vor allem 
aus den USA, bevorzugt werden. 
Ausgehend vom einseitigen Wachstum bestimmter Sparten 
und dem starken Niedergang anderer, wird die Landwirt­
schaft umgestaltet. Die Abhängigkeit beginnt sich so in zu· 
gespitzter Weise auch auf der Ebene der Nahrungsmittelex. 
porte zu äußern, die der US·lmperialismus in ein weiteres 
Instrument seiner Außenpolitik verwandelt hat. 
Die schwerwiegenden Folgen dieser Außenhandelspolitik 
werfen ihre Schatten weit in d ie Zukunft, weil dadurch die 
konkrete Entwicklung des Landes bedingt ist - die Frage, in 
welchen Branchen investiert wird oder nicht, welche Zweige 
wachsen, geschwächt werden oder gill verschwinden. Die 
Einbeziehung des Landes in die internationale kapitalisti­
sche Arbeitsteilung wird zu einer Komponente der Auf· 
teilung der Produktion innerhalb und zwischen den inter­
nationalen Konzernen. 

Die direkte Präsenz des Auslandskapitals in der chilenischen 
Wirtschaft schlägt diese Richtung ein. Heute sind die im 
produktiven Sektor Chiles angesiedelten internationalen 
Konzerne vor allem Importunternehmen. Es ist kein Zufall, 
daß ein Großteil des Gesamtdefizits in der Handelsbilanz des 
Landes aus dem Warenaustausch mit den USA resultiert. 
Ebensowenig zufallig ist es, daß 38% des Handelsbilanzdefi· 
ziu 1979 dun;h die Handelsbilanz der internationalen Kon· 
zerne verul1acht wurden. 

Ein drittes Hauptelement der Abhängigkeit besteht in der 
Auslieferung des Rohstoffreichtums an das internationale 
Kapital. Insbesondere siedeln sich in Chile die großen Erdöl· 
konzerne an, die heutzutage in die anderen Energiebranchen 
sowie in den Bergbau, den Kupferbergbau eingeschlossen, 
expandieren. 
Die Regierung der Unidad Popular mußte sich unter den 
internationalen Konzernen vor allem noch mit der Anacon­
da und der Kennecotl auseinandersetzen. In der Gegenwart 
sind beide von Erdölimperien absorbiert worden: die Ana· 
conda von der Atlantic Richfield (einem der Konzerne, die 
am meisten Konzessionen von seiten der faschistischen Dik· 
tatur erhalten haben); die Kennecott von einer Tochterge­
sellschaft der British Petroleum. Es sind die Erdölkonzerne, 
die mit Direktinvestitionen in den produktiven Sektor der 
chilenischen Wirtschaft eindringen. 
Schließlich vertieft sich die technologische Abhängigkeit in· 
folge des Rückgangs der wiS5enschaftlichen Forschung und 
vor allem aufgrund der Konkurrenzfahigkeit, die a11 jene 

Unternehmen erzielen müssen. die in einer total offenen 
Wirtschaft ohne jeglichen Zollschutz unter den Bedingungen 
internationaler Konkurrenz überleben wollen. 

Der Imperialismus stellt ein vollkommen in den Mechanis· 
mus der kapitali$1ischen Reproduktion in Chile integriertes 
Element dar. Seine Präsenz realisiert sich über die Herstel· 
lung einer Vielzahl von Beziehungen mit der anderen Haupt. 
komponente des faschistischen Herrschaftssystems, den 
wichtigsten inländischen Finanzgruppen. Ein Großteil der 
Verschwendung an Mitteln in diesen Jahren erfolgte zugun­
sten des Finanzkapitals. 
Hieraus erklärt sich das groSe Wachstum des von den inlän­
dischen Monopolgruppen kontrollierten Kapitals. Aus einer 
Analyse der Bilanzen der betreffenden Unternehmen für das 
Jahr 1980 geht hervor, daß sich das Kapital der wichtigsten 
Finanzgruppen in den vorangegangenen zweijahren verdop· 
pelte und verdreifachte. Dieses spektakuläre Wachstum ist 
das Resultat von Ausbeutung der Werktätigen. Übereignung 
staatlicher Ressourcen, spekulativer Finanzoperationen und 
anderer Formen der Umverteilung von Mehrwert, die das 
Monopolkapital durchsetzt. 

Wir befinden uns in einer höheren Phase der kapitalistischen 
Entwicklung Chiles. Der gesamte ProzeS der "Modernisie· 
rung", den die Junta vorantreibt. drängt in diese Rich· 
tung. 3 Jene Fonnulierungen, die besagen, das Land sei um 
mehrere Jahrzehnte zurückgefallen und es befinde sich kon· 
kret in einer ähnlichen Situation, wie sie am Vorabend der 
großen Krise der 30er Jahre bestand, haben nichts mit dem 
zu tun, was wirklich in Chile geschieht. 
Diese Entwicklung ist das, was grundlegende Widerspruche 
vertieft. Insbesondere der Widerspruch zwischen der ständig 
wachsenden Vergesellschaftung der Produktion und der ex· 
trem konzentrierten Fonn der Aneignung ihrer Resultate 
hat sich außerordentlich zugespitzt. Andererseiu kann die 
chilenische Wirtschaft nicht anders funktionieren als mit 
den der kapitalistischen Entwicklung eigenen zyklischen 
Schwankungen, die sowohl von internen Faktoren als auch 
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durch die Abhängigkei t von der globalen Entwicklung der 
kapitaliuischen Weltwirtschaft hervorgerufen werden. 
Die antifaschistische Bündnispolitik , deren Breite und die 
Rolle des Proletariats in ihrem Rahmen beruhen auf der 
cben angesprochenen objektiven Realität. Bisher gibt es je­
doch noch keine Entsprechung zwischen dem Ausmaß der 
bestehenden Widersprüche und der Intensität des Massen­
kampfes gegen deren Folgen und - umso weniger - der des 
Kampfes rur den Sturz der Diktatur. 
In einer Lage wie der gegenwärtigen werden sich die Massen 
- mit Ausnahme natürlich jener Kreise mit höherem politi­
schen Bewußuein - nicht aufgrund von allgemeinen Aufru­
fen in Bewegung setzen, $Ondem allein ausgehend von den 
konkreten Prob lemen, umso mehr, wenn sie keine klare Al­
ternative im Sinne einer anderen Regierung vor sich haben. 
Erscheinungen wie die Bestrebungen bestimmter Schichten, 
sich der Lage anzupauen, oder zu versuchen, innerhalb der 
herrschenden Wirtschaftspolitik zu überleben, sind in be­
trächtlichem Maße mit dieser Lage einer fehlenden Alterna­
tive verknüpft. 
In der chilenischen Wiruchaftskonjunktur gibt es kein Pro­
blem, das zum Knotenpunkt derart vieler Disproportionen 
und Widerspruche wird wie die Bdbehaltung des Wechsel­
kurses. 4 Es handelt sich hierbei um einen Faktor, der starke 
Auswirkungen in vielen Sphären und rur die verschiedensten 
Kreise hat. 
Dieser Mechanismus wurde über einen langen Zeitraum hin­
weg beibehalten, da es sich um eine spezifische Art und 
Weise des Transfers staat licher Mittel - vor allem aus den 
staatlichen Exportunternehmen, die rund 70% der chileni­
schen Gesamtausfuhren tätigen - zugunsten der großen 
Inte ressen handelt, die die Importe kontrollieren und Aus­
landskredite aufnehmen. Importe und Auslandsverschul­
dung!! werden hiermit praktisch subventioniert _ und das 
von einem Regime, das tagtäglich in seiner Propaganda ge­
gen Subventionen aller Art wellert und vorgibt, keine be­
sonderen Privatinteressen zu begunstigen. 
Wenn die Rede davon ist, daß das faschistische Wirtschafts­
modell funktionie re, so muß man dabei die Widersprüche im 
Auge behalten, die dadurch vertiert werden und die nicht 
infolge auuchließlich wirtschaftlicher Prozesse überwunden 
werden können, sondern an enter Stelle durch die Aktivitä­
ten der breiten sozialen Kräfte, die davon betroffen sind. 
Was die zyklische Entwicklung betrifft, so ist sie vor allem 
dadurch gekennzeichnet, daß nie eine Phase vollen Au f­
schwungs hat einsetzen können, da nämlich in den Perioden 
größter Wiederbelebung und größten Wachstums ganze 
Schlüsselzweige der materiellen Produktion in einem Zu­
stand der Rezession verharrten. 
Die Vertiefung des lIauptwidcrspruchs des Kap italismus 
ruhrt zur Stärkung der b~iden Pole dieses Widerspruchs: des 
/I.'ionopolkapitals auf der einen und der Arbeiterklasse aur 
d~r ande~en S("ile. Daher die Unhaltbarkeit der Behauptung, 
dIe ArbeIterklasse verliere in der chilenischen Gesellschaft 
an Bedeutung. E. handelt sich in diesem Fall - und es ist 
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nützlich, diese Tatsache ständig im Auge zu behalten - um 
eine Klaue, in deren Reihen, mit der Modifizierung ihrer 
inneren Struktur und der Entstehung verschiedener neuer 
proletariKher Kemgruppen ebenfalls Wandlungen stattfin­
den_ 
Die zahlreichen bestehenden Probleme und der Umfang der 
betroffenen Sektoren zeigen die Breite und Vielfalt, die der 
Mauenkamp f erreichen kann. Aus diesem Grund muß man 
auch, wenn vom "Recht auf Rebellion" die Rede ist, im 
Auge behalten, daß dessen ReaJisierungsformen außer­
ordentlich vielfältig sein können und daß diese ReaJisierung 
letuendlich in der Entwicklung all jener Aktionen beueht 
(einschließlich solcher, die - wenn die Umstände es als rat­
sam erscheinen lassen - mit akuter Gewaltanwendung ver­
bunden sind), die die Politik, das Schema, die Struktur der 
fasc histischen Hernchaft nach und nach durchbrechen. 
Die Rebellion ist eine Aufgabe der Massen, und man muß sie 
vor allem in dieser Perspektive sehen. Das ist eine der Leh­
ren der nikaraguanischen Revolution. "Ich halte es für ziem­
lich schwierig, die Macht zu erobern", sagte der sandin isti­
sche Kommandant Humberto Ortega in Auswertung dieser 
Erfahrungen, "o hne auf schöpferische Weise alle Kampffor­
men dort zu verbinden, wo d iese sich entwickeln können ... 
aber immer um den Schwerpunkt eines Konzeptes gelagert, 
in dem die aktiven Massen die Hauptachse in diesem Kampf 
darstellen und nicht die Vorstellung e iner Avantgarde als 
Hauptachse, mit den Massen in einer Rolle als bloßer Unter­
stützung dieser Avantgarde ... 6 

Die J ahre des Faschismus haben Veränderungen in der 50-
z.ialökonomischen Struktur du Landes hervorgebracht. Die­
se Veränderungen müssen ständig in Rechnung gezogen wer­
den. Die gegenwärtige Hauptform des Monopolisierungspro­
zesses wird verkörpert durch die inländischen Finanzgrup­
pen, durch deren KonstilUierung als sektorenübergreifende 
Komplexe, die oft in ihrer Zusammensetzung durch Unter­
nehmen vertreten sind, die ihrerseits keinerlei direkte pro­
duktive Beziehungen unter sich aufweisen. 
Daraus können die Aktivitäten einer Finanzgruppe heute 
nicht auf der Grundlage einer getrennten Untersuchung der 
Entwicklung jedes einzelnen ihrer Unternehmen erkannt 
werden, sondern vielmehr ausgehend VOn ihren globalen 
Interessen. Der Kampf der Arbei terklasse muß dieser Tat­
sache Rechnung tragen. 

Ungenügende Intensität des Massenkampfes 

Der Kampf der Werktätigen muß sich über gemeinsame Ak­
tionen nach Zweigen oder Regionen entwickeln. Es muß 
versucht werden, dabei die konkreten Formen des Monopo­
lisierungsprozesses in Rechnung zu stellen. Sollte man z.B. 
COPEC, das größte Privatunternehmen des Landes, weiter­
hin allein all eine Brennstoff-VerkauCsgesellschaft beuach­
ten? Oder sollte dieses Unternehmen nicht vielmehr als der 
Kopf eines mächtigen Konzerns verstanden werden, der au­
ßerdem Unternehmen der Zellulose- und Holzverarbeitung, 
der Produktion und Vertei lung von Elektroenergie, der 
Fischereiindustrie um faßt, der sich auf das Gebiet des Kup­
fer- und Kohlebergbaus ausweitet, einen Tourismus-Kom­
plex mit einschließt und in dessen Teilunternehmen somit 
eine große Maue von Werktätigen arbei tet? 
Un ternehmen wie Banco de Chile, COPEC, Banco de San­
tiago, Manufacturera de " apeles y Cartones, Compania Indu­
strial, INFORSA, CTI, CCU haben eine Bedeutung, die weit 
über das hinausgeht, was die Anzahl der in den Betrieben 
mit diesen Namen konzentrierten Werktätigen aussagt. Es 
handelt sich um d ie Spitzen großer Ketten von Unterneh­
men und Interessen.? 

Dies wurde erneut unter Beweis gestellt, als der CRAV-



Komplex zusammenbrach.. 8 Die von dieser Pleite verursach.­
ten Probleme haben starke Auswirkungen auf die Massen. 
CRAV war eines der Konglomerate, das in der letuen Zeit 
aufgrund von Spekulationen und der Übereignung staat­
üchen Eigentums zu seinen Gunsten, am stärksten ange· 
wachsen war. 
Sehr breite Kreise sind von den Folgen der Spekulationen 
betroffen. Darunter natürlich die entlassenen Arbeiter und 
Angestellten. Darüber hinaus aber die Sparer, d ie ihr Geld 
dem Finanzinstitut La Alborada anvertraut hatten und die 
nun Tag rtir Tag den Wertverfall ihrer bezahlten Beitrags· 
quoten h.innehmen müssen; die Zuckerriibenproduzenten, 
die mit den ehemals staatlichen IANSA-Werken in Unares 
und Los AngeIes Verträge abgeschlossen hatten und die sich 
nun berechtigterweise Sorgen darüber machen, daß diese, zu 
einen Zeitpunkt hoher Weitmarktpreise fUr Zucker geschlos­
senen Verträge nicht erfUllt werden; schl ießlich das ganze 
Land, das den von CRAV in spekulativer Absicht, 2:U seh.r 
viel höheren als den heutigen Preisen im Ausland gekauften 
Zucker wird beuhlen müssen. 

An zentralen Knotenpunkten tätig werden 

Solch eine Kenenreaktion von Auswirkungen einer Ban­
krotterklärung wie dieser entsteht gerade aufgrund des 
hohen Konzentrationsgrades der Wirtschaft. An diesen zen­
tralen Knotenpunkten tätig zu werden, würde es - wie die­
ses Beispiel zeigt - der Arbeiterklasse andererseits erlauben, 
ihre Bündnispolitik den anderen von der Politik der Diktatur 
betroffenen Bevölkerungsschichten gegenüber mit inhalt­
licher Tiefe und großem Formenreichtum zu realisieren. 

Die Krise des CRAV·Kon2:ems ist auch ein weiteres Beispiel 
daflir, zu welchen Extremen die faschistische Wirtschafts­
politik fUhrt. Es wird vorgezogen, raffinierten Zucker einzu­
fUhre n, statt im Lande selbst den dort angebauten Zucker zu 
raffinieren. So wird inländische Arbeit durch importierte 

Arbeit ersetzt, in einem Land, in dem insgesamt etwa 1/3 
der ArbeitskTaft von offener und verdeckter Arbeitslosigkeit 
betroffen ist. 
In Chile bestehen äußerst tiefe Widerspruche. Auf der 
Grundlage eines eingehenden Studiums dieser Widerspruche 
muß an erster Stelle das faschistische Wirtschaftsmodell ana­
lysiert werden. Aus der tiefgehenden Untersuchung dieser 
Tatsachen müssen Schlußfolgerungen gezogen werden, die 
dazu beitragen, den Kampf gegen das Pinochet-Regime 
ständig konkreter und reichhaltiger zu gestalten. 

Anmerk.u~n der Redaktion: 
I) Vgl. F. Dahse, Mapa de La elttrema riqueza, Aconl:agua 1979 
2) Eine kün1i<:h ersl:hienene Studie des ~nlm dc Invenigadoncs 

EI:on6mil:as y Sodale. Vedor, Santiago, Juli 1981, bcstätigt die· 
se Tendcnz. 

3) Mit "Modemi5ierung" ist gemeint: Arbeitsgesetzgebung, Verfas­
sung, Privatisierung von Gesundheits·, Bildungs- und Sozialver· 
sicherungswcsen, sowie dcr letzten strategischen Staauunternch· 
men, dan,"ter aUl:h des GroSkupferbcrgbaus, der Post, der Häfen 
usw . 

• ) Seit der Festsetzung dei Dollarkurses auf dcm Fixwert von 39 
Pesos im Juni 1979 ist der reale Wcehselkurs aufgrund der In­
landsinflation um über 60% gesunkcn. Hierdurch entsteht eine 
Situation, in der die in Pesos berechneten Zinssätze flir Auslands­
kredite in bestimmten Zeitabschnitten negativ werden! 

5) Die Auslandsverschuldung wird 1981 voraussichtlich von 11 auf 
15 Mrd Dollar anwachsen. 1973 betrug sie' Mrd Dollar. 

6) Siehe AlB • - 8/1980 und 5/1981. S. 28-29 
7) Es handelt sich um die Hauptunternehmen der drei wichtigsten 

Finanzgruppcn: Cruzat-Larrain (Banl:o dc Santiago, COPEC, 
eeu); Vial (Banco de Chile, INFORSA, Compania Industrial, 
eTI) und Matte (Manufaclurcra ... ). 

8) Der CRAV·Konzem (Compania Refinadorn de Azutar de Vina 
del Mar) gehör.. der finanzgruppe Cruzat·Larrain an. Aufgrund 
von Verlusten in Höhe von .00 Mio Dollar aus spekulath'en Aus­
landsgeschäften erfolgte seine Bankrol!erklärung im Mai 1981. 
Das Konglomerat stützte sich auf das Zuckergeschäft, in dem CI 

70% des Inlandsmarktel kontrollierte, weitete sich auf die Nah· 
rongsmittdbranche aus und haue vor kuncm einen Sparkassen· 
und Versicherungszweig gcgriindet. Der Zusammenbruch des 
Konzerns "erorsachte eine akute Venrauenskrist: in den Reihen 
der ausländischen Kreditgeber, die sich in einem sprunghaften 
Rückgan!!: der Kredit"l'ufuhr äußerte. 

EIN NEUES VIETNANl 
DAMIT DIE KASSE 

STIMMT 
Nach dem Willen des CIA, 
des Pentagon und des amen· 
kanischen Präsidenten soll in 
EI Salvador ein zweites Viet­
nam entstehen. so brutal und 
blutig, daß das Resultat an· 

ders als in Vietnam ist Die 
amerikanische Mllitär1ult­
brucke dient einem Völker· 
mord, der bereits voll im 
Gange ist. In Honduras wer­
den SpezialeInheilen für ei· 
nen Putsen in Nicaragua aus­
gebildet Hermann Kolln be­
richtet über den Hinterhof der 
USA. 

Hermann Kohn 
EI Soivodort 
NICII ..... ue 
Aufstand im 
US-Hinterhof, 
192 Seiten, 
illustriert, 9,80 DM _.­--------4100 Dortmund 1 
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Guatemala 
Mitte Juli d.J. meldete die guatemaltekische Guerilla, die sich im Vorjahr zum Revolutionären Viererbündnis zusammenschloß. 
die Neueröffnll.ng zweier Fronten im Volkskrieg gegen die Militärdiktatur Romeo Lucas Garcias. Von dem generellen Stärke­
zuwachs des bewaffneten Widerstandes in Guatemala :eugt auch die hier dokumentierte Reportage eines kubanü,hen Journali­
sten, der im Kamp/gebiet mit einem Kommandanten der Revolutionären Organisation des Volkes unter Waffen (ORPA) 
zusammentraf Ende Juli d.}. bestätigte eine oppositionelle Gruppe 1I0n Offizieren der guatemaltekischen Armee gegenüber der 
mexikanischen Tageszeitung Unomasuno, daß infolge der zunehmenden GuerillMktivitiUen und der Korruption in höheren 
Armeerängen die Moral der Truppe einigermaßen erschüttert sei. Die Oppositionsoffiziere schätzten im übrigen die Streitmacht 
der Guerilla auf mittlerweile rund 6.000 (nach Latin America Weekly Report, London, 31.7.1981). 
Unterdessen hält der Diskussionsprozeß zwischen dem revolutionären Viererbündnis und dem ihm bislang nicht angehörenden 
Teil der Guatemaltekischen Partei der Arbeit (PGT; siehe dazu ALB 7-8/1981, S. 35/36) über die StTategie und Taktik des 
Volkswiderstandes an_ Welche Differenzpunkte dem Zustandekommen einer revolutioniir·demokratischen Einheitsfront aus der 
Sicht der PGT im Wege stehen, verdeutlichte einer ihrer im Untergrund aktiven Kämpfer in einem Gespräch mit dem AlB. 

Begegnung mit ORPA-Kommandant Rafael 

Die Guerilla geht 
zum Angriff über 

Das tiefe Elend, in dem das guatemaltekische Volk lebt, ist 
in allen Landesteilen sichtbar. Was die Auslandspresse über 
die täglichen Verbrechen an der wehrlosen Bevölkerung 
schreibt, wird uns sowohl von unseren guatemaltekischen 
Gesprächspartnern als auch von Tagesmeldungen über 
schreckliche Funde von verstümmelten Leichen an verschie· 
denen Punkten des mittelamerikanischen Landes bestätigt. 
In diesen Pressemitteilungen ist auch immer wieder die Rede 
von Guerillaangriffen auf Stützpunkte des Regierungsheeres 
und der Polizei, wobei jedoch versucht wird, das Ausmaß 
dieser Aktionen der Aufständischen herunterzuspie1c:n. 
Nachdem der Kontakt mit dem Verbindungsmann der Revo­
lutionären Organisation des Volkes unter Waffen - ORPA 
in Mexiko-Stadt hergestellt wurde, teilt man uns mit, daß 
wir bereits in den Morgenstunden des kommenden Tages 
aufbrechen würden. Ich werde von Hidalgo, meinem Kon­
taktmann, und einer jungen Frau am nächsten Morgen abge­
holt. Um unser Ziel (im westlichen Landesteil Guatemalas) 
zu erreichen, müssen wir zahlreiche Umwege fahren, um die 
von den Antiguerilla-Einheiten, die in dieser Gegend operie­
ren, ständig durchgeftihrten Kontrollen zu vermeiden. 

Im Lager der ·Aufständischen 

Nach etwa sieben Stunden im Auto und zu Fuß über Berg­
pfade erreichen wir eine Anhöhe, auf der ein kleines Bauern­
gehöft liegt_ Dort erwarten uns schwerbewaffnete Partisa­
nen. Nach der Begrüßung und einer kurzen Verschnaufpause 
setzen wir unseren Fußmarsch in Richtung der naheliegen­
den ORPA-Kommandostelle fort_ Wegen der nächtlichen 
Dunkelheit kommen wir nur mje Mühe voran. Die vorange­
henden Partisanen geben uns die abgemachten Zeichen. 
Nach kurzer Zeit erreichen wir das Lager der Aufständi­
schen. In den zwischen Bäumen gespannten Hängematten 
ruhen sich einige Kämpfer in der Nähe eines Lagerfeuen 
aus, während eine Gruppe anderer Aufständischer Volkslie­
der singt. ORPA-Kommandant Rafae! kommt uns entgegen 
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und begrüßt uns. Unter einer Überdachung ohne Wände, wo 
es einen Tisch und einige primitiv gezimmerte Stühle gibt, 
beginnen wir unser Gespräch. 

Der Guerillaftihrer kommt auf die großen Zerstörungen zu 
sprechen, die durch das Erdbeben 1976 der Wirtschaft des 
Landes zugefligt wurden, wobei die bereits vorher bestan­
dene kritische Situation im Lande noch weiter zugespitzt 
wurde. "Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts haben die 
revolutionären Organisationen ihre politische, ideologische, 
organisatorische und militärische Arbeit unter den breiten 
Bevölkerungsschichten intensiviert und vorangetrieben, so 
daß heute bereits eine generelle Konfrontation zwischen den 
Volksbefreiungskräften und den Militärs stattfindet. Die 
Antwort auf das einzige Ziel des Regimes in dieser Situation 
ist die Verstärkung der Militännacht und vor allem der Anti­
guerilla-Einheiten, ohne jedoch in der Lage zu sein, einen 
Ausweg aus der zugespitzten politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Lage zu weisen. Mithilfe dieses Militärapparates 
versucht das Regime, die Guerilla zu vernichten und somit 
den enormen Aufschwung der Volkskräfte zu verhindern." 
Der Prozeß des revolutionären Kampfes im Lande - fUgt 
Kommandant Rafael hinzu - schreitet trotz des bruta1en 
Völkermords, den das Regime an der wehrlosen Bevölke­
rung verübt, unaufhaltsam voran. Die politisch-militärischen 
Organisationen schaffen die notwendigen Mechanismen, um 
die Bevölkerung gegen die Regime-Überfalle zu verteidigen. 
Unser Gespräch wird durch die Ankunft einer Guerillaein­
heit unterbrochen. Die Kommandochefs geben nach der 
üblichen Begrüßung dem ORPA-Führer Bericht: In den 
gestrigen Morgenstunden wurde gegen einen Militärkonvoi 
ein Uberraschungsangriff auf einer der Hauptstraßen in die­
ser Region geftihn. Das Ergebnis: 4 zerstörte Lastkraft­
wagen und über 80 Tote auf Seiten der Regierungstruppen. 
Einer der Kommandochefs erzählt uns, daß in dieser Region 
das Heer seine Spezialeinheiten ständig in Bewegung hat. 
Kommandant Rafael fUgt hinzu, daß seit dem vergangenen 
Januar die Partisaneneinheiten in Oberraschunsoperationen 
und Angriffen mit Explosivstoffen und automatischen Waf-



fen mittleren Kalibers dem Heer kontinuierlich Schläge ver­
setzen, wobei das Ergebnis immer da! gleiche ist: zahlreiche 
zerstörte Fahrzeuge und dutzende Tote auf Seiten der regu­
lären Armee_ 
Im Lager herrscht große Freude, die zuriickgebliebenen und 
soeben eingetroffenen Kämpfer umarmen sich. Wir bekom­
men etwas zu Essen und Trinken, um unseren Hunl~er und 
Durst zu stillen. 

Kommandant Rabel weist die soeben Eingetroffenen an, 
sich auszuruhen, um neue Energien zu sammeln. Denn 
schon in den nächsten Stunden müssen sie das Lagel- verlas­
sen, das lediglich dazu benutzt wurde, sich vor der Rückkehr 
in den festgelegten Zonen zu versammeln. Wir setze:n unser 
Gespräch fort. Der ORPA-Führer meint, daß die Re'lolutio­
näre Organisation des Volkes unter Waffen (ORPA), die 
Guerillaarmee der Armen (EGP), die Streitkräfte der Rebel­
len (F AR) und die Guatemaltekische Partei der Ameit 
(PGT) intensive Anstrengungen untemehmen, reguläre Ein­
heiten zu bilden, um dem Gegner noch härtere Schl.äge ver­
setzen zu können. 

In der gegenwärtigen Phase, in der sich im ganzen Lande der 
revolutionäre Volkskampf verbreitert, wird die Tabik der 
Intensivierung der Angriffe auf Militärstützpunkte des Regi­
mes angewandt. Die Unterstützung der Bevölkerung hat ver­
schiedene Etappen durchlaufen. Nach den AusfUhrun.gen des 
ORPA-Führers integriert sich heute massiv die Bevölkerung 
in die Partisaneneinheiten an den verschiedenen Kri,~gsfron­
ten. In dieser Region gehört zum Beispiel die Haupt:fahl der 
Kämpfer der bäuerlich-indianischen Bevölkerungsschicht an. 

Für die Fortsetzung unseres Interviews bleibt uns nlllr noch 
wenig Zeit. Uns interessiert noch die Meinung des ORPA­
Führers über den Aufruf zu Wahlen, die im nächsten Jahr 
stattfinden sollen: .. In der Tat ist das Regime kräfti.g dabei, 
die Wahltrommel zu rühren. Sie bezweckt damit, das In­
teresse der Bevölkerung zu wecken, um auf diese Weise die 
Wirkung des bewaffneten Kampfes im Lande abzilischwä­
ehen. Ohne Zweifel ist die kommende Präsidentschafts­
periode bereits entsprechend den Vorhaben Washtingtons 
unter Dach und Fach - innerhalb eines Rahmens, den wir 
als Militarisierung der Oligarchie-Herrschaft bezeichnen. 

Obwohl die Generäle bisher immer den ersten Amtsposten 
eingenommen haben, ließen die Informationsorgane diesmal 
die Möglichkeit durchblicken, daß ein Ziviler da.!. Regie-

rungsmandat übertragen bekommen könnte. Viele Persön­
lichkeiten jedoch, die sich in diesem Sinne ausgesprochen 
haben, wurden ermordet, unabhängig davon in welcher Par­
tei sie Mitglied waren. Gegenwärtig gibt es Widersprüche 
zwischen der Oligarchie und den Militärs, die durch das Vor· 
anschreiten des Volkskrieges noch weiter zugespitzt werden. 
Die US-Administration verhandelt zur Zeit mit der Absicht, 
dieses Verhältnis wieder ins Gleichgewicht zu bringen, um 
ihre Pläne in NikaTagua besser umsetzen zu können." 
Wir glauben, daß jetzt der richtige Moment gekommen ist, 
um einiges über die Einheit der revolutionären politisch­
militärischen Organisationen zu erfahren: "In den letzten 
Jahren hat sich der Einheiuprozeß auf dem Wege bilateraler 
Beziehungen zwischen den verschiedenen Organisationen 
entwickelt und hat heute ein höheres Niveau erreicht. Mit 
anderen Worten, die vier Organisationen ORPA, PGT, FAR 
und EGP arbeiten heute nach enormen Anstrengungen in 
dieser Richtunge geschlossen zusammen und sind derzeit da­
bei, einen Mechanismus zu schaffen, der unsere Kräfte kon­
solidiert und es lUlS möglich macht, den Volkskampf auf 
höchstem Niveau zu fUhren." 
Wir nutzen die letzten Minuten, die uns verbleiben, um auf 
die internationale Solidarität zu sprechen zu kommen. Der 
ORPA-Führer wiederhol! den Aufruf an alle fortschrittli­
chen und demokratischen Regierungen und an die Völker 
der Welt, die Solidarität mit dem Kampf des guatemalte­
kischen Volkes zu verstärken. 
Die Zeit rur weiteres ist abgelaufen. Der GuerillafUhrer for­
dert uns auf, den Rückweg anzutreten. Die Einheiten sind 
aufgestellt und WaTten nur noch auf das Zeichen des Ab­
marsches. 

Die einzelnen Partisanenchefs kennen den nächsten Zielort 
und die Stunde, in der sie sich wieder vereinen. Das was uns 
Kommandant Rafae! gesagt hat, bestätigt sich nach einem 
kunen Umblick: fast alle Kämpfer sind uniformierte Bauern 
und Indios. Sie sind bereit, mit der Waffe in der Hand zu 
kämpfen. 
Rafael ordnet den Abmarsch der E.inheiten an und wir ver­
abschieden uns mit einer Umarmung. Die Partisanen ent­
fernen sich nnd wieder macht sich in mir eine Spannung 
breit - diesmal wegen der Rückkehr und den Schwierigkei­
ten, die wir überwinden mii.s.sen, um die Hauptstadt zu e r­
reichen. 
(Quelle: Juventud Rebelde, H,avalma, 28.6.1981) 

Gespräch mit einem PGT·Kämpfer 

• ~, .. -
, "'= , -

Die Situation ist explosiv 
AlB: Wie wirkt die aktuelle Krisenzuspitzung in MitteI­
amerika auf die Kampfsituation in\ Guatemala ein? Spricht 
die Guatemaltekische Partei der Arbeit (PGT) von einer be­
reits revolutionären Situation bzw. revolutionären Krise? 
ANTWORT: Ich denke, daß sich die Situation in EI Salva­
dor und Guatemala durch die sehr konkrete Gefahr einer 
massiven Intervention von US-Truppen zugespitzt hat. Mit­
telamerika droht zu einem neuen Vietnam und zu einem 
Krisenherd zu werden, der den Weltfrieden bedroht. 
Dies hat AU!iwirkungen auf ganz Mittelamerika, denn das 
Ziel der imperialistischen Intervention in der Region ist es, 
den revolutionären Prozeß in Nikaragua zu zerstören, die 
salvadorianische revolutionäre Bewegung zu zerschlagen und 
den revolutionären Fortschritt, der in unserem Land zu be­
obachten ist, aufzuhalten. Die Tatsache, daß sich zur Zeit 
die demokratischen und revolutionären Kräfte EI Salvadors 
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in einer Aurschwungsphasc beranden und in der Lage sind, 
den oligarchischen und imperialistischen-Kräften Paroli zu 
gebieten, schafft rur den Kampr in Guatemala ein~' günstige 
Situation. 
In Guatemala gibt es 'Zur Zeit ein Aurnammen des revolutio­
nären Kampfes und Zusammenschlüsse von demokratischen 
und revolutionären Kräften de! Landes. Die Situation ist 
äußerst explosiv, da die weltweite WirtschaftskrUc des Im­
perialismus und die Wirtschaftskrise in unserem Lande auf 
die Schultern unseres Volkes abgewälu werden. Diese ex­
plosive Situation wird :tu einer vorrevolutionärcn Situation, 
die der TCvolutionären Bewegung Möglichkeiten d~'s Erfolgs 
verschafft. 
AlB: Welche RoUe spielen Ihres Erachtens Honduras und 
Guatemala in den Interventionsplänen der USA? 
ANTWORT: Guatemala ist praktisch zum Zufluchtsort der 
Konterrevolution geworden. So gibt es in Guatemala Unter­
stützung seitens der Regierung rur eine Intervention in Nika­
ragua. Es gibt somozistische Truppen, die auf privaten 
Fincas militärische Übungen durchftihren, auch auf den Fin­
cas von Politikern, wie z.B. von Romeo Lucas Garcia und 
seinen Verwandten. 
Ocr Imperialismus plant, in Nikaragua einzumarschieren und 
sich dabei auf die Heere der mittelamerikanischen Ländcr zu 
stutzen. Genau das findet im Augenblick statt_ Guatemalte­
kische Truppen kämpfen gegen die Befreiungsbewegung in 
EI Salvador. 

Das gleiche gilt rur das honduranische fleer, das eine dauern­
de Bedrohung flir das salvildorianische Volk darstellt, und 
nicht nur gegen die Guerilleros vorgeht, sondern gegen die 
gesamte Bevölkerung. Es nimmt an konterrevolutionaren 
Aktivitäten in EI Salvildor teil und an Feindseligkei-cen gegen 
Nikaragua. 
AlB: Im Februar dJ. wurde in Guatemala das Bündnis foro 
Popular 31 gegründet. Die Gewerkschaften haben !.ich nicht 
angeschlossen. Warum ? 
A~TWORT: Das FP 31 ist eine Organisation, die von einem 
Teil der revolutionären Bewegung Guatemalas getragen 
wird. Auch wenn sich ihm große Teile der Bauern, Teile der 
Arbeiterschaft und Studenten angeschlonen habc:n, reprä­
sentiert sie nicht aUe Kräfte, sondern die Organjsationen 
eines Flügels der Strömungen, die existieren. Es Uibt noch 
Probleme mit der Einheit der revolutionären Kräft.e in Gua­
temala. 
AlB: Warum hat sich die PGT dem FP 31 nicht angeschlos­
sen? Wird sie sich möglicherweise später anschließen? 
ANTWORT: Das FP 31 ist eine Organisationsfom:L, die von 
einem Teil der revolutionären Bewegung Guatemalas ge­
wlihlt wurde. Die PGT be:./:ieht zum Problem der Einheit die 
Position, daß eine breite revolutionäre, antidikt.atorische 
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Front, die lich gegen die Repreuion und gegen die imperia­
listische Intervention in unserem Land wendet, angestrcht 
werden muß. 
Daß es :./:ur Zeit keine Einheit mit FP 31 und den Krärten 
gibt, die :./:.B. in der Koordination der Volksorganisationen 
organisiert sind, hängt einmal mit einer unterschiedlichen 
Beuneilung der politischen Lage in Guatemala zusammen. 
Die Genonen vom FP 31 gehen davon aus, daß zur Zeit eine 
revolutionäre Situation ähnlich der in EI Salvador besteht. 
Die Koordination der Volksorganisationen geht davon aus, 
daß eine vorrevolutionäre Situation besteht, so daß es da­
rum geht, die demokratischen Kräfte zu sammeln und zu 
stärken; und daß diese Kräfte zur Zeit noch nicht in der 
Lage sind, eintn revolutionären Kampf zu leiten. Es handelt 
sich demnach um eine vorrevolutionärc Situation, auch 
wenn die Unterdrückung der Massen zu einer äußerst explo­
siven Situation geftihn hat, die in eine revolutionäre Situa­
tion umschlagtn kann. 

Das Problem der Einheit muß erst gelöst werden 

Ein anderes Problem, das das Entstehen einer stabileren Ein­
heit verhindert. ist, daß diese Organisation eine Position be­
zieht, die die Koordination der Volksrnassen, ihre Stärke 
und Präsen:t im Land verkennt. Das ist ein Problem, das mit 
der Weiterentwicklung der revolutionären Situation gelöst 
werden muß, in dem Maße in dem die subjektiven und ob­
jektiven Voraussctzungen rur die Revolution heranreifen 
und die revolutionären Organisationen genug Erfahrungen 
gesammelt haben. Es gibt objektive Voraussctzungen darur, 
an:./:unehmen, daß dall Problem der Einheit in Zukunft besser 
gelöst werden kann. 
in allen revolutionären Organisationen besteht Einigkeit dar­
über, daß als Lösungsmöglichkeit rur die gegenwärtige Krise 
eine bewaffnete Auscinanderset:z;ung in Frage kommt. Dar­
tiber sind sich alle Organisationen einig, daß der Weg des 
bewaffneten Kampfes gewählt werden muß, wtnn dit Dik­
tatur keine andere Möglichkeit läßt. 
AlB: Ein Teil der guatemaltekischen Kirche ist in den 
Untergrund oder ins Exil gegangen. Ist das die Haltung einer 
repräsentativen Strömung? 
ANmORT: Die Kirche mußte schwere Schläge hinnehmen 
was die demokratischen Sektoren betrifft, die dazu aufge­
fordert haben, die Repression gegen das Volk einzustellen 
und das Elend zu beenden. Wichtige Teile der Kirche sind 
rur den Kampf des Volkes, aber trot:z;dem ist es keine zu 
verallgemeinemde Tendenz in der guatemaltekischen Kir­
che, rur die Rechte der unterdrückten und ausgebeuteten 
Massen einzutreten. 
Die Kirchenftihrung, repräsentiert durch Kardinal Mario 
Cosariego oder seine nächsten Mitarbeiter wie Martinez dei 
Ejarza. nimmt eine sehr reaktionäre Position ein, die offen 
oder versteckt die diktatorischen Kräfte unterstützt. Man 
kann sagen, daß es eine Mehrheit gibt, die den Kampf des 
Volkes unterstützt. aber daß die Teile, die an der Macht 
sind, offen oder insgeheim die Diktatur unterstützen. 
AIB: Wie verhält sieh die Demokratische Front gegen die 
Repression (FDCR) gegenüber dem FP 31 und dem Vierer­
bündnis der Guerillaorganisationen? 
ANTWORT: Im Innern des Landes hat sich die FDCR ge­
spalten. Zur Zeit ist diese Bewegung, die auf ihrem Höhe­
punkt wichtige Teile der dtmokratischen Bewegung reprä­
sentierte, praktisch inaktiv in Guatemala. 
Aus der FDCR sind das FI) 3 1 und die Koordination der 
Volksorganisationen hervorgegangen, sowie einige Gewerk­
schaften, die keine eigenständige Organisation besitzen. Das 
zeigt die Schwierigkeiten, die es bei der Vereinheitlichung 
der revolutionären Bewegung gibt. 



Nikaragua 
Anfang Juni d.j. hatte die Bischo/shon/eren: von Nikaragua in einem Hirtenbrief den Rüchtritt der in der FSLN-Regiel1Hlg 
tiitigen katholischen Pries/er gefordert. Die betroffenen Minister, Fernando und Emesto Cardenaf, Miguel d'Escoto und Edgard 
PorTales, Verfechter des auf den lateinomen'konischen Bischojskonjerenzen von Medellin (1968) und Pueblo. (1978) diskutierten 
Weges einer "Theologie der Befreiung", wiesen in ihrem hier dokumentierten Antwortschreiben vom 8. Juni 1981 dieses 
Ansinnen zurück. Wie sie so bekannten im JunilJuli d.}. zahlreiche andere Priester, daß für sie das Engagement ftiT das 
Evangelium und die sandinistisc'le Volksrevolution eine untrennbare Einheit bilde. Der Hirtenbrief war im übrigen unter 
Abwes.:nheit mehrerer Bischöfe, dm'unter des Erzbischofs von EsteH Ruen Lopez Ardon, des Exponenten des progressiven 
Bischofsflügels, verabschiedet worden und auf dessen Widerspruch gestoßen. 
Indiz daßr, daß der Großteil der katholischen Kirche Nikaraguas die Revolutfon weiter unterstützt, ist auch die zwischen 
Regierungsvertretern und dem Erzbischof von Managua Miguel Obando )' Bravo Mitte Juli d.j. erzielte Vereinbarung, derzufol­
ge ein stiindiger Meinungsaustausch mittels einer von der Kirche eingerichteten Kommission institutionalisiert werden soll. Die 
von bourgeoisen Kräften erhoffte und angeheizte Konfrontation zwischen Staat und Kirche wurde damit erst einmal abgewen­
det. "Ein noch dem Gespräch abgegebenes offizielles Kommunique erklärt", so die Agentur Nueva Nicaragua am 16.7.1981, 
"daß 'kein Widerspruch zwischen Revolution und Christentum existiert, weil es beiden um das Wohl der einfachen Leute und 
Armen geht'. Von kirchlicher Seite wurde betont, daß die neue Kommission eine enge Beziehung zu den Regierungsmitgliedern 
anstrebt_ Im Rahmen der engeren Beziehungen erreichten die Bischofskonferenz und die in der Regierung arbeitenden J>n'ester 
eine Obereinkunft, die einen 'zeitweisen' Verbleib der Priester in ihren Staatsfunktionen vorsieht. Um eine Obereinkunft zu 
erleichtern, schlugen die Priester als Bedingung der Fortsetzung ihrer Regierungsaktivitiiten vor, während dieser leit ihr 
Prie$leramt weder öffentlich noch privat auszuüben und ihre priesterliche Autorität nicht einzusetzen, um Positionen zu 
rechtfertigen, die staatliche Angelegenheiten oder offene parteiliche Meinungen betreffen." (lit. nach: Nicaragua Nachrichten, 
Nr.7-8/1981) 

Fernando Cardenal/Ernesto Cardenall 
Miguel d'Escoto/Edgar Parrales 

Gemeinsame Erklärung 

Als erste Antwort auf das Schreiben der Bischofskonferenz 
Nikaraguas wollen wir den Bischöfen von Nikaragua, 
unseren Brüdern, den katholischen Geistlichen und Gläu­
bigen, 
unseren Brüdern im Glauben an Christus, 
unseren Landsleuten, 
allen Menschen gut.en Willens 
sagen, daß wir glauben an Gott Vater, Schöpfer der Welt 
und der Menschen, 
daß wie glauben an Jesus Christus, Sohn Gottes, unseren 
Bruder und Erlöser, 
daß wir glauben an die Kirche, sichtbarer Körper Christi, 
dem wir zugehören, 
daß wir glauben an die Gerechtigkeit, Grundlage des 
menschlichen Zusammenlebens, 
daß wir glauben an die Liebe, erstes und wichtigstes Gebot 
Christi, 
daß wir glauben an unser Priestertum, das unsere Berufung 
ist, um unseren Brüdern zu dienen, 
daß wir glauben an das Vaterland, die große Familie, zu der 
wir gehören und der wir uns verdanken, 
daß wir glauben an die nikaraguanische Volksrevolution, ge­
macht vom Volk, um die Tyrannei zu stürzen und die Ge­
rechtigkeit und die Liebe zu bringen, 
daß wir an die Armen glauben, die es sein werden, welche 
ein gerechteres Vaterland errichten und uns helfen werden, 
uns zu erlösen. 
Dies ist unser Glaube und unsere Hoffnung, 

und im Einklang mit unseren Glaubenssätzen haben wir un­
seren Landsleuten dienen wollen in den Amtern, die man 
uns gewiesen hat, und wir werden es weiter tun an jedem 
Ort, wo unsere Anwesenheit und unser Dienst notwendig 
sind_ 
Denn unsere Amter haben uns gegeben: 
• die Macht zu dienen, nicht die Macht zu herrschen; 
• die Macht, uns unserer Annehmlichkeiten zu entledigen, 

und nicht die Macht, uns zu bereichern; 
• die Macht, uns Christus ähnlich zu machen im Dienst an 

unseren Brüd~rn; 
• die Macht, unser Priesteramt zu erfilllen, und nicht dieje­

nige. uns von unserer Berufung zu entfernen; 
• die Macht zur Verftigung zu stehen, um die Stimme Got-

tes zu hören und ihr zu gehorchen. 
Um uns fest in unserem Glauben, in unserer Hoffnung und 
Liebe zu halten, 
genauso wie in unserem Vorsatz zu dienen, 
zählen wir auf den guten Willen, das Verständnis, die Rat­
schläge, das Gebet 
unserer Brüder Bischöfe, Geistliche und Laien. 
Schließlich erklären wir unser unverbrüchliches Engagement 
fUr die sandinistische Volksrevolution, in Treue zu unserem 
Volk , was das Gleiche ist wie zu sagen: in Treue zum Willen 
Gottes. 
Managua, 8. Juni 1981. Jahr der Verteidigung und der Pro­
duktion 
(Quelle: Hektographiertes Material, Wuppertal, Juli 1981) 
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Türkei 

Rolf Geffken Rückkehr zur Demokratie 
unter Militärregie? 

460 MiQ DM Fino.nzhil/e bewilligte der Borlner Bundestag 
den Generälen in Ankara für das Jahr 1981. Zuvor hatten 22 
SPD.AbgeQrdnete unter Manfred Coppik ihren AntTag nach 
einer Art Sperrvermerk für die Türkeihiije wieder zuriick­
gezogen, nachdem Außenminister H.D. GenIche,. erkfiirt 
hatte, die Bunderregierung hege zugleich Vertrauen in die 
türkischen Mili!ärs und erftille ihre "zur Wahrung der Men­
schenrechte zwingenden Verpflichtungen" (Tercüman, 
5.6.1981). Wie aber paßt das zusammen? 
Genau zur gleichen Stunde meldeten Agenturen aus Ankara, 
daß die Pressezensur verschärft und Expolitikem untersagt 
worden sei, sich im Aurland zu politischen Fragen der 
Türkei zu äußern. Am 25.6.1981 forderte dann die miJita'­
rische StlUltsanwaltschaft der Istanbuler KriegSTechtskom­
mandatur für den Vorsitzenden des progressiven Gewerk­
schaftsbundes DISK, Abdullah Basüirk, und 51 weitere 
DISK-Hauptvorstandsmitglieder die Todesstrafe durch den 
Strang. Rechtsanwalt Dr. Rolf Geffken untersucht, in sei­
nem dem AlB zum Vorabdruck aus dem Organ der Vereini­
gung Demokratischer Juristen, VDJ-Forvm, freigegebenen 
Beitrag die Menschenrechtssituation in der Türkei. 

Kürzlich besuchte eine Delegation des Bundestages die 
Türkei und kam dabei zu dem Ergebnis, die Türkei werde 
Itotz der am 12.9.1980 erfolgten Machtübernahme des Mi­
litärs nicht diktatorisch regiert, es existiere dort auch "keine 
systematische Folter". Vielmehr herrsche Zufriedenheit im 
Volk. Der Parlamentsdelegation gehörten unter anderem die 
Abgeordneten Karsten Voigt (SPD) und Helga Schuchardt 
(FDP) an! 
Die juntatreue Tageszeitung Hürriyet vom 11.3.1981 faßte 
das Ergebnis der Delegation in der Artikelüberschrift zu­
sammen: "Die deutschen Parlamentarier haben die Feinde 
der Türkei widerlegt." Ganz ohne Frage stand das Ergebnis 
des Besuches schon vor Antritt der Reise fest. Der Leiter der 
Delegation, der CDU-Abgeordnete Alois Mertes, hatte schon 
vor der Fahrt erklärt, die Türkei-Hilfe könne nicht von einer 
Rückkehr zur Demokratie abhängig gemacht werden.! 
Während des Besuches war dann auch überhaupt kein Ver-
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such einer eigenständigen Kontaktaufnahme mit Inhaftier­
ten unternommen worden. Besucht wurde lediglich ein von 
den Militärs präpariertes Gefangnis ftir den "offenen Straf­
vollzug"! Derweil erreichten fo lgende Zeilen aus einem 
türkischen Gefangnis in der BRD lebende türkische Lands­
leute: "Ich habe heute in der Zeitung eine Nachricht gele­
sen. Eine deutsche parlamentarische Delegation soll kom­
men. Ob auch sie in Luxushotels übernachten, Ecevit und 
Demirel besuchen und nach dem Gespräch mit Evren wieder 
nach Hause fahren werden? Ach, wenn sie doch zu mir 
kommen würden und ich sie mit den Gefolterten sprechen 
lassen kÖnnte. Könnte ich sie doch zu jemandem bringen, 
der von der Hüfte abwärts gelähmt ist oder sein psychisches 
Gleichgewicht verloren hat. Wenn sie sehen könnten, wie 
gefoltert wird .. ."2 

Vom Terror der Straße ... 

Man fragt sich: Wie konnte und kann es zu so viel historisch 
wohl einmaliger offen zur Schau getragener Ignoranz gegen­
über dem Terror eines Regimes kommen? Eine der Ursa-, 
chen ist sicherlich der Tatbestand der Ablösung des Demirel­
Regimes durch die Militärs. Im In- und Ausland glaubte man 
im September 1980, daß es schlimmer bestimmt nicht mehr 
werden kÖnne, denn der Terror stand damals fast vor jeder 
türkischen Haustür. Worin aber bestehen nun tatsächlich die 
Unterschiede der Situation vor dem 12.8.1980 und der Si­
tuation danach? Ist der Terror zurückgegangen? Sind in der 
Türkei wieder rechtsstaatliche Verhältnisse eingekehrt? 

Als auf den Vorsitzenden der Republikanischen Volkspartei 
Bülent Ecevit während der Amuperiode der Regierung De­
mirel das dritte Attentat verübt wurde, erklärte er: ,,Mörder 
wird man nicht finden können, denn sie sitzen in der Re­
gierung."3 
Dieser Regierung gehörte auch die sog. Partei der Nationalen 
Bewegung (MHP) an, deren Vorsitzender Alparslan Türkes 
schon ] 945 zum stellvertretenden Ministerpräsidenten 



avancierte, obwohl die Partei im Parlament nur nrtit drei 
Sitzen (!) vertreten war. Qiejugendorganisation der MHP­
bekannt als Terrororganisation "Graue Wölfe" - ist rur tau­
sende politische Morde verantwortlich.4 Nicht zufällig wird 
auch der Papst-Attentäter dieser Organisation zuge:rechnet 
(siehe Kasten). 
Dem Terror dieser Gruppen fielen schließlich ganze: Stadt­
teile und Städte zum Opfer. Teilweise wurden die Bewohner 
ab "rot" verschriener Gemeinden vertrieben und dlie Ort­
schaften zerstört. Dabei leistete das Militär aufgrundl des in 
manchen Provinzen verhängten Ausnahmezustand,~s teils 
passive, teils aktive Unterstützung. Besonders brutal schritt 
es gegen die kurdische Minderheit ein: Nach einem Erd­
beben in Ost-Anatolien wurden die Rettungsmaßnahrnen be­
wußt verzögert, weil die Bevölkerung gegen Repressions­
maßnahmen der Regierung protestiert hatte. Ein Major er­
klärte dazu' ,,3.000 Kurden sind so viel wert wie ein Ziegel­
stein. " 
Gegenüber der pOlitischen Linken wurde das türkische Straf­
gesetzbuch in exzessiver Weise angewendet. Das gal t nicht 
nur ftir Bestimmungen wie den Artikel 158, wonach weder 
das Türkenturn noch irgendein Staatsorgan ,.geschmäht" 
werden darf, sondem auch für die ohnehin Gesinnungsjustiz 
herausfordemden Bestimmungen der Artikel 141 und 142. 
Nach Art. 142 TStGB wurde der Besitz des Buches "Pro­
gramm der Sozialistischen Partei Frankreichs" mit sieben 
jahren und sechs Monaten bestraft. Der Abs. 1 des Artikels 
hat folgenden Wortlaut: "Mit Zuchthaus von 5 bis zu 10 
jahren wird bestraft. wer in der Absicht, die Diktatur einer 
Gesellschaftsklasse über eine andere Gesellschaftsklasse zu 
errichten oder eine Gesellschaftsklasse zu unterdrück,~n oder 
die wirtschaftliche oder soziale Grundordnung des Landes 
zu zerstören oder die politische und rechtliche Ordmmg des 
Staates völlig zu beseitigen, Propaganda in irgendeiner Form 
oder unter irgendeinem Namen treibt." 

Dennoch ging die justiz der Regierung Demirel nicht weit 
genug. Da die Gerichte in einer Reihe offensichtlich rechts­
widriger Manipulationen auch gegen die Regierung j,~dizier­
ten, begründete Demirel seine Mißachtung der enlSprechen­
den Entscheidungen damit, die Exekutive stehe .. über" der 

DGB·Protest gegen türkische Terrorjustiz 
Die dringende Forderung, endlich Schluß 1:U machen mit den will· 
kürlichen Verhaftungen und Folterungen von demokratischen Ge­
werkschaftem in der Türkei, erhebt der Deutsche Gewerk~charts· 
bund in eino::m an Staat~präsident Evren gerichteten ProteHschrei· 
ben an die Türkische Botschaft in Bonn. Der DCB-Vors;iu;ende 
Heinz O. Vetter wendet sich insbesondere mit scharfen Worten 
dagegen, daß der Militärstaatsanwalt der Ausnahmc:zustandskom· 
mandatur htanbul gegen den Vorsitzenden des Gewerkschafts­
bundes DISK, Abdu[]ah B:utürk, und 51 weitere Gewerkl;chafter 
die Todesstrafe fordern wilL 
AbdulLah Bastürk und vide seiner jetzt mitangeklagten Kollegen 
sind den Mitgliedern des DGB-Bundesvontandes seit vielen Jahren 
ab aufreehte Demokraten bekannt, die ganz sicher die ihnen vor­
geworfenen Verbrechen - wie 1:.B, des lIochvernts _ nichl. began· 
gen haben, schreibt Vetler, 
Dic türkische Botschaft wird in dem Protestbrief darilber infor­
miert, daß der DGB die Bundeyegierung aufgefordert hat, ein 
koordiniertes Vorgehen im Rahmen der EG und der NATO "gegen 
das in der Türkei täglich begangeno:: himmelschreiende Unrecht zu 
veranlassen". Weiter wird darauf hingewiesen, daß der Präsidlent des 
EuroparatCI davon unterrichtet wurde, daß der DCB die Mitglied­
schaft einer Regierung im Europarat, die lllindig die Bestimmungen 
der Menschenrechtscharta mit füBen tritt, für unerträglich. halten 
würde, 
Gegenüber dem Bundeskanzler drückt der DGD·Vorsitzende die Er· 
wartung aus, daß die Bundesrepublik "angemessene diplomatische 
Konsequenzen" 1:ieht. Oie Arbeitno::hmer in der Bundesrepublik 
seien nicht gewillt, die in der Türkei verfolgte Terrorjustiz. hinzu­
nehmen, 
(Quelle: OGB·Nachrichten-Diemt, Düsseldorf, NT. 145/13,:/,1981) 

richterlichen Gewalt, Zuglc:ich begann man damit, den ge­
samten Staatsapparat zu säubern und mit Türkes·Anhängern 
zu besetzen. Polizeibeamte, die Mörder unter den Grauen 
Wölfen suchten, wurden versetzt oder entlassen. 
In einer solchen Situation mußte die Machtübernahme des 
Militärs geradezu zwangsläufig von der großen Mehrheit der 
Bevölkerung mit Erleichterung zur Kenntnis genommen 
werden. Immerhin hatten Anfang der 60er jahre auch Mili­
tärs das korrupte und terroristische Regime Menderes abge­
löst und binnen kurzem wieder demokratische Verhältnisse 
eingefUhrt. 
Nicht zufallig beriefen und berufen sich die AnfUhrer des 
Putsches auch auf den unumstrittenen Nationalhelden, den 
Gründer der modemen Türkei, Atatürk. Dieser habe dem 
Militär das Vermächtnis aufgegeben, die Demokratie, falls 
erforderlich, auch nach innen hin Zu verteidigen, Tatsächlich 
sind auch zahlreiche: Türkes-Anhänger verhaftet worden. 
Auch ist gegen Alpanlan Türkes Anklage erhoben worden. 

... zu dem der Staatsmacht 

Doch der Putsch gegen die Menderes-Regierung und der 
Putsch vom 16.9.1980 sind nicht zu vergleiche:n. Das auslän· 
dische und türkische Großkapital hat längst aus der progres­
siven Aktion Anfang der 60er Jahre die Konsequenzen ge­
zogen. Bereits 1961 wurde auf Anraten von US·Beratern 
eine: sog. Unterstützungskasse der Armee (OYAK) ge:grün­
det, an die je:der Berufs- und Reserveoffizier 10% seines Mo­
natssolds abzufUhren hatte. In 10 jahren konnte OYAK ihre 
Nettoreserven so we:it erhöhe:n. daß sie: durch rentable In­
vestitionen zur gegenwärtig zweitgrößten Unternehmens­
gruppe: in der Türkei aufsteigen konnte:. 5 Beteiligungen un­
terhält die OY AK nicht nur in der Rüstungsindustrie, son­
dem auch bei den Tochtergesellschafun internationaler 
Großkonzerne, wie Goodyear, International Harveste:r, Mo­
bil on, Shell und Hihon. Die Gewinne aus diesen Beteiligun­
gen beliefen sich 1977 auf 335 Mio Türkische Pfund. 
Der Effekt ließ nicht lange auf sich warten: "Wegen der 
Beteiligung am kapitalistischen System sind die Offiziere: 
motiviert, den westlich orien-ierten Kapitalismus zu vertci­
digen, me:hr als die bürgerlichen Parteien. Ihre erste Aufgabe 
war demnach die Stabilisierung der Wirtschaft, und sie wa­
ren bereit, gegen jeden vorzugehen, der die freie Marktwirt­
schaft unterminieren wollte:." "6 

So hat sich seit dem Militärputsch rur den oberflächlichen 
Betrachter der Szenerie die Lage gewandelt, Der Terror der 
Straße, dem die Regierung Demirel "nur" als Handlanger 
diente, ist dem direkten Terror der Staatsmacht gewichen. 
Die Zahlen sprechen eine beredte Sprache: 
• 123.000 politische Gefangene 
• 935 Anträge auf Todesstrafe rur Oppositionelle (Stand: 

30.4.1981) 
• 410 Exekutionen bei militärischen Operationen 
• Zahllose FoltertOde (30 namentlich bekannt) 
• 230 Ausbürgerungen. 
Eine von Amnesty Intemational im Mai 1980 entsandte ~1is· 
sion hatte ein "durchgängiges System von Folterungen vor­
gefunden", Fast ein Jahr später mußte dieselbe Organisation 
die offensichtliche "Kontinuität der Anwendung der Fol· 
ter" feststellen. 7 Das war zum Zeitpunkt des Besuches der 
Bundestagsdelegation in der Türkei! 
Obwohl die Todesurteile in der 2. Instanz nach dem türki­
schen Strafrecht vom Parlament (I) zu unterschreiben sind. 
wurden bis Mai 1981 bereits 4 Urteile vollstreckt. Da das 
Parlament aufgelöst ist, waren diese Vollstreckungen bereits 
nach türkischem Recht reine Willkürmaßnahmen. Auch in 
der Organisation der Justiz ging die Junta sogar noch einen 
Schritt weiter als die Regierung Demirel. Während diese ihre 
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"Graue Wölfl~" in der Bundesrepublik 
Die Föder/1.h·t>lI der Arbeiteruereint! der TÜ'rlcei in der BlI.ndesrepu­
blik (FIDEF) l!1u im Juni/Juli d.}. in einem Sonderheit ihres 0r­
gans Türkei l n!ormaf;t>ne.. eine Zusammenschau der .4.Jlti"itiiten 
ftJschistitcher türkischer OrgtJnistJtit>ne.. hierzulande lI.nd dere.. 
politischer Hintergriinde vorgelegt. Das SondermlltC'l'ial enfhiilt 
nt!ben einer Analyse der Faschistenpartei MIfP und ihrer Zweig­
organisationen auch eine Dokume..tatjon lU den Aktivitiitm der 
"Grauen Wölfe". D/IS St>nderheft (Umfang 36 Seiten) kttnn besteUt 
werden bei: Türkei' Informationen, Lich/.str. 31, 4000 Diisseldt>rf. 
Hier einige Erlcenntnitse der Studie: 
Die Ents tehung der faschu tischen Partei der Nationaletl< Ikwegung 
(Milliyeto;i lIareket Parti, i, MUP) und ihrer J ugendorganisation 
Graue Wölfe ist eng mit der Person ihres "Führen", de,s Obersten 
a.D. Alparslan TürkeI, verbunden. Er fu ngierte u.a. im ~~. Wcltkriel! 
als Verbindungsmann NlU'ideut5Chlands in der Türkei, Vla r J945 in 
der türkischen Militännission in Wa5lüngton mit Kt>ntakten zu CIA 
und Pentagon tätig, dann 1960 an dem vOn den USA geduldeten 
Militärputsch gegen Staatschef A. Menderes und 196!~ an einem 
gescheiterten ReehtJPutsch betei ligt. Nach kurzer Inbafltierung trat 
Turkes in die konservat ive Republikmisch Nationale B;luernpartei 
ein, die 1969 in die MHP umgewandelt wurde. Unter sdner Anlei­
tung erfolgte seit 1968 der Aufbau von Kommandolagern mit para· 
militäri5Cher Ausbildung, in denen insgc-samt 100.000 j,ugendliche 
Graue Wölfe ausgebildet wurdcn. Seit 1969 ist TürkeI MHP-Vorsit· 
zender. 1975-78 war er stellvertretender Mininerpräsident in der 
Regierung S. Demircls. 

MIIP-Auslandsvertrctun;;'-'II "unkn '11 den Niederlanden, Däne· 
mark, Belgien, Frankreich, der Schweiz, Österreich und in der 
Bundesrepublik aufgebaut. Ihre Zentrale befand sich bis 1975 in 
Ludwigshafen. Die MHP-Parteiorganisationen, in der BRD durch 
Anmeldung am 9.4.1973 beim Ordnungsamt Kempfen legalisiert, 
verfUgte 1975 über sechs Parteibezirke mit ca. 50 Stützpunkten. Zu 

Verweigerung gegenüber regierungsfeindlichen Judikaten da­
mit gerechtfertigt hatte, die Exekutive stehe über der rich­
terlichen Gcwalt, setzte die Militärregierung mit Wirk ung 
vom 14 . Mai 1981 kurzerhand den fü r die Ernennung von 
Rich tern zuständigen " Hohen Rat der Rich ter" ab. 

Während die ignorante Haltung der Regie rung Dernirel noch 
von den Präsidenten des Verfassungs. und Verwaltungsge­
richtshofes kritisiert werden konnte (und durfte), ist jctzt 
jede Kritik der Judikative unterbunden. Den Verfolgungen 
und Verhaftungswellen sind darüber hinaus z:ahlreiche 
Rechtsanwälte zum Opfer gefallen. Das bcrühmte.Sle Opfer 
ist der 38 J ahre alte kurdische Rechtsanwalt Mümtaz Kotan 
aus Diyabakir. Er ist Griinder der kurdischen Kuh u rorgani­
sation DDKD und ist seit Märt 1981 spurlos verschwunden . 
In einem in Ostanatolien gegen über 1.000 (1) A:ngeklagte 
geftihrten Verfahren mußte die Verteidigung I (1) Verteidi­
ger übernehmen, wei l allc anderen Rechtsanwälte verhaftet 
oder verschleppt worden waren. Während der ersten 90 Tage 
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ihren leitenden Funktionären zlilllte u.a. Hasan Ora!tay, Mitarbdter 
von "Radio Liberty" und MHp·Verbindung3mann zu CIA-Kreisen 
in München, der sich laut Aussagen seiner ,,Arbdtslr.ollegen" durch 
faschis tische und antisemit ist ische Propaganda in seinen Sendungen 
hervortat. 
Am 30.6.1976 fo rderte das türkische Verfassungsgericht die MHP 
auf, ihre in der BRD exist ierenden Organisationen aufzulösen, 
sonst laufe sie Gefahr verboten zu werden. Die MHP wurde darauf­
hin in Kempten abgemeldet und ihre Aktivisten tauchten zunächst 
unter, um alsbald in Vereinigungen wie Islamisches Zentrum, Kul· 
turgemdnschaft usw. ihre Tätigkeit fortzusetzen. Die Parteiorgani­
sationen der MIIP bestanden in der BRD jedoch weiter. 

So wurde im hessischen Schwarzenborn die Föderation der demo­
kratisch·idealistischen Turkenvereine in Europa (Tiirk-Föderation) 
unter Beteiligung von 64 Idealistenvereinen aus Holland, Oster­
ne'ich, lklgien, Frankreich, Westberlin und der BRD gegründet. 
1980 unterhielt die Türk-Föderation insgl:samt 180 Vereine, davon 
allein 11 1 in der BRD. Darüber hinaus bedient sich die MHP ver· 
SChieden« Tamorganisationcn, hienulande der Idealistenvereine, 
Kulturzentren oder Atbeitervereine in de r Tück-Föderation. 

Unterstützt werden die türkischen Faschisten in der Bundesrepu­
blik offen von der CDU/CSU. Ein CDU-Stadtverordneter in 
Schwalmstadt/Hes.sen, Dr. Horst-Eckart Kannapin, beschafft AI· 
beit$- und Aufenthaltserlaubni$$t: für türkische FlI$chiSlen. So u.a. 
für den Vorsitzenden der Türk-Föderation, Mousa Serdar Cclebi, 
de r wegen Beteiligung m Terroranscblägen in der Türkei steckbrief. 
lieh gesucht wird. 
In einem Brief des MHP-Finanzkoordinaton in der BRD, Enver 
Altayli an Türkes heißt es: "Unsere Beziehungen zu Dr. Kannapin: 
Er nimmt uns b-ei den deut5Chen Sicherheil$organen in Schutz. Er 
bemüht sich darum, daß diese Organe unsere Aktivitäten nicht be­
hindern, sondern unterstützen ... Ich dachte als Lohn für seinen 
guten Willen und seine Bemühungen sollten wir ihm entgegen· 
kommen. Herr Faruk hat Dr. Kannapin für eine Woche in den 
türkischen Teil Zyperns einladen lassen. Ich habe über Herrn Faruk 
Herrn Dr. Kannapin die Hin- und Rücknugtikeu schenken lassen. 
Hotel und Verpflegung usw. werden fur eine Woche durch Vennitt· 
Jung unseres Freundes von der türki5Chen Fluggesellschaft über­
nommen. Or. Kannapin niegt am 7. Juli von Frankfun ab, wird 
sich eine Woche lang in Zypern aufhalten und zwischen dem 15. 
und 22. Juli in Ankara sein. Es wäre gut, wenn man sich um ihn 
kümmerte." 

Die Rückendeckung und UnterstüUung bundesdeutscher Konser· 
vativer verhalfen der MHP und ihren Grauen Wölfen zu zahlreichen 
Mordanscblägl:n, Mißhandlungl:n, EntfUh rungen und UberfaUen. 
Der Papst-Attentäter M.A. Agca kommt aus ihren Reihen, MHP­
Mitglieder haben die Ennordung des IG·Metall·Vertrauensmanns 
Gelanin Kesim am 5.1. 1980 in Westberlin ebenso auf dem Ge· 
wissen wie den von Türkes persönlich angeordneten Mord am Vor­
sitzenden des progressiven GewerkSChaftsbundes DlSK, Kemal 
Turkler, am 22.7.1980 in der Türkei. 
Geduldet und verhannlost werden die türkischen Terroristen auch 
von der Bonner SPD/FDP- Regierungskoalition. 

haben die In haftierten keinerlei Kontakte zu Anwälten und 
Angehörigen. Diese 3 Monate aber können über Leben und 
Tod der Cefangcnen entscheiden . In genau dieseJ; Zeit pas­
sieren die unvorste llbarsten Tort uren und Folterungen, um 
Geständnisse zu erpressen. 

.oie der Türkei gewährte bzw. in Aussicht gestellte lI i1fe 
wird hierzulande gern motiviert mit den BÜfldnisverpnich­
tungen gegenüber dem NATO-Partner Türkei. Nun hat die 
Türkei aber nicht nur den Nordatlantik-Pakt, sondern als 
Mitglied des Europantcs auch die Europäische Menschen· 
rechtskonvent ion (MRK) ~u unterzeichnen. 
Historisch gesehen stand dic MRK. sogar in unmittelbar zeit­

lichem und sachlichem Zusammenhang mit der Entstehung 
der NATO. Die Stoßrichtung des Europarates war eindeutig 
an tikommunistisch. Noch in den im März 1963 von der 
Bundeszentrale fUr pOli tische Bildung her ausgegcbenen "In.­
formationen zur politischen Bildun.g" wird der Europarat als 
Sprecher fllr das "ganze freie Europa" bezeichnet. Er habe 



sich insbesondere dadurch bewährt, d(lß er gegenüber dem 
"Osten" zu einer gemeinsamen "europäischen Außenpoli­
tik" gefunden habe_ 
Die gegenwärtige Praxis in der Türkei verstößt gegen nahezu 
alle wichtigen in der MRK verankerten Menschenrechte: 
• das Recht auf Leben (Art. 2), 
• das Verbot der Folter (Art. 3), 
• das Recht auf Freiheit (Art. 5, Abs. 2), 
• das Recht auf rechtliches Gehör (Art. 6, Abs. 1 S. 1), 
• die Achtung der Privatsphäre (Art. 8, Abs. 1), 
• die Gedanken- und Gewissensfreiheit (Art. 9, Abs. I S. 

1 J, 
• das Recht auf freie Meinungsäußerung (Art. 10, Abs. 1), 
• die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit (Art. 11, 

Abs. I), 
• der Schutz nationalcr Minderheiten (Art. 14). 
Mit der Anerkennung von Art. I MRK hat auch die Türkei 
"allen ihrer HelTSchaftsgewalt unterworfenen Personen die 
in ... dieser Konvention niedergelegten Rechte und Freihei­
ten" zugesichert. 
Die Militärs in Ankara bestreiten nicht die grundSätzliche 
Geltung der MRK Hit die Türkei. Sie behaupten aber, ihre 
Maßnahmen seicn durch den von ihnen im Interesse des 
Landes ausgerufenen nationalen Notstand gerechtfcrtigt. 
Nach Art. 15 MRK können zwar im Falle des "öffentlichen 
Notstandes, der das Leben der Nation bedroht" die in der 
Konvention verankerten Rechte zeitweise und unter Wah­
rung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes suspendiert wer­
den. Ausdrücklich sind davon aber ausgenommen: das Vcr­
bot der Folter (Art. 3), das Verbot VOn Zwangsarbeit (Art. 
4, Abs. I), das Verbot willkürlicher Bestrafung (Art. 7). 
Die Militärs reden sich weiter damit heraus, Foltermethoden 
würden in den Gefängnissen nicht angewendet. Einzelfälle 
von übergriffen würden geahndet. Daraus könne jedoch 
nicht auf eine durchgängige Praxis geschlossen werden. Un­
terstützt werden sie dabei von den bundesdeutschen Parla­
mentariern, die den feinsinnigen Unterschied von "systema­
tischer Folter'· und "Folter" entdeckt zu haben glauben. 
Abgesehen davon, daß durch die eindeutigen Berichte von 
Amnesty International und zahlreiche Einzelaussagen die 
systematische Anwendung der Folter erwiesen ist, müssen 
sich die staatlichen Organe das entsprechende Handeln die­
ser Armeeangehörigen zurechnen lassen. Nieht zufällig 
rechtfertigen sich in EinzelfaJ.len angeklagte Folterer damit, 
es sei ihnen um die "Aufrechterhaltung der Disziplin" ge­
gangen. Bei dieser Formel handelt es sich um eine unter 
Militärs schlechthin als Generalermächtigung für Schikanen 
übliche Formel. 

Juntafreunde im Europarat 

Im übrigen ist der Streit über die "systematische" oder "un­
systematische" Folter auch juristisch verwerflich. Art. 3 
MRK verbietet neben der Folter auch ausdrücklich jede Art 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung. In diesem 
Zusammenhang darf daran erinnert werden, daß der Euro­
päische Gerichtshof flir Menschenrechte sogar die Verhör­
praktiken der britischen Besau:ungsmacht in Nordirland in 
einem Urteil vom 18.1.1978 (NJW 1979, S. 1089) als un­
menschlich und erniedrigend im Sinne des Art. 3 MRK be­
zeichnet hat. 
Wie lassen sich die menschenrechtswidrigen Praktiken der 
Militärs sanktionieren? Verschwiegen wird in diesem Zu­
sammenhang von interessierter Seite die Tatsache, daß die 
türkische Republik bis heute nicht die Zuständigkei der 
Europäischen Menschenrechtskommission und des Europäi­
schen Gerichtshofes flir Menschenrechte anerkannt hat. Die 
Türkei ist also Mitglied des Europarates und Unten:eichner 

der Menschenrcchtskonvention. Sie erkennt aber bis heute 
nicht die Zuständigkeit der Organe an, die über die Einhal­
tung der Rechte wachen sollen. 
Dies ist vor allem deshalb wichtig, weil nach der MRK nicht 
nur die Individualklage, sondern - wie im Falle Irland gegen 
Großbritannien - auch die Staatenklage möglich ist. Jedes 
Mitgliedsland kann ein anderes Mitgliedsland vor dem Euro­
päischen Gerichtshof für Menschenrechte nach vorheriger 
Einschaltung der Kommission verklagen. 
Die jetzige Regierung in Ankara könnte nach Art. 46 MRK 
"ohne weiteres und ohne besonderes Abkommen" die Zu­
ständigkeit des Gerichtshofes anerkennen. Sie könnte es, 
wenn sie kein schlechtes Gewissen hätte. So aber zieht sie es 
vor, einerseits Mitglied des Europarates zu bleiben, anderer­
seiu aber jede Kontrolle über die Einhaltung ihrer Pflichten 
abzulehnen. Somit bleibt nur der Ausschluß am dem Euro­
parat. 

Wer - wie die bundesdeuuchen Parlamentarier - die Türkei 
nicht ausschließen will, müßte von der Regierung in Ankara 
mindestens eine Erklärung nach Art. 46 der Konvention ver­
langen. Beide! aber ist nicht möglich: Mitgliedschaft und 
Unverbindlichkeit. Diejenigen, die die türkische Regierung 
bei ihrem doppelbödigen Spiel unterstützen, müssen wissen, 
daß sie sich damit zum Erfüllungsgehilfen eines terroristi­
schen Regimes erniedrigen. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Milliyet, Ankara, !I.3.1981 
2) Zit. nach: Türkei-Infodiemt, Hamburg, Nr. 1/1981, s. 3 
3) Amnelly International, Türkei, November 1976, S. 23 
4) Vgl. Amnesty International, Türkei, Mai 1917, S. 12 
5) Vgl. AlB 10/1 980, S. 17 
6) J. RothfK. Taylan, Die Türkei - Republik unter Wölfen, Bom­

heim 1981,S. 84 
7) Amnesty International, Folter und Todesstrafe in der Türkei. 
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Af hanistan 
Mohammed Sarkash/Seamus O'Faolain 

Afghanisehe Rebellen und 
die Aussicht auf Frieden (1. Teil) 

Nachdem im März 1981 die Reaglllt.Administratiatl ihre 
Militärhilfe [!ir die ajghoniscken Rebellen offiziell gemacht 
hatte, verlautete im Juli d./. in US -Militärkreisen, daß der 
Geheimdienst CIA tatsächlich für die geheimen Waffentrans­
porte (fast ausschließlich sowjetische Fabrikate bzw. getreue 
Nachahmungen!) verantwortlich zeichne. Der so am Leben 
erhaltene Kn'eg der Rebellen, vornehmlich von pakistani­
schem Baden aus geführt, hat nach Aussagen des afghani­
schen Staatspriisidenten Babrak Karmal Mitte d.j. "riesige 
Ausmaße erreicht und (beeinträchtigt) das normale Leben 
des Volkes schwer". 
( ... ) Von den buchstäblichen Dutzenden von Rebellen-Grup­
pierungen, die lännend nach Anerkennung verlangen, ist es 
nur den sechs mit Hauptquartieren in PeschawarfPakistan 
gelungen, beträchtliche Unterstützung von außen zu erhal­
ten und wesentliche Mengen von Waffen und ausgebildeten 
Kämpfern nach Afghanistan einzuschleusen. Dieser Artikel 
wird sich auf diese Gruppen - ihre Wurzeln, Ziele, Unter­
stützung von Ägypten, Saudi Arabien, Kuweit, Oman. USA, 
China und Westeuropa - konzentrieren, doch sollen auch 
kleinere Operationen vom Iran und anderen Ländern aus 
Erwähnung finden . 
Ein sorgfaltiges Studium der sechs lIauptgruppierungen in 
Peshawar zeigt auf, daß diese Gruppen weder eine Chance 
haben den Sieg zu erringen, noch bedeutsame, vereinigte 
Unterstützung des Volkes zu erhalten, und zwar aufgrund 
ihrer Spaltungen. ihrer extremen fundamentalistischen 
Standpunkte (sogar in den Augen vieler ihrer Anhänger) und 
des Fehlens eines ausgereiften Nachschubs. 

Gesichter des Krieges 

Weiterhin wird ihr Prestige durch die Tatsache geschwächt, 
daß mindestens zwei der sechs Gruppierungen schon 1973 
(Sturz der Monarch ie; d. Red.) von ausländischen Kräften 
gegründet und finanziert wurden. Die meisten ausländischen 
Regierungen und Gruppen, die den Rebellen Hilfe gesandt 
haben, erkennen diese Schwächen und die - in militärischer 
Hinsicht - Nutzlosigkeit dieser Unterstützung. Ihre Hilfe ist 
nicht durch militärische, sondern eher durch politische Ziele 
motiviert. 
Im Propagandakrieg gegen die Sowjetunion schlagen die 
USA und ihre mittclöstlichen Alliierten enonnes pOlitisches 
Kapital daraus, daß sie sowjetische Truppen in Afghanistan 
binden. Einige scheinen entschlossen zu sein, so weiterzu­
machen, selbst wenn das bedeuten würde, bis zum letzten 
Afghanen zu kämpfen. 
Bei dem jetzigen Niveau des Kampfes wird es jedoch bis 
zum "letzten Afghanen" noch eine ganze Weile dauern . So­
gar Drew Middleton von der New York Times, mit seinen 
Nachrichtenquellen ';nter den afghanisehen Rebellen, brach­
te die Einschätzung vor, daß ,,nicht mehr als 1.000 Rebellen 
gleichzeit ig an irgendeinem Tag mit den sowjetischen Streit­
kräften Fühlung haben und ihrer Wirksamkeit Grenzen ge-
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setzt sind".1 Zwei Westler, die Afghanistan im Spätjahr 
1980 bereisten (Fred HaJliday und Gerard Challiand)2, be­
richteten, daß die wichtigen afghanisehen Städte gegen jede 
ernsthafte Bedrohung durch die Rebellen gesichert seien, 
und zwar durch militärische Sperrketten, die um sie herum 
errichtet sind. 
Bezeichnenderweise werden die größten Siege der Rebellen 
auf nichtmilitärischen Gebieten bekannt, wie F. Halliday 
berichtet: "Ober hundert Schulen wurden allein in der Pro­
vinz Herat zerstört, und gegenwärtige diplomatische Quellen 
bestätigen, daß etwa die Hälfte sämtlicher Erziehungs- und 
Gesundheitseinrichtungen in den ländlichen Gebieten 
Afghanistans in diesem Jahr durch die Rebellen zerstört 
wurde." ( ... ) 
Die in Pakistan stationierten Rebellen um fassen in Wirklich­
keit nur eine sehr kleine Abspaltung der über J Mio afghani­
sehen Flüchtlinge. Ein weiterer künlicher Besucher Afgha­
nistans, der für den Boston Globe berichtete, schätzte aus 
seinen Beobachtungen von gedeihenden Schwarzmärkten 
und seiner Kenntnis von veruntreuter Flüchtlingshilfe, daß 
mehr als die Hälfte der Flüchtlinge "ökonomische Opportu­
nisten" seien. 3 ( .•. ) 

In unregelmäßigen Abständen liegen die Ausbildungslager 
der vorwiegend sunnitischen, paschtusprechenden Rebellen 
aus den östlichen afghanisehen Provinzen verstreut, die ei­
nem der folgenden sechs Führer die Treue halten. 
Hekmatyar gilt als der kompromißloseste und fundamenta­
listischste der RebellenfUhrer. Während er S tudent an der 
Fakultät ftir Ingenieurwesen der Universität von Kabul war, 
gehörte er der Kämpferischen Moslem-Jugend Oawanan-i­
Musaiman) an, (lner Gruppe mit engen Verbindungen zur 
panislamisehen Moslembruderschaft. 
Er war bekannt rur seine Angriffe auf die Frauenbildung 
und wurde in den frühen 70er Jahren wegen des Mordes an 



einem fortschrittlichen afghanischen Stuöenten in Haft ge­
nommen. Er erregt,e während seines Gefangnisaufenthaltes 
viel Aufsehen und wurde gegen Ende 1972 freigelassen. 
Hekmatyars Gruppe, jetzt ab Islamische Partei (Hizb-i­
Islam) bekannt, hat ihre Wurzeln in einem früheren Zeitab­
schnitt. Im Jahre 1973, als Mohammed Daud in einem anti­
monarchistischen Staatsstreich in Afghanistan die Macht er· 
oberte, startete die Regierung in Pakistan unter Zulfilkar Ali 
Bhutto eine "Vorwärtspolitik" gegen Afghanistan •. Aus 
Furcht, Daud könnte den langanhaltenden Grenzstreit über 
die paschtunischen Gebiete der beiden Länder neu ent­
fachen, schulte und bewaffnete Pakistan heimlich eine 
Streitmacht von 5.000 afghanischen Rebellen in einer Reihe 
von geheimgehaltenen Lagern. 
Die Nixon-Administration sandte aus der Benirchtung her­
aus, Dauds Regime sei zu linkslastig, den CIA. um Pakistan 
bei der Ausbildung dieser Rebellen zu helfen. (Ein ClA­
Ausbildungslager befand sich in Anock/Pakistan). D.:r CIA 
zog seine Unterstützung später zurück, als klar wurd.e, daß 
Daud kein Linker war, und die Streitmacht wurde unter 
strenge pakistanische Kontrolle gestellt, wobei Hekmatyar 
als der afghanische "Führer" auftauchte. ( ... ) 
Diese Rebellen wurden später recht wirksam zum Vorteil 
Pakistans eingesetzt. Im Juli 1975 wurde die 5000·Mann­
Streitmacht unter Hekmatyars Kommando in das Pand­
schehr-Tal nördlich von Kabul zu einer größeren Schlacht 
gegen afghanische Regierungstruppen eingeschleust. Die 
Schlacht drängte Afghanistan während der unmittelbar dar­
auffolgenden (Grenz-; d. Red.) Verhandlungen wirkilam in 
die Defensive. Während die pakistanische Regierung jede 
Verbindung zu dem Zwischenfall abstritt, haben frühere 
hohe Beamte der Bhutto-Regierung vor kurzem ihre Beteili­
gung zugegeben. 4 

Sogar nach Bhuttos Sturz durch General Zia ul-Haq im Juli 
1977 fuhr Pakistan fort, Hekmatyar mit Ausbildunnsmög­
Iichkeiten zu versorgen, wie z.B. ein Lager bei Warsak" sowie 
mit dem Recht, seine eigenen Gefangnisse und Militärgerich­
te zu unterhalten. 
Hekmatyars Partei hat eine detaillierte Liste von Zielc:n pro­
klamiert, die sie klar als die bildungsfeindlichste u.nd am 
meisten .. antifortschrittliche" der Rebellengruppen aus­
weisen. Das oberste Prinzip der Partei ist in diesem K.ontext 
klar geraßt: .,Afghanistan ist ein ausschließlich Islamischer 
Staat, in dem alle nichtislamischen Ideen und HandJungen 
verboten sind ... 5 

Die Zielrichtung des Programmes kann aus den folgenden 
vier Forderungen ersehen werden: 
I) Die durch die revolutionäre Regierung begonnene Agrar­
refonn wird annulliert und der gesamte Privatbesitz wird 
seinen ursprünglichen Eigentümern zurückgegeben; 
2) Frauen müssen den Schleier tragen und sowohl Erzie­
hung als auch Arbeit werden nach Geschlechtern gellrennt; 
3) Jegliche Erziehung soll militärische Ausbildung für den 
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Dschihad (Heiliger Krieg) einschließen und der Staat soll 
eine massive militärische Rüstung unterhalten; und 
4) Im Gegensatz zur gegenwärtigen Politik der Respektie­
rung mehrerer nationaler Sprachen soll es nur eine nationale 
Sprache geben, und Arabisch soll als zweite Sprache verbrei· 
tet werden.6 

Trotz Hekmatyars Bekanntheitsgrad unter den in Peschawar 
befindlichen Rebellen war er eine der spalterischnen Kräfte 
in der Rebellen.Bewegung. Er weigerte sich, jeglicher Allianz 
von Rebellen beizutreten, und seine Gruppe war in Schar­
mützel gegen andere Gruppen verwickelt. Hekmatyars 
größter ausländischer Versorger ist immer noch Pakistan, 
welches reichliche Hilfe gewährt, Einrichtungen wr VerfU­
gung stellt sowie die Freiheit gewährt, Menschen und Waf­
fen auf eigenen Entschluß hin in Bewegung zu setzen. 

Nein zur Agrarreform und Frauenemanzipation 

Im Unterschied zu Bhuttos Regierung, die die Rebellen­
Streitmacht 1973 in erster Linie fUr Aktionen gegen die 
Daud-Regierung gründen half, entstammt Zias Unterstüt· 
zung auch einer ideologischen Verwandtschaft mit Hek­
matyar. Die gemeinsame Schaffung der von Hekmatyar ge­
führten Streitmacht 1973 durch den CIA und Pakistan war 
keineswegs das lettte Beispiel enger Zusammenarbeit zwi­
schen den USA und Pakistan. 
Der Counter Spy vom Januar-Män 1980 (siehe AlB 2/1980, 
S. 10-12; d. Red) hat ausfUhrlich die pakistanische Bereit­
willigkeit beschrieben, die Benutzung der US-Botschaft in 
Islamabad/Pakistan durch den CIA zur Entsendung heim­
licher Unterstützung rur die Rebellen zu dulden. Erst kürz­
lich, im September 1980, wies die pakistanische Regierung 
alk diplomatischen Missionen an, die Unterhaltung von Ab­
teilungen rur Infonnation und öffentlichkeitsarbeit in ande· 
ren Städten als Islamabad einzustellen. Es war kein Zufall, 
daß die Stellen der US International Communication 
Agency in Lahore, Karatschi und Peschawar von dieser An­
weisung nicht beriihrt wurden. 
Seit dem Spätjahr 1980 wurde die Islamische Partei auch 
von dem Führer der Partei der Islamischen Gesellschaft 
Kuweits, Abdullah al-Aqil, finanziell unterstützt. 
Seit der April-Revolution 1978 haben sich vier größere 
Gruppen von Hekmatyar abgespalten, aber alle unterstützen 
im Grunde weiterhin die gleichen Ideen und Programme: die 
hlamsiche Partei (Hizb-i-Jslam), eine direkte Absplitterung 
von Hekmatyars Partei, die den Namen behielt, von Yunis 
Khalis; der Islamische Bund Afghanistans von Burhanuddin 
Rabbani; die Nationale Befreiungsfront Afghanistans von 
Subgatullah Mujadded; und die Islamische Revolutionäre 
Bewegung von Mohammed Nabi Mohammadi. 
Zusammen mit einer ftinften Gruppe (auf die später einge­
gangen wird) bildeten sie (im März 1980; d. Red.) eine 
lockere Islamische Allianz rur die Befreiung Afghanistans 
unter der Führung von Abdul RasuJ Sayaf (der durch Kar­
mal im Januar 1980 aus dem Gefängnis befreit worden war). 
Es bestehen deutliche Unterschiede in der Bildung der An­
fUhrer. Rabbani, Mujaddedi und Sayaf wurden alle an der 
theologischen Universität von AI·Azhar (Kairo/Ägypten) zu 
Theologen ausgebildet. Alle drei stellten Beziehungen zur 
Moskm-Bruderschaft her, während sie in Ägypten waren. 
Nach ihrer Rückkehr nach Kabul beteiligten sie sich an der 
Kämpferischen Moslem-Jugend, die mit der Moslem-Bruder­
schaft verbunden ist (das gleiche taten I-Iekmatyar und 
Mohammadi). 
Im Gegensatz zu dem Ingenieur Hekmatyar war Rabbani 
Gutsbesitzer und Geschäftsmann, der mit dem Export von 
Karakul (persisches Fell) zu tun hatte. Mujaddedi war in 
ähnlicher Weise Gutsbesitzer in Afghanistan und erhielt Mit-
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te der 70er Jahre eine Stelle in einer Moschee in Kopen­
hagen (mit einem saudiarabischen Zuschuß)_ Bekannte Mit­
glieder seiner Familie erregten in friiherer Zeit durch ihre 
übertrieben konservative Opposition gegen die afghanisehe 
Monarchie in den 20er jahren Aufsehen.? 
Als im jahre 1965 das erste afghanisehe Parlament gewählt 
wurde. wurde der reaktionärste Block von Abgeordneten 
von der Mujaddedi-Familie angeführt. 
Rabbanis neuere Rebellen-Aktivitäten begannen an der Seite 
Hekmatyars in der durch Pakistan und den CIA gegründeten 
Rebellen-Gruppe im jahr 1973. Die anderen kamen erst 
nach der afghanischen Revolution von 1978 und der darauf­
folgenden Landrefonn nach Peschawar. 
Auch jetzt noch ist die Moslembruderschaft diejenige eta­
blierte Moslem-Gruppe, deren Prinzipien alle diese AnfUhrer 
engstens verbunden zu sein scheinen, eine extl'em funda­
mentalistische Organisation mit Zellen im gesamten Nahen 
und Mittleren Osten. die alle Formen von "Verwestlichung. 
Säkularisation und Modemisierung" ablehnt (siehe Kasten). 
Schon im Januar 1980 gab der damalige ägyptisch.e Verteidi­
gungsminister General Kamal Hassan Ali bek.annt. daß 
"Anneclager für die Ausbildung von afghanischen Rebellen 
geöffnet wurden" und daß Rebellen (mit Stützpunkten in 
Peschawar) mit Waffen aus Ägypten versorgt wÜJIden.8 Die­
se Sendungen halten bis in die Gegenwart an. unter offener 
Komplizenschaft der pakistanischen Regierung. 

Ziehväter: Moslembruderschaft und Sadat 

Ein französischer Reporter. der 1980 sechs Mona_te lang mit 
Rebellen-Gruppen unterwegs war, verfolgte die Spur einer 
Sendung ägyptischer Waffen vom April 1980 vom Zeitpunkt 
ihrer Ankunft in Pakistan den gesamten Weg bis hinein nach 
Afghanistan. Eine vollständige Liste der Waffen iin der Sen­
dung (die in Ägypten hergestellte Kalaschnikow-Gewehre. 
Sprengstoffe. raketengetriebene Granaten, Patronen. Minen 
und Geschosse enthielt ) wurde an mehreren Kontrollpunk­
ten in Pakistan mit regierungsamtlichen Stempcl:n versehen. 
Danach begleitete der französische Reporter persönlich eine 
LKW-Ladung Waffen durch die letzte pakistanische Grenz­
station nach Afghanistan hinein. Kurz hinter der Grenze' 
wurden die Waffen mit Kamelen und Trägem ins Innere des 
Landes verteilt. 9 Eine Ausgabe der New Republic vom juni 
1980 stellt fest. daß einige der ägyptischen Waffen mit 
wöchentlichen Flug-"eugtransporten nach Pakistam gelangen. 
Im Dezember 1980 besuchten Vertreter der fUnf Allianz­
Gruppen Sadat persönlich in seinem Heimatdorf Mit-a­
Abul-Qom. Sadat schlug den AnfUhrern vor. eine Exil-Regie­
rung zu bilden: "Es würde mich sehr freuen hören zu kön­
nen. daß Sie über die Bildung einer provisorischen Regierung 
eine übereinkunft erzielt haben."lO Er versprach darüber 
hinaus. daß er die Hilfe, die er den Rebellen schon gesandt 
hatte. verdoppeln würde. unter Einschluß von Panzer- und 
Flugabwehrwaffen. Innerhalb von drei Wochen gab es Be­
richte. daß neue raketengeuiebene Granaten und schwere 
12.9-mm-Maschinengewehre aus Ägypten in den Kämpfen 
eingesetzt wurden. ll 

Es wurde berichtet. daß die Waffen, die Sadat der Allianz 
geliefert hatte. in Peschawar in roof ungeHihr gJ.eiche Teile 
aufgeteilt und an die fOOf "Partner" verteilt werden, aus 
denen die Allianz besteht. 12 

Die Einzelheiten der US-Beteiligung an der ägyptischen Uno 
terstützung rur die Rebellen sind unbekannt. Man muß sich 
aber ins Gedächtnis rufen, daß eines der größten US·Hilfs­
programme in der Welt an Ägypten geht. und sicb auf mehr 
als I Mrd Dollar jährlich beläuft. Zum jahresbeginn 1981 
hatte Ägypten 3.5 Mrd Dollar Verpflichtungen rur US.Waf. 
fenkäufe. 13 
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Es ist klar, daß Ägypten in der Lage iSI. einige seiner älteren 
Waffen an afghanische Rebellen zu senden. gerade weil es 
überreichliche Sendungen von neuen Waffen aus den USA 
erhält. Im Lichte dieser abhängigen Beziehung Sadat-USA 
ist es höchst zweifelhaft. daß ägyptische Waffen in die 
Hände afghanischer Rebellen gelangen ohne das zumindest 
stillschweigende Einverständnis der USA. 14 Rabbanis isla­
mischer Bund Afghanistans erhält ebenfalls großzügige ge­
heime Unterstützung durch einen der treuesten Kunden der 
USA im Mittleren Osten, Oman. 
Geld für Waffen und militärische Ausrüstung wurde von den 
USA und Saudi Arabien an die Bank von Oman auf das 
Konto von Tufail Mohammed überwiesen, an einen von 
Rabbanis Partnern des Islam ischen Bundes. 
lVird fortgesetlt 
(Quelle: Counter Spy. Washington. Nr. 3/Mai.Juni 1981. S. 
24.33) 

Anmerkungen: 
I) International Herald Tribune (IHT), Zürich, 27./28.12.1980 
2) Siehe ihre Artikel in den Oczernb<:rausgat:.cn 1980 des New 

Statesrnan 
3) Boston Globe, 25.12.1980 
4) Far [astern Economic Review (FEER), Hongkong, 30.1.1981 
5) Ocr vollständige Text kann nachgelesen werden in: Patricc: Fran· 

ceschi, IIs ont choisi la libert~, Paris 1981 
6) Gegenwärtig sind Dari(pcrsisch) und Paschtu die zwei wichtig· 

ncn Sprachen, dicht gefolgt von Usbekisch. Turkmenisch und 
Belutschisch. 

7) L. Duprec, Afghaniuan, Princcton, New J ersey 1973. Sie waren 
maßgeblich am Sturz des Rcfonnkönigs AmamuUah im Jahr 
1929 beteiligt. D. Rcd. 

8) Mena. Kairo, zitien nach FBIS, Mittlerer Osten und Nordafrika, 
25.1.1980 

9) P. France$Chi,lIs OM •.•• a.a.O., S. 176f. 
10) Times of India. 28.12.1980 
11) IHT. 23.1.1981 und FEER. 23.1.1981 
12) P. "' ranceschi. Ils OM ••. , a.a.O .• S. 176 
13 ) IHT.20.1.1981 
14) Nachgedruckt bei P. Franccschi,lb ont ...• a.a.O., S. 260-263 
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Berichtigung 
Im Afghanistan·Artikel von Ph. SpiUmann in AlB 7-8/1981 ill uns 
auf S.23, rechte Spalle. 5. Zeile von unten ein Satzfehler unter­
laufen. Statt "Kommando" muß el heißen: "cin ,tändigel Kom. 
men". 



Indochina 

Nguyen Co Thach Was die indochinesischen 
Staat~en wirklich wollen 

Einen weiteren Vorschlag zur Lösung des Kampuchea-Pro­
bfems haben die drei indochinesischen Liinder Vi.?tnam, 
Laos und Kampuchea auf ihrer vierten Außenministerkon­
/erenz Mitte juni d.l. in Phnom Penn unterbreitet. Der Vor· 
schlag, den der lIietnamesische Außenminister, Ngu)'en Ca 
Thaeh, näher erläutert, zielt auf die Einberufung einer Re­
giona/konferenz der Gruppe der indochinesischen Staaten 
sowie der Mitglieder der Vereinigung Südostasiatischer Na­
tionen (ASEAN), zu der IUI. der UN-Generalsekretiir und 
eine von beiden Seiten vereinbarte bestimmte Anzahl ande­
rer Liinder hinzugezogen werden sollen. 
Der Vorschlag ist vor dem Hintergrund der Vorberei.tungen 
auf die Kampuchea-Konferenz der Vereinten Natione'n vom 
Juli d,J. (siehe Kur:r.infonnation) zu sehen, Bereits in einem 
Brief vom 19.5.1981 an UN-Generalsekretiir Kurt Waldheim 
hotten die indochinesischen Außenminister dauor gewarnt, 
daß eine solche Konferenz nur ein Versuch sein könne, "die 
Bestrebungen einer Gruppe der anderen in Südostasilm auf­
zuzwingen und den Weg für äußere Einmischung in regionale 
Angelegenheiten zu ebnen sowie die Bemühungen zu behin· 
dem, die die beiden Gruppen (die indochinesische und die 
ASEAN-Gruppe; d. Red.) in ihren laufenden regionalen 
Konsultationen unternehmen. 

FRAGE; Was war das Ziel der vierten Konferenz der Außen­
minister Indochinas? 
N. CO THACH; Die Außen minister Kampucheas, Laos' und 
Vietnams trafen sich diesmal mit der Absicht, die kämpferi. 
sehe Solidarität, Freundschaft und allseitige Zusammen­
arbeit dieser drei Länder zu stärken. Zugleich ging es 'um die 
Koordinierung ihrer Aktivitäten gegen die Politik d,~r Ein­
mischung und der Aggression der chinesischen Rei:ierung 
gegen die drei indochinesischen Länder. 
Die Konferenz legte ebenfalls eine Reihe von Vorschlägen 
vor, um günstige Bedingungen zu schaffen, damit die indo­
chinesischen und die ASEAN·Staaten über Fragen in Südost­
asien diskutieren und bald zu Übereinkünften im gemein­
samen Interesse am Frieden und der Stabilität in der If.legion 
und im Interesse einer jeden Nation kommen mögen. 
FRAGE; Was ist neu an den Vorschlägen dieser Konferenz? 
N. CO THACH; Die auf dieser Konferenz vorgebrachten 
Vorschläge beinhahen die Präzisierung einiger früher ge­
machter Vorschläge und auch neue Punkte, die den guten 
Willen der indochinesischen Länder deutlich machen, die 
den Prozeß des Dialogs beschleunigen wollen mit der Ab­
sicht, so schnell wie möglich zu positiven Ergebnissen zu 
gelangen, die dem Frieden, der Stabili tät, der Freundschaft 
und der Zusammenarbeit in Südostasien dienen. Die drei 
Außenminister brachten z.B. den Gedanken einer Regional­
konferenz zwischen den beiden Ländergruppen Indochina 
und ASEAN-Staaten unter Beteiligung einer Reihe von 
Beobachtern - darunter dem UN-Generalsekretär un.d eini­
gen anderen Ländern - auf, auf die man sich im beiderseiti­
gen Einverständnis einigen müßte. 
Um den Prozeß des Dialogs zu fö rdern, einigten sich elie drei 
indochinesischen Länder darauf, noch keine Regionalkon­
ferenz zu fordern, falls die ASEAN-Staaten noch nicht dazu 
bereit sind, und kamen überein, regionale KonsulWtionen 

zwischen zwei oder mehreren Ländern in Südostasien fort­
zusetzen, um zu gemeinsamen Übereinkünften zu verschie­
denen regionalen Fragen 'Zu gelangen. 
Im Hinblick auf die Beziehungen 'Zwischen den indochinesi­
schen Ländern und China ist die Weltöffentlichkeit sehr be­
sorgt über Chinas Intensivierung von Angriffen und bewaff· 
neten Provokationen gegen Vietnam und Laos und über 
seine fortgesetzten Waffenlieferungen an die reaktionären 
Khmer-Kräfte , damit diese sich gegen das Volk von Kam­
puchea stellen. Die Konferenz der Außenminister der drei 
indochinesischen Länder verurteilte mit ernstem Nachdruck 
diese kriegerische Politik Peki ngs. 
Im Interesse der Freundschaft zwischen den beiden Völkern 
hat Vietnam vorgeschlagen, daß die beiden Seiten bezüglich 
drängender Maßnahmen zu einer Übereinkunft gelangen, 
Frieden und Stabilität entlang der chinesisch·vietnamesi­
schen Grenze wiederhen:ustellen und unverzüglich die dritte 
Gesprächsrunde auf der Ebene der Vizeaußenminister über 
Fragen von beiderseitigem Interesse zu beginnen, um die 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern zu normalisie­
ren, Dies ist ebenfalls ein ernsthafter Wunsch aller Menschen 
guten Willens in der ganzen Welt. 
FRAGE: Einige sagen, daß in der Sicht der Länder Indo­
chinas die Politik der Einmischung und Aggression seitcns 
der chinesischen Regierung die grundlegende Ursache der 
Bedrohung des Friedens in Südost asien islo-.. 
N. CO THACII; Hier muß man zwei verschiedene Fragen 
auseinanderhalten. Eine betrifft Chinas Bedrohung der 
Sicherheit und Unabhängigkeit der drei indochinesischen 
Länder und die andere betrifft die Beziehungen zwischen 
den indochinesischen und den ASEAN-Staaten. 
In den vergangenen 30 Jahren haben Vietnam, Laos und 
Kampuchea direk te Verhandlungen mit den Aggressoren ge­
gen die indochinesischen Länder geführt, wie z.B. mit 
Frankreich und den USA. Die drei Außenminister haben 
dieses Mal den Vorschlag erneuert, den sie auf der vorigen 
Konferenz vorgebracht haben, nämlich, daß jedes der drei 
Länder bereit ist, mit China ein zweiseitiges Abkommen 
über Nichtangriff und friedliche Koexistenz 'Zu unteneich­
nen. 

Bereit zu Normalisierung mit China 

Was d ie Beziehungen zwischen den indochinesischen und 
den ASEAN-Staaten angeht, so müssen sie zwischen diesen 
Ländern selbst gelöst werden. 
Geleitet von ihrer Bereitschaft zur Verständigung haben die 
drei indochinesischen Außenminister auch vorgeschlagen, 
daß - faUs die UNO Pol Pot und seine Clique nicht weiter 
anerkennt - die indochinesischen Länder die Möglichkeit in 
Erwägung ziehen werden, daß diese internationale Konfe­
renz durch die UNO einberufen wird, um die übereinkünfte, 
zu denen die südostasiatischen Länder in ihren Regional­
konferenzen oder in regionalen Konsultationen gelangt sind, 
anzuerkennen und zu garantieren, 
(Quelle: Hektografiertes Material der Botschaft der SR Viet­
nam, Bonn, NT. 28/ 1981) 
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Südafrika 
Das Apartheid-Regime in Siidß[rika fch/tigt um sich. Die Welle von Verhaftungen und Bannurteilen gegen schwarze, aber auch 
weifte Intellektuelle, mit der das Botha-Regime Südafrika seit Mai d. J. überzieht (siehe AlB 7.8/ 1981, S. 26-29) ließ selbst das 
erzkonservative burische BuHt Vaderland von einer "ernst zu nehmenden Abweichung uon den demokratischen Normen" 
sprechen. Die unnachsichtige Verfolgung "Abtriinniger" bestätigt nur, was das Regime mit der brutalen Niederknüppelung eines 
Bergarbeiterstr,iks Mitte Juli d.j .• dem Terror gegen die Gel1enlt,feiem tim run/te" Jahrestag des Soweto-Massakers (16.6./981), 
den nach wie uo,. drohenden Todesurteilen gegen die Kämpfer des Afrikanischen NQtionalkongresses (ANC) P. Lubisi, N. 
Manana und N. Mashigo sowk das Mitgli~d der Südwestafrikanischen Volksorganisation (SWAPO) Marcus Kateka oder schließ­
lich mit der Ermordung des ANC-Repräsentanten in Zimbabwe, Joe Gcabi, zu demonstrieren versucht: daß Widerstand zweck­
los sei_ 
Vor allem zwei Entwicklung~n bestimmen den lIerschärften Repressionskurs des R egimes: zum einen der wachsend~ Wider­
stand, insbesondere das Zunehmen lIon Aktionen des ANC gegen die Infrastruktur der Apartheid-Ökonomie (am 21. Juli d.J. 
demolierten Sprengsätu des ANC zwei Kraftwerke in der Region von Johannesburg und legten etlich~ Fabriken /Ur einige Zeit 
lahm), wm anderen die Rückenstärkung durch den Kurs der Reagan-Administration. Auf diesen Zusammenhang und die Frage 
eines allgemeinen WirtschaJtsboykotts gegen Südafrika geht das Führungsmitglied des ANC JosMh ( .. Joe") Jele, Verantwortli· 
cher für die internationalen Beziehungen des ANC, in dem hier auszugsweise wi€dergegebenen Interview ein. 

Joe Jele Die Reagan-Botha-Allianz 

' "M' IWlI. I reU." (10. A"6enm.n"l~r 1\ Ib.,.n.J fI. ß<~h. 

FRAGE: Zusätzlich zu seiner erklärten Politik der Unter­
stützung reaktionärer Regimes in Lateinamerika und der 
Hilre rur Banditen in Angola und Arghanistan, hat Präsident 
Ronald Reagan orren verkündet, daß die herrschende Clique 
der USA das rassistische Südarrika, ihren treuen Verbünde­
ten in zwei Weltkriegen, nicht verlassen werde. Wie wirkt 
sich dies aur unseren Kampf aus und wie antworten wir 
darauf? 
J. JELE: Da die Reagan-Adminislration die reaktionärsten 
Kreise des US-Imperialismus repräsentiert ... , sollte es uns 
nicht überraschen, wenn sie ihre totale Unterstützung rur 
reaktionäre und faschistische Elemente überall erklärt - ein­
schließlich des Terrorregimes in unserem Lande. Denn in der 
Tat bleibt Südafrika die letzte Bastion der Reaktion auf dem 
afrikanischen Kontinent. ( ... ) 
Wir sollten uns deshalb auf eine Steigerung der US-Hilfe rur 
das Regime auf ökonomischem und militärischem Gebiet 
einstellen. Wir dürften vor uns eine Phase unseres Kampfes 
haben, die charakterisiert sein wird durch eine eskalierende 
Aggression gegen die Frontstaaten und eine verschärfte 
brutale Unterdrückung von Männern, Frauen und Kindern 
in unserem Lande. 

30 

Wenn Reagan jedoch glaubt, daß ein massiver brutaler An­
griff seiner rassistischen Verbündeten auf die Unterdrückten 
in unserem Lande die Wirkung haben wird unser Volk einzu­
schüchtern, dann sollte er einmal einhalten und nüchtern 
überlegen. Dies würde ihm klarmachen, daß unser Volk so­
gar das Leben zu opfern bereit ist, um das Ziel der Befreiung 
zu erreichen. Er braucht sich bloß die Bedeutung des Mas­
senaufstandes gegen das Regime vor Augen zu fUhren, der 
seit 1976 eine ständige Erscheinung unseres Landes gewor­
den ist. 

Unsere Antwort auf Reagans und Bothas unheilige Allianz 
gegen unsere gerechte Sache wird sich unzweifelhaft in der 
Aufrechterhaltung und Verstärkung des gegenwärtigen 
Trends weitverbreiteter massenhafter Konfrontation des 
Feindes niederschlagen. Wir sind entschlossen, das Niveau 
der politischen und militärischen Aktionen zu heben, und 
diese Aktionen werden gewiß erfolgreich sein, da das Re­
gime sich nur auf eine sehr schmale Basis weißer Rassisten 
stützen kann. 

Kampfansage an ausländische Kapitalinvestoren 

International sind wir darauf eingestellt kraftvolle Kam· 
pagnen durchzuftihren, die darauf abzielen, die Reagan­
Regierung als Feind der internationalen Gemeinschaft 
darzustellen, da sie sich mit einem Regime verbündet, dessen 
Politik von den Vereinten Nationen als "ein Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit" bezeichnet worden ist. Es ist erfreu­
lich, daß die Nichtpaktgebundenen-Bewegung, die Organisa­
tion rur Afrikanische Einheit, die überwältigende Mehrheit 
der afrikanischen Staaten und der Rest der fortschrittlichen 
Menschheit die Reagan-Administration wegen ihrer Bekun· 
dung offener Unterstützung des Apartheid-Regimes unver­
züglich verurteilten. ( ... ) 

FRAGE: Die internationalen Entwicklungen zeigen, daß das 
Problem wirtschaftlicher Sanktionen gegen das Apartheid· 
Regime äußerst dringlich geworden ist, zumal nach den Gen­
fer Gesprächen über Namibia, die vom Pretoria-Regime 



sabotiert worden sind. Welche Auswirkungen werden Sank­
tionen auf unseren Kampf haben? 
J. JELE: Der Aufruf des Afrikanischen Nationalkon;~esses 
an die internationale Gemeinschaft, Boykotte und S~U1ktio­
nen gegen das Apartheid-Regime zu verhängen, ,datiert 
bereits vom 26. Juni 1959. Der Aufruf, den wir damals 
erließen und wie wir ihn heute fortseuen, gründete sich auf 
eine Untersuchung, die ergab, daß ausländische Investitio­
nen eine der wichtigsten Säulen bilden, auf denen das Ge­
bäude der Apartheid ruht. Wir schlossen also, daß die Ver­
hängung umfassender Wirtschaftssanktionen das Apa:rtheid­
Regime erheblich schwächen und wesentlich zu wuerem 
Befreiungskampf beitragen würde. 
In der Tat hat nämlich ausländisches Kapital seit der kolo­
nialen Unterwerfung unseres Landes dazu beigetragt:n, die 
rallsistischen Unterdrücker gegen die unterdrückte Mt:hrheit 
zu stärken. Die Investitionen multinationaler Ko:nzeme 
haben nicht nur die Institutionen und Organe der rass.ischen 
Beherrschung über Jahre hinweg finanziert und zu ihrem 
Erhalt beigetragen, sondern auch - und insbesonder.e nach 
der Obernahme der Macht durch die Nationale Partei (im 
Jahr 1948; d. Red.) - zu der beispiellosen militäf'ischen 
Aufri.istung, die das Oberleben der Apartheid durch die Er­
tränkung des Befreiungskampfes unseres Volkes im Blute 
sichern soll. 
Es ist nicht schwierig, Gründe rur die Attraktivität Apart­
heid·Südafrikas bei ausländischen Investoren zu fmden. Ein 
Hauptaspekt der Attraktivität ist die zwangsweise biUige 
Arbeit der Schwanen, deren Oberausbeutung den multina· 
tionalen Konzernen enonne Profite einbringt. Nirg,mdwo 
sonst in der Weh ist nützliche Arbeit so billig und profitabel 
wie in Südafrika. 

Weshalb fordern wir Wirtschaftssanktionen? 

FRAGE: Was ist mit dem Argument, daß ein Investitions­
abzug mehr als alles andere vor allem die Schwarzen treffen 
würde und daß ausländische Gesellschaften als ein lInstru­
ment der Veränderung zum Besseren dienen könnten? 
J. JELE: Die Apologeten ausländischer Investitionen inner­
halb wie außerhalb Südafrikas behaupten, Sanktionen 
brächten größere Härten fur die Schwarzen mit sich. 
Es ist angebracht, die Verteidiger von Investitionen daxan zu 
erinnern, daß der größte Teil der Profite und Dividenden aus 
ausländischen Investitionen - erwirtschaftet innerhalb des 
Systems weißer Herrschaft, in welchem diese Gesellschaften 
operieren - gar nicht anders verwandt werden kann, als die 
sozialen, politischen und militärischen Interessen der Apart. 
heid zu stärken. All diese Dividenden und Profite fließen in 
den öffentlichen und staatlichen Wirtschaftssektor, was be­
deutet, daß sie zur Unterstützung und Aufrcchterhaltung 
des Regimes und Systems der Apartheid benutzt werden. 
Sie werden nicht zur Verbesserung des Lebensstandards und 
der Lebensbedingungen der Schwarzen genutzt. 
Oberprüfen wir, ob dieses Argument durch die Wirklichkeit 
Apartheid-Südafrikas gestützt wird. In der Period.e von 
1970·80 blieben beispielsweise die Durchschnittslöh.ne ftir 
Afrikaner in den meisten Industriezweigen sechsmal niedri· 
ger als diejenigen der Weißen. Im Bergbau bewegte si:ch das 
Verhältnis zwischen den Löhnen Weißer und Schwarzer im 
Jahrzehnt der 70er Jahre, das von wachsenden Auslands­
investitionen gekennzeichnet war und sehr hohe wirtschaft· 
liche Wachstumsraten im Lande verzeichnete, zwischen 10:1 
und 17:1. 
Das war auch dasjahrzehnt der Soweto-Erhebungen, -welche 
die Bereitschaft unseres Volkes demonstrierten eher das 
Leben zu opfern als unter dem Apartheid-System zu leben. 
Es geschah auch in diesem Jahrzehnt wachsender Inv,~stitio-

nen, daß - nach vorsichtigen Schätzungen - die Zahl ar­
beitsloser Schwaner die schwindelerregende Ziffer von 
2 Mio erreichte. Daneben - und das ist am bezeichnendsten 
- erreichten die Militärausgaben in derselben Periode bei· 
spiellose Höhen; derzeit besagen Schätzungen, daß das Mili­
tärbudget fur 1981/822,8 Mrd Rand erttichen diirfte (etwa 
6 Mrd DM; d. Red.). 
Angesichts dieser Tatsachen bedeuteten folglich die Auswir­
kungen umfassender Sanktionen, einschließlich eines Olem­
bargos, eine entscheidende Schwächung der wirtschaftlichen 
und militärischen Kapazitäten des Systems, die ihm Stärke 
und Lebensfähigkeit vermitteln und die brutale Unter­
drückung unseres Volkes absichern. Zudem würden wirt­
schaftliche Sanktionen das Regime der Ressourcen berau­
ben, die es benutzt, um die weiße Bevölkerungsgruppe zur 
Unterstützung des Rassismus zu bestechen. Der hohe Le­
bensstandard, den diese Gruppe in unserem Lande genießt ... 
würde durch die Verhängung von Sanktionen stark redu­
ziert, wodurch viele Angehörige der weißen Minderheit ver­
anlaßt würden sich auf die Seite der unterdrückten schwar­
zen Mehrheit zu stellen. Das ist ein wichtiger Faktor: Die 
Teilnahme einer großen Zahl Weißer am Befreiungskampf, 
weil sie nicht mehr 110m System profitieren, würde zum 
Sturz der Apartheid-Herrschaft beitragen. 
In ähnlicher Weise würde ein Olembargo die Rassisten um 
90% ihrer Olversorgung bringen und somit faktisch die ge­
samte fasch.istische Militännaschinerie lahmlegen. Eine 
Situation, in welcher die Aggression gegen die Frontstaaten 
entscheidend unterbunden wäre, kann den Imperialisten 
keineswegs gelegen kommen, da eben eine solche Situation 
entscheidend zur Erreichung unseres Zieles beitragen würde. 
Wir fordern folglich deshalb Sanktionen, weil wir sicher 
sind, daß sie - indem sie das System wirtschaftlich und 
militärisch schwächen - das Blutvergießen und das Leiden 
vermindern würden, das Krieg, insbesondere der gegen den 
Faschismus, mit sich bringt. Zugleich möchten wir klar­
machen, daß wir Sanktionen nicht als einen Ersatz ftir unse­
re Bereitschaft zu kämpfen und Opfer zu bringen ansehen, 
sondern als eine wesentliche Ergänzung zu der selbstlosen 
Entschlossenheit, die wir bei unserem Kampf die Tyrannei 
der Apartheid in unserem Lande zu brechen bereits unter 
Beweis gestellt haben. 
(Quelle: Mayibuye. Organ des ANC Südafrikas, NT. 5/1981) 
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Malawi 

Jürgen Ostrowsky DiE~ "Schweiz Afrikas" 

Gemäß dem J ournalisten-Bonmot "keine Nachrkhten sind 
gute Nachrichten" könnte der zentralafrikanische Staat 
Malawi den Eindruck e iner Idylle erwecken, dlmn selten 
dringen überhaupt Meldungen aus dem bergigen Land am 
Weslufer des Nyasa-Sees nach außen. In der ihr eigenen 
blumigen Prosa begeisterte': sich denn auch die Frankfurter 
Allgemeine vom 13.4. 1978 fü r das "Musterländil:" mit sei­
nem "Wirtschaftswunder" und erkor es zur "Schweiz Afri­
kas", 
Die in der Illegalität kämpfende Sozialistische Liga Malawis 
(LESOMA) sieht das anders. Sie bezeichnet die Lage der 
Mehrheit der Bauern und der Arbeiter als elend und das 
Regime des etwa 80jährigen Dr. Hastings Kamuzu Banda, 
der sich mit "Ngwazi" (Häuptling) titulieren läßt, als fa­
schistisch_ 
Die Weichen für den Kurs des unabhängigen Mala'Wi wurden 
bereits vor der Staatsgriindung m it dem Aufstieg H.K. Ban­
das zur Führungsfigur des nationalen Unabhängigkeitskamp­
fes gestellt. 

Bandas Credo 

1958 wurde er Präsident des 1944 gebildeten Afrikanischen 
Kongresses Nyasalands (NAC), obwohl er am Unabhängig­
keitskampf nie teilgenommen, sondern seit 1915 in den 
USA, G roßbritannien und Ghana gelernt und als Arzt gear­
beitet hatte und 1958 erst zurückgekehrt war. Präsident 
auch der Nachfolgeorganisation Kongreßparte·i Malawis 
(MCP), die zur konkurrenzlosen Führungskraft ,der Unab­
hängigkeitsbewegung wurde, ernannten ihn d ie brit ischen 
Kolonialherren 1963 zum Ministerpräsidenten de!; mit inne­
rer Autonomie ausgestatteten Protektorats, als welcher er 
1964 die Unabhängigkeit proklamierte. 
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Die Hinterlassenschaft des Kolonialismus und der kunlebi­
gen Zentralafrikanischen Föderation mit Nord- und 
Süd-Rhodesien (Sambia bzw. Zimbabwe) - eine unterent­
wickelte Landwirtschaft, Fehlen von Industrie und Bergbau, 
extrem hohe Beschäftigungslosigkeit, eines der niedrigsten 
Pro-Kopf-Einkommen der Welt, Auslandsabhängigkeit und 
die Funktion als Reservoir billigster Arbeitskräfte ("Wander­
arbeit") rur die "weißen" Farmen und Minen Zimbabwes 
und Südafrikas - machte den neuen Staat zu einem Armen­
haus. Die Alternativen lauteten konsequente Überwindung 
von Unteren twicklung und Auslandsabhängigkeit oder Bei­
behaltung in neokolonialer Form. 

Bandas Credo der Segnungen einer kapitalistischen Entwick­
lung, sein extremer kultureller und poli tischer Konservatis­
mus und sein militanter Antikommunismus ließen an seinen 
Optionen keinen Zweifel. Die Opposition gegen diese Ent­
wicklung und gegen die sich abzeichnende Annäherung an 
die kolonialen und rassistischen Regimes Südafrikas, 
Süd-Rhodesiens und Mo~ambiques (PorlUgal) wurde zwi­
schen Herbst 1964 und 1967 ausgeschaltet bzw. ihre Auf­
stände - wenn auch mit Mühe - niedergeschlagen. 

Nach 16 J abren sieht Malawis "Wirtschaftswunder" so aus; 
Zwar verzeichnete das Land von 1970-79 ein jährliches 
Durchschnittswachstum der Wirtschaft von 6,7%, doch 
1980 machte eine Krise dem ein Ende; das Wachstum stag­
niert. Zudem ist dieses WachSlUm äußerst ungleich verteilt 
auf kleine Sektoren wie eine gezielt geförderte Kleinbauern­
schicht, während die Masse der kleinen agrarischen Produ· 
zenten nach wie vor mit J ahreseinkommen von 2..B. 130 DM 
(Region von Salima am Nyasa-See) sich und ihre Angehöri­
gen ernähren muß. Vergleichsweise besser steht es um die 
Löhne der etwa 180.000 in der Landwirtschaft tätigen 
Lohnempfanger, aber mit 25-40 DM monatlich zählen ihre 



Bezüge zu den niedrigsten der Welt. Die Gesamtzahl abhän· 
gig Beschäftigter stieg 1978·79 um 9%, die Lohnsumme aber 
nur um 3%, ein Reallohnverlust - bei einer Inflationsrate 
von 14%. 
1970 betrug das Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölke· 
rung Malawis 80 Dollar; lediglich fUnf afrikanische Länder 
lagen niedriger. 1979 belief es sich auf 200 Dollar; damit 
zählt Malawi zu den zehn ärmsten Ländern Afrikas, und 
damit der Welt. Berge und Täler, Binnenlage und ein großer 
See machen noch keine Schweiz. Der Autor des Vergleichs 
hatte jedoch vielleicht anderes im Sinn: Der vielfache Millio­
när Banda - Besitzer von Baumwoll- und Teeplantagen so· 
wie Tankstellenkettcn - hat sein Geld auf Auslandskonten 
verbracht: in England und - der Schweiz. 
Neben der sozialen Polarisierung nahm auch der Einfluß aus­
ländischer Kapitalinteressen in Malawi zu, vor allem der 
Südafrikas. Etwa 9/10 des Exporterlöses (vorwiegend mit 
Tabak, Tee) werden auf nur 1/5 des bebauten Bodens er· 
wirtschaftet - dieser gehört Konzernen wie Imperial Tobac· 
co, Lonrho und Unilever. MaIawis Importe stammen zu 40% 
aus Südafrika (mit 17% folgt mit großem Abstand Groß­
britannien), das auch Hauptkreditgeber Malawis ist. Bauxit­
abbau, Eisenbahn- und Straßenprojekte, Hotelbauten und 
schließlich der Ausbau Lilongwes Zur neuen Hauptstadt -
südafrikanische Kredite und Technik sind immer dabei. 

"Ein starkes 'Laager' um Süd afrika" 

Banda revanchierte sich mit einer Erhöhung der Zahl in die 
Bergwerke Südafrikas vermittelter Wanderarbeiter gegenüber 
1966 um mehr als das Doppelte auf 150.000 (1979). 
Dem wirtschaftlichen war der politisch.moralische Ausver­
kauf längst vorausgegangen. Malawi ist das einzige Land 
Afrikas, das mit Südafrika diplomatische Beziehungen (seit 
1968) unterhält. In der südafrikanischen Botschaft residiert 
ein akkreditierter Militärattach~, Malawi gilt als Drehpunkt 
der Aktivitäten des südafrikanischen Geheimdienstes DONS 
(früher BOSS). 
1967 hatte Präsident Banda erklärt: "ln Selbstverteidigung 
müssen wir uns mit Südafrika, Rhodesien und Moc;ambique 
(damals noch portugiesisch; d. Red. ) zusammenschließen, 
um ein starkes 'Laager' um Südafrika zu bilden." Dement· 
sprechend setzte Banda stets auf die Reaktion - das Smith­
Regime in Zimbabwe, die von diesem versuchte "interne 

Sozialistische Liga Malawis 
Ziele und Programm 

{I, Mpakau. Fubr .. (\cf ,Ik",k" LESOMA _ 

I. Unmittelbue Aufgaben: 
I) Organisierung aller Arbeiter und Bauern, der Intellektuellen und 
der Jugend flir den unausgesetzten Kampf gegen die Diktatur Or. 
Bandas. 
2) Erhöhung des politischen BewuBtseins aller unterdrückten und 
ausgebeuteten Massen unseres Volkes und Schaffung von Klassen$Oli· 
darität gegen die herrschenden Schichten und ihre internationalen 
Geldgeber. 
3) Vorbereitung - mit allen möglichen Miltdn - des Stunes der 
Diktatur Dr. Bwdas und übernahme der Macht durch die Arbeiter, 
Bauern und foruchrittlichen Intellektuellen. 
2. Errichtung eines fortschrittlichen und demokratischen Staate" 
Ein.s.atz rur die Gründung eines freien Staates des Volkes, in dem freie 
Wahlen, Rede- und Versammlungsfreiheit und das Streben nach 
Wahrheit hochgehalten werden und vorherrschen. 
3. Scharrungeiner integrierten nationalen Volkswirtschaft: 
I) Beseitilung aller Formen der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen sowie des zerstörerischen Gebtes des Individualismus 
und der Anhäufung von Reichtum und Macht durch Individuen, 
Gruppen oder Klassen. 
2) Förderung eines Geistes der gegenseitigen Unterstützung und der 
Zuneigung zueinander und bei der Schaffung materieller wie morali­
scher Werte unter den unterdrückten und ausgebeuteten Massen un­
seres Volkes . 
.5) OberfUhrung der Wirtschaft des Landes in die Händc des Staatc$ 
und Schaffung einer national integrierten Wirtschaft, die den Bedürf­
nissen des Volkes von Malawi entspricht und frei ist von Bedrohung 
oder Beeinflussung durch das internationale Monopolkapital. ( ... ) 
5. Freie und allseitige En:ichung und medizinische Versorgung: 
I) Freie und allseitige Ausbildung für alle Malawer von der Primar­
über die Sekundarstufe bis zur Universitätscbene. Unser Eniehurlgt­
system wird sowohl allgemeine wie technische Ausbildung umfassen, 
in der die Handarbeit respektiert wird. Wir streben an, eine wissens­
reiche, bef<ihigte und gebildete Generation von Malawern hervorzu­
bringen. 
2) Beseitigung von Annut. Unwili5enheit, Furdlt und Alkoholismus 
im malawischen Volk. ( ... ) 
7. Soziale Gerechtigkeit und FOrUchriu fur aUe: 
I) Schutz der Rechte der Arbeiter und Bauern und Garantie auf 
Arbeit rur alle Arbeitsf<ihigen. 
2) Abschaffung der Zwangsarbeit und des Exporu von Zwangs- oder 
Kontraktarl>cit wie WNLA und MTHANDlZI (die südafrikanische 
bzw. "rhodesische" Anwerbeagentur rur Wanderarbeiter; d. Red.). 
3) Angemessene Entlohnung und Einstellung auf der Basis gleicher 
8c'zahlung für gleiche Arbeit. 
4) Garantien fur die Freiheiten von Gewerkschaften und Massen· 
organisationen wie die der Frauen, der Jugend und der Studierenden, 
um wirksame Teilnahme und schöpferische Initiative unter den Ar­
beitern und Bauern sicherzustellen. 
8. Nationale Ventidigung und Sicherheit: 
I) Schaf(ung einer wirksamen nationalen Verteidigungsmacht im 
Interesse da Volkes und gatellt von den Bürgern. Sitherstellung 
harmonischer und demokratischer Verhältnisse innerhalb der Streit­
kräfte und Aufrech.terhaltung einer engen Zusammenarbeit zwischen 
den Streitkräften und dem Volk. 
2) Bildung einer Volksmiliz, die bei der Verteidigung der Nation 
gegen aUe inneren und äußeren Feinde helfen soll. 
S) Völliga Verbot aller ausländischen Militärstülzpunkte auf unse­
rem Boden. 

(Quelle: We speak for freedom: LESOMA, hektographiertes Manu· 
skript, 0.0., 0.0.) 
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Lösung", den portugiesischen Kolonialismus, konterrevolu· 
tionäre Banden des Millionän jorge jardim gegen das sozia­
Listische Mo~ambique - und verlor jedesmal. An seiner Poli· 
tik änderten diese Debakel grundSätzlich nichts. H.K. Banda 
gilt als uneingeschränkt prowestlich - Länder wie Israel, 
Taiwan, Südkorea gehören zu den bevorzugten Partnern. 
Innerhalb der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU), 
deren Tagungen Banda boykottiert, ist Malawi mit seiner 
Politik isoliert - eine Art exterritoriales "Bantustan" Süd­
afrikas. 
Den politischen Freunden entspricht Bandas Innenpolitik. 
Mitunter wird sein Regime hls autokratisch bezeichnet -
eine milde Umschreibung daf"ur, daß seine Herrschaft nur 
vergleichbar ist mit Despotien wie der des "Berufskollegen" 
.. Papa Doc" Duvalier auf Haiti. 
Nach außen ist Malawi abgeschottet. Presse ist unerwünscht, 
gegen Beunruhigung der 40% Lesekundigen soll eUle Zensur 
nach südafrikanischem Muster vorbeugen (auf dc~m Index 
steht neben Mau: oder Che Guevara beispielsweise selbst ein 
Buch des stockkonservativen Historikers Toynbee über die 
russische Revolution). 
H.K. Banda ist Staatspräsident und Vorsitzender der MCP 
auf Lebenszeit (seit 1966), daneben noch Außen,., justiz. 
und Verteidigungsminister in einem. Ein gut organisierter 
Personenkult bezahlter j ubler soll Volkstümlichkeiit auf sei­
nen Visiten in der Provinz vortäuschen. jegliche Form von 
Kritik ist verboten, rlir sog. "Falschmeldungen" dler Presse 
drohen Haftstrafen bis lebenslänglich. 

Organisierungsversuche der Opposition 

Dennoch regt sich Kritik. Bei den ersten "WahJen"seit 1961 
fielen 197831 der 47 zu wählenden Abgeordnet,en - alle 
von Präsident Banda vorgeschlagen - durch; freili.ch: auch 
die anderen Kandidaten gehören der MCP an - wi4: zwangs· 
weise jeder erwachsene Malawer. Auch ständige Millisterent· 
lassungen zeugen davon, daß sich Widerspruch g.:gen sein 
Regime artikuliert. 
In Bandas Vorstellungswelt paaren sich eifernder Puritanis­
mus - Verbote und Haftstrafen gegen lange Haare und Mini­
rocke z.B. - und eine abgrundtiefe Intellektuellen feindlich­
keit mit einem Leitbild vom einfachen und "unverlbildeten" 
Manne vom Dorf. 
Unter den meist kaum ausgebildeten jugendlichen der 
ländlichep Gebiete entwickelte Banda seine auf den Partei­
slogan "Einheit, Loyalität, Gehorsam und Disziplin" einge. 
schworene unkritische Gefolgschaft in Form VOll, Frauen­
und jugendorganisationen. Israelische Ausbilder d!"illten die 
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paramilitärischen jungen Pioniere Malawis, eine 20.000 
Mann starke Einsatztruppe, die mit SA-Methoden Terror 
verbreitet und jede Abweichung von der Linie der Ergeben. 
heit auch mit Mord ahndet. Ausnahmegesetze stellen sie 
unter eine Art Immunität. 
Verhaftung auf unbegrenzte Zeit ohne Anklage, Folter und 
Mord gehören zum Instrumentarium der Herrschaft H.K. 
Bandas. Auf zwischen 2.000 und 20.000 wird die Zahl poli­
tiS<:her Gefangener in den zahlreichen Internierungslagern 
geschätzt, darunter etliche ehemalige Minister und hohe 
MCP·Funktionäre. Ein ausgedehntes System von Spitzeln 
und Agenten sorgt für die lückenlose überwachung der Be­
völkerung und die Denunziation jeder Kritik. 
Vergleichbar dem südafrikanischen Geheimdienst DONS, 
von dem er ausgebildet wurde, verbreitet auch der Sicher­
heitsdienst Bandas Tenor bis ins Ausland. Am 10. Februar 
1979 galt ein Briefbombenanschlag in Maputo (Mo~am­
bique) dem Leben des Vorsitzenden der LESOMA, Dr. At­
tati Mpakati. Dieser überlebte zwar, verlor aber fast alle 
Finger beider Hände. Das "Musterländle", dem die FAZ 
(s.o.) auch "eine Prise Preußentum" attestierte, ließ grüßen. 
Die Friedhofsruhe, von bestimmten westlichen Menschen­
rechtskämpfem verständnisvoll respektiert, täuscht jedoch. 
Offene Opposition ist zwar noch unmöglich, aber die Ver­
suche ihrer Organisierung nehmen zu. Wichtigste Kraft ist 
derzeit die LESOMA, die - 19 74 konstituiert - auf den 
Aufstandsversuch von 1967 zurückgeht. Sie knüpft an die 
Tradition des Freiheitskampfes des malawischen Volkes an 
- etwa an den heroischen Aufstand des Nationalhelden 
John Chilembwe 1915 - und kämpft rur den Sturz Bandas 
sowie für ein sozialistisches und demokratisches Malawi, des· 
sen Grundzüge in einem programmatischen Abriß (siehe 
Kasten) zusammengefaßt sind, den das Leitungskomitee der 
LESOMA 1974 verabschiedete. 
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Rene Lechleiter DE~n Schweizer 
Schleier zerreißen 

Ende Mai d.j. ist in der Schweizer BundeshQuptstadl~ Bern 
unter dem Motto "Entwicklung heißt Befreiung" ein 
"Symposium der Solidarität" durchgefiihrt worden. Dem 
Aufruf einer vorbereitenden Kemgruppe fOlgend hamen 
rund 3.000 Vertreter aus entwicklungspolitischen Organisa­
tionen, aus Gewerkschaften, Parteien, Kirchen und Solida­
ritätskomitees nach Bern, um - über alle bestehenden Diffe­
renun hinweg - wiihrend zweier Tage ausfiihrlic1,1 über 
Alternativen zur vorherrschenden Entwicklungsdoktrin zu 
diskutieren. Als Plattform flir die weitere Arbeit wurde ein 
Entwicklungspolitisches Manifest für die 80er jahre (siehe 
Kasten) verabschiedet. Für das AlB hat Rene Lech/eiiter die 
wichtigsten Ergebnisse und Diskussionspunkte dieser Ver­
anstaltung, die beispielgebend auch für die Bundesrel,ublik 
ist, zusammengefaßt. 

Jahrelang ist es in der Schweiz gelungen, unbequeme Reali­
täten mit einem Wohlstandsschleier zu überdecken. Späte­
stens seit dem Aufbrechen der Jugendrevolte ist bewußt ge· 
worden, daß es immer mehr Leute gibt, welche diese Augen· 
wischerei nicht mehr mitmachen. Das Gefalle zwischen 
moralischem Anspruch und den tatsächlichen Zuständen ist 
zu groß geworden. 

Schweiz - Finanzdrehscheibe für die Ausplünde­
rung der Dritten Welt 

Ausgangspunkt rur die Vorbereitung und Durchfiihrung 
eines "Symposiums der Solidarität" war die weitverb:reitete 
Beunruhigung über die zunehmend- Verschlechterulrlg der 
sozialen Lage in den Entwicklungsländern, gepaart mit der 
Einsicht, daß die von hier aus operierenden Großb,ankcn 
und multinationalen Konzerne sowie die mit ihnen verbün­
dete offizielle Schweiz mitverantwortlich sind für diese Zu· 
stände. 
Im Gegens~tz zu den im Gesetz über die Entwicklungs­
zusammenarbeit festgeschrieben!n Grundsätzen wilrd die 
staatliche Entwicklungspolitik weitgehend von den hlteres­
sen der Exponindustrie bestimmt. Die Schweiz ist :rest in 
das imperialistische Weltsystem integriert und nimmt llß des­
sen Verbrechen direkt te il , profitiert von der Ausplünderun" 
der Dritten Welt und übernimmt als Finanzdrehscheibe eine 
nicht unbedeutende Rolle. Wie die Beziehungen der Schweiz 
zu Entwicklungsländer aussehen, wird anhand von kunge­
faßten Fallbeispielen in einem "Schwarzbuch"l dargelegt, 
welches die Vorbereitungsgruppe des Symposiums aus einer 
Fülle von Studien zusammengestellt hat. 
Ziel des Symposiums in Bem war es dann, die Diskuss,ion zu 
fUhren über eine eigenständige Position als Alternative zur 
offiziellen Entwicklungsdoktrin. Dem Vorhaben war dn vol­
ler Erfolg beschieden. An den zwei Tage dauernden Arbei­
ten beteiligten sich rund 3.000 Personen; sie verstehe:n Ent-

wicklung als Prozeß der Befreiung und nicht als eine unter 
dem Deckmantel der' Humanität betriebene "Hilfe rur die 
Exportindustrie"; die Hilfe wird nicht mehr als moralische 
Frage betrachtet, sondern als e ine eminent politische Ange­
legenheit mit einer starken innenpolitischen Dimension. 

Dementsprechend stand im Zentrum der Podiumsdiskus­
sionen, Workshops und Treffen am Symposium auch die 
Frage, was hier in der Schweiz zu verändern sei, damit die 
Entwicklungsprobleme grundsätzlich angegangen werden 
können. Behandelt wurden die Rolle der Schweizer Ban­
ken2 und mögliche Aktionen dagegen, die Kreditpolitik der 
Schweizer Regierung,3 der geplante Beitritt zum Internatio­
nalen Währungsfonds (IMF)4 und mögliche Aktionen zu 
dessen Verhinderung, dann die Frage von Arbeilsplatzver­
schiebungen und den Aufgaben der Gewerkschaften, die 
Machenschaften der Schweizer Multis (Nestle, BBC), der 
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Export von Nukleartechnologie,S Waffenexpone.6 schließ­
lich der Rassismus im Alltag wie etwa die Darstellung der 
Dritten Welt in Kinder- und Schulbüchern_ Dies und vieles 
mehr beinhaltet reale Ansatzpunkte zur Schaffung eines 
neuen entwicklungspolitischen Bewußtseins. 
Die Bedeutung dieses Symposiums liegt zweifelsohne im 
breiten Spektrum, das sich hier zusammenfand: Vertreter 
von rund 80 entwicklungspolitischen Organisationen, Hilfs­
werken, Solidaritätskomitees, Arbeiugruppen in Gewerk· 
schaften und Parteien sowie engagierte und sich betroffen 
Hihlende Einzelpersonen. Dieser Substruktur, die sich längst 
parallel zu den offiziellen Stellen entwickelt hat, gelang mit 
dem Symposium ein qualitativer Schritt nach vorne. Ge­
'lleinsamer Nenner ist die im Manifest verankerte Absichts-

erklärung. 
Ohne den erreichten Konsens schmälern zu wollen, muß 
hier doch auf die Absenz einer Stellungnahme zur Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen und zu deren Hauptforderung, 
der Schaffung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung, hinge­
wiesen werden. Noch weniger verständlich ist die völlige 
Nichtbehandlung der Friedensfrage. Denn Grundvorausset· 
zung flir erfolgreiche Veränderungen, Voraussetzung jeder 
Entwicklung überhaupt. bleibt die Erhaltung des Weltfrie­
dens. 
Der Kampf rur friedliche Koexistenz und Entspannung ist 
untrennbar mit dem Kampf der Entwicklungsländer flir poli­
tische, wirtschaftliche und soziale Befreiung verbunden. Die 
ungeheuerlichen Summen, welche heute flir Rüstungszwecke 

Entwicklungspolitisches Manifest für die 
Präambel: Was uns betroffen macht 
Nach zwei Entwicklungs·Jahrzehnten profitiert in fast allen Län· 
dem der Dritten Welt nur eine Minderheit vom wirtsehaftlichen 
Wachstum. Trotz der MiIliarden·Entwicklungshilfe in der Vergan­
genheit können 50, 60 oder 70% der Menschen in Entwicklungslän­
dern ihre Grundbedürfnisse nicht besser, sondern schlechter befrie­
digen als vor einem Jahrzehnt. 
Einseitige, egoistische Wirtschafhinteressen diktier<:n die Nord·Süd· 
Beziehungen. Davon profitier<:n in enter Linie die Industrie länder 
und ihre muhinationalen Unternehmungen. Der ProzeS der Mar­
ginalisien.mg der Ännsten in den Entwicklungsländern verschärft 
sich. Mehrere hundert Millionen Menschen sind durch das Funk­
tionieren der modemen Wirtschaft "überl1ü»ig" geworden. 
Die offiziell praktizierte Entwicklungshilfe der Schweiz und der 
ander<:n Industriestaaten kommt oft nicht an die änmte Bevölke· 
rung in den Entwicklungsländern heran. Auf den Bund wirken 
Kräfte ein, die lieber die groSen internationalen Entwicklungsban­
ken untentülzen wollen, stall die Zusammenarbeit mit den 
Ärmsten zu suchen. lnter<:»engruppen aus der Wirtschaft drängen 
an die Futterkrippe der öffentlichen EntwicklungsgeIder, und 
ihnen nahestehende Beamte, Diplomaten und Politiker sind ihnen 
dabei behilflich. Die gängige Politik gegenüber den Entwicklunp· 
ländern rUhrt zu Abhängigkeit und zum Verlust der kulturellen 
Identität. 
Ziel der Entwicklung muß eine eigenständige GesellSChaft im Sinne 
von Selfreliance (Eigcnuändigkdt; d. Red.) sein. Entwicklung muß 
ein PTozeS der Befr<:iung sein: Befreiung von Abhängigkeit vom 
Ausland und Befreiung von Unterdrückung und Ausbeutung im 
Inland - Befreiung der Unterdrückten wie auch der Unterdrücker. 
Zu Beginn des Drillen Entwicklungsjahrzehnts erleben wir aber 
eine brutale Repression gegen alle jene Kräfte, die in ihren Ländern 
eine Befreiung anstreben: Gegen Landarbeiter-Gruppen, gegen 
engagierte Gewerkschafter und Arbeiter, gegen Studenten, Priester, 
Christen, Liberale und so fort. Damit werden gerade jene Kräfte 
mundtot gemacht und ausgeschaltet, die eine wirkliche und echte 
Entwicklung tragen können. 
Die wirtschaftlich Mächtigen der Schweiz und das Bundesamt rur 
Außenwirtschaft pflegen ihre Entwicklungs·"Zusammenarbeit" 
ausgerechnet mit den Unterdrücker-Regimes in Lateinamerika, 
Südafrika und Ostasien am intensivnen. Damit unterstützt die 
Schweiz aktiv und dir<:kt Unterdrückung und verhindert aktiv und 
direkt Befreiung und Entwicklung. ( .. ,) 
Die Entwicklungsländer und die Menschen in den Entwicklungslän­
dern ernst nehmen heiSt: ihre wirtschaftliche, ihre politische, ihr<: 
kulturelle Befreiung und ihre Befreiung aus patriarchalischen 
Machtstrukturen ernst nehmen und untentützen. Ohne diese ßc­
freiung werden alle Entwicklungshilfe-Milliarden der SOcr Jahr<: 
verschwendetes Geld bleiben. Ohne soziale Befreiung wird der 
Feldzug gegen die Armut ein verlorener Kampf sein. 

AbsichtscrkJärung: Was wir rür Entwicklung und Befreiung 
tun woUen 
1. Wir wollen für die SOcr Jahr<: eine eigenslindige Position in der 
EntwickJungJpolitik formulieren gegenüber jenen Kräften, die 
"HtI(e" sagen und "Geschäfl" meinen. 
2. Wir sagen Nein zu jener Entwickiungs·Doktrin, die die Entwick. 
lungspolitik in den Dienst der Exportförderung steltt, indem sie 
z.B. die internationalen Entwicklungsbanken stärker untentiitzt. 
Dageg.:n fordern wir mehr Kompromißbereitschaft in den multi­
lateralen Verhandlungen über die Neue Weltwirtschaftsordnung. 
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3. Wir wollen nicht einfach nur mehr Geld :vom Staat, sondern wir 
drängen auf die Realisierung von Reformen, dk den Staat nichts 
kosten und dennoch entwicklunppolitisch hochwirk&am sind: Be­
schränkungen rur IUrtelle, Verhaltenskodexe für multinationale 
Konzerne, Abbau der Einschränkungen im Technologie-Transfer, 
andere Kccditbedingungen des In ternationalen Wahrungsfonds 
(IMF), usw. 
4. Wir arbeiten darauf hin, daß die Schweiz eine internationale 
Wahrunp- und Finanzpolitik in Obereimtimmung mit den Zielset­
zungen des Gesetzes über die Entwicklungszusammenarbeit be· 
lTeibt. Wir sehen vor, den schweizerischen Beitritt Zum Internatio­
nalen Währungsfonds (IMF) gegebenenfaJll mit einem Referendum 
zu verhindem, wenn die Schweiz unser<: entwicklungspolitischen 
Anliegen nicht berücksichtigt. Wir fordern eine internationale Kam­
pagne tur Refonn deslMF. 
5. Wir planen konkrete Recherchen und Aktionen zu jener Ge· 
schäJtspruiJi schweizerischer multinationaler Konzerne in Entwick­
lungsländern, die nicht zur Befriedigung der Grundbedürfnim bei­
trägt, sondern als AusplÜllderungspolitik zu bezeichnen in. 
Wir unlernehmen auch Infonnalion$-Kampagnen über die entwick­
lungs- und frauenfeindJiche Tätigkeit schweizerischer und anden:r 
Tourilmui-Konzeme in der Dritten Welt. 
6. Wir planen Aktionen zum Thema .finanzplaa Schweiz und zur 
VerOechtung der Schweizer Banken mit dem Regime in Südafrika. 
7. Wir treten ein für die Solidarität der Schweiz mit dem Unab· 
hängigkeitsslTeben der Menschen in der Dritten Welt und unterstüt­
zen den Kampf nationaler Befreiungsbewegungen. Wir sind der Mei­
nung, daS jedes Land !leinen eigenen Weg ohne ausländische Beein­
flu$Sung gehen soll. 
8. Wir setzen uns für die Untentützung des Emanzipationskampfe. 
der Frauen in der gartzen Welt ein. Die wirtschaftliche Unabhängig­
keit der Frauen ist eine Bedingung für ihre Autonomie. 
Der Kampf der Frauen ist cin wichtiger Bestandteil des Befreiungs­
kampfes: Solange Völker ausgebeutet werden, kann keine Rede 
tein von der Befreiung der Frauen, und solange die Frauen unter­
drückt werden, kann nicht die Rede sein von der Befr<:iung der 
Völker. 
Wir sind davon überzeugt, daß Unger<:chtigkeit, Unterdrückung und 
Gewalt auf patriarchaliKhen Machutruktur<:n beruhen, die übernl1 
in der Welt Frauen von Macht und Einfluß femhalten. Wir unter­
Itützen daher alle ßcmiihungen von Frauen und Männern, ,ich aus 



verschleudert werden, fehlen für die Entwicklung der Drit­

ten Weh oder werden zu einem Teil sogar aus ihr heraus­

gepreßt. Gerade die Schweiz mit ihrem politisch neutralen 

Status könnte und müßte, sofern der entsprechende Druck 

da wäre, aktive Schritte zur Sicherung des Friedens unter­

nehmen. 

Trotzdem: Mit diesem Symposium ist den offiziellen Stellen 

eine nicht zu unterschätzende Gegenkraft erwachsen. Nicht 

als organisatorischer Block, sondern als ernstzunehmende 

Bewegung, welche in den Herzen und Köpfen einer ständig 

wachsenden Zahl junger Schweizer verankert ist. Von vom· 
herein hatte nicht die Absicht bestanden, die schillernde 

Vielfalt der entwicklungspolitischen Basisgruppen zu ver­

schmelzen, ebensowenig dne bestimmte parteipolitische 

aOer Jahre 
Rollenzwängen zu befreien, die Unterdrucker und Unterdrückte 
schaffen, und wir unternützen Anstn:ngungen, männlich dominier­
te Machtapparate eim:ullchränken. 
9_ Mit den Fremdarbe item haben wir Menschen bei uru, die die 
Dritte Welt in unserem eigenen Lud verkörpern. Wir setun Unli f'Ur 
die Rechte und die Integration der ausländischen Arbei ter in der 
Sehwci2 ein, weil wir üben;eugt sind, daß die Solidarität unteilbar 
ist. 
10. Wir untentützen und propagieren den Solidaritäufonds für den 
to~iak:n Befreiungskampf in der Dritten Welt. Mit diesem Fonds 
tollen schnell und spontan Streiks, Arbeiukämpfe und Befreiunp­
aktionen in Entwicklungsländern untentüUt werden, ebenso wie 
Bewegungen, d ie sich erll organisieren. 
Wir erwarten, daß sich viele entwicklungspolitische Organisationen, 
Werke und Bewegungen an diesem Fonds tatkräftig beteiligen, der 
die ente gemeinsame, konkrete Aktion zwischen der Arbeiterbe­
wegung und der EntwicklungsDewegung in unserem Lande ~u wer­
den verspricht. 
11. Wir bemühen uns, von Ikr Kultur und vom Lebensstil der 
Völker in der Dritten Welt zu lernen. Wir 5Ctzen unI f'Ur die Ver­
breitung von Informationen aus der Dritten Welt be i uns ein. Wir 
untentüuen die internationalen Bemühungen um eine Neue-Welt­
Kommunikation.-Ordnung. die das InfonnationsgefiÜle zwischen 
Nord und Süd verringert und rur die politische und kulturelle Iden­
tität der Entwicklungsländer unerläßlich ilt. 
12. Wir wissen, daß die Nord·Süd·Frage auch unseren Lebcnntil 
etwas angeht. Wir propagien:n ein Konsuml'l:malten, mit dem jede 
einzelne und jeder einzelne einen Beitrag zu gerechteren Beziehun­
gen Schweiz - Driue Welt leisten kann. 
13. Wir woUen uns einsetzen für eine Entwicklung bei uns und in 
der Dritten Welt, die nicht die Natur und ihn: ReSiourccn zerstört, 
,ondern die langfristig das Obedeben und die Entfaltull3 der 
Menschheit ,ichert. 
14. Wir bemühen uns um Alternativen zur gegoenwäl'tigen Wirt­
schvt.sentwiddung in der Schweiz, damit wir wegkommen vom 
5Clbstzentöreriscllen Zwang, unsere Oberschußproduktion in den 
Entwicklungsländem anzubieten. Wir brauchen alternative Modelle 
einer eigenständigen, wen~r ausJandubhängigen Entwicklung im 
e~nen Land_ 
15. Wir ,ind der Meinung, daß Arbeiuplab.bcschaffung nie mit 
WaffeDCl<porten und Nuklearliefe rungen nach Entwicklungsländern 
praktiziert werden darf. Es gibt dazu .innvolle Alternativen der 
Beschäftigung in unserem Lande. Man muß sie nur woUen. 
16. Wir wollen uns mit Rusumu. und E thnozentrismul im eigenen 
Land auscinander5Ctzen und Mittel und Wege JUchen, sie zu ver­
mindern. Wir fordern die Revision lläm tlicher Geschichu- und 
Geographiebücher in den Sehulen im Hinblick auf rassistische und 
ethnozentristische Inhalte. Wir unternehmen Aktionen mit dem 
Ziel, daß in jeder Schul- und Gemeindebibliothek hundert gute 
Bücher über die Dritte Welt oder aus der Dritten Welt aufgenom­
men werden. 
17. Wir bemühen uru darum, daß die jetz~n Macher der offiziel­
len En twicklungspolitik alle Gruppen der entwicklungspolitillchen 
Bewegung, auch die Bürgerinitiativen, Solidaritätslr.omitee. und 
Emigrantengruppen, ernS! nehmen und in den Enucheidungspro­
zeß einbeziehen. Wir bemühen uns, daß diese Gruppierungen unter 
ßcb die ZlU-&lIlmenarbe it und daJ: Vertrauen fördern sowie mit den 
offIZiellen S te llen den kritilCben Dialog pflegen. Wir verfolgen dal 
Projekt eine. Forum. entwicklungspoli tischer Organisationen, das 
zu einem Koordinations- und Auuauschorgan in der Entwicklunp­
bewegung der SOtr Jahre werden soU. 

Ausrichtung zu fördern. "Wir a lle zusammen", heißt es im 

Schwanbuch, "gehören zu einer einzigen Partei: Der Parlei 

derer, d ie sich ftirdie Befreiung der Armen und Unterdrück­

tcn in der Weh einsetzen." 

Anmerkungen: 
I) "Schwarzbuch Schweiz - Dritte Weh", hug. von der Vorbetei­

tungsgruppe des Symposiums, ßr05Chur, 48 Seiten. Auslieferung: 
buch 2000, PO$tfach 36, CH-8910 Affoltern 

2) Neben de r Bundesrepublik 5teht die Schweiz an oberster Stelle 
der Geldgeber Hlr Südafrika. Allein in der Zdt seit 1976 (Auf­
stand in Soweto) wurden die Investitionen aus der Schweiz an 
private Kn:ditnehmer verdoppelt, jene an das R::usistenregime ver­
vierfacht. Heute entfallen 1/3 aller Schulden Südafrikas gegenüber 
Schweizer Großbanken. Etwa 50-60"" des Goldverkaub von Süd­
afrika wird über den Schweizer Goldpool abgewickelt. 

S) Kriüsien werden vor allem die Mischkredite, welche die Schwei­
zerische Eidgenossenschaft zusammen mit Privatbanken gewährt. 
Sie dienen vonviegend zum Kau f von in der Schweiz hergestellten 
Produkten und werden ohne jeglichen Skrupel auch an reaktio­
nlire Regimes gewähn, wie jüngst an Marokko und an die Türkei. 

4) Obwohl Schweizer Großbanken als Geldgeber auftreten, ist die 
Schweizerische Eidgenossenschaft nicht Mitglied deI IM F; ein 
Beitritt wird jetz! aber sozusagen parallel zu einem alInilligen 
Beiuitt zur UNO von BundessteIlen vorangetrieben. 

5) Die Firma Sulzer liefene kürzlich einen Schwenv::user-Reaktor an 
Argentinien. 

6) Obwohl 1972 in einer Volksabstimmung beinahe ein totales Waf­
fenausfuhrverbot De5Chlossen worden ist und seither das Kriegs­
materialgesetz Lieferungen in Spannungsgebiete untenagt, wur· 
den nach Bolivien Mowag-Panzenvagen und nach Bolivien, Chile 
und Guatemala Pilatus·Leichtnugzeuge geliefert; Mowag ver­
kaufte die Lizenz zur Herstellung von Amphibienfahneugen 
"Piranha" an Chile. An verschiedenen Kriegs5Chauplätzen lau' 
ehen auch SIG·Stunngewehre auf. 
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Rückblick 
Vor 25 Jahren: Gründung der PAIGC 

1956: "Afrika gäri", kommentieren Beobil<:hter den ü,tern;vtr ge­
wordenen Kampf der Völker Afrikas ~gen die koloniale Unter­
drückung. Großbritannien, Frankreich, schließlich Spanit:n und sclbn 
Belgien werden nach und nach gezwungen, "ihren" I~olonicn die 
Unabhängigkeit zuzugestehen. 
Einl:ig PorlUgal, vor 500 Jahren Begrunderin des ersten modemen 
kolonialen Wehrcichl, inzwischen zur drinrangigcn Mac:ht herunter­
gekommen, bchelT$Cht von der faschistischen Salaur-Diktatur. VeT­

weigcn jedes Nachgeben. !)er Grund: Portugals inlemaLtional kaum 
konkurrenzfahigc Wirtschaft vcnnag sich nur zu halten, indem sie die 
zu Schleuderpreisen aus den eigenen Kolonien bnogcnen Waren zu 
Weltmarktpreisen weiterverkauft. Das galt auch für die b<'iden älte­
sten - und zugleich ännm:n - afrikanischen Kolonien Portugals, das 
1446 von Seefahrern erreichte Guinea-Bissau und die vorgelagerte 
Inselgruppe der Kapverden (1456 "entdeckt"), die beide durch Be­
siedlung, wiruchaftliche und administrative GemeinsaJXlkeiten ve r­
bunden sind. 
Erst im Rahmen der Berliner "Kongo-Konferenz" 1884{ß5 waren die 
Grenzen Guinea-Bissaus, das im 18. Jahrhundert als Ullischlagplatz 
rur den französisch-britischen Sklavenbandei eine Rolle gespielt hat­
te, festgelegt worden_ Bis 1936 hauen die Ponugiesen jedoch zu tun, 
das kleine Land zu unterwerfen: Aufstände in den Jahren 1908, 
1917 und zuletzt 1936 zeugten vom Frciheitswillen des kleinen Vol­
kes (1976: 600.000 Einwohner). 
Doch wiruchaftliche, soziale und kulturelle Verelendung (z.B. 99% 
Analphabetismus, ein An! auf 100.000 Einwohner), keineswegs auf 
Guinea·Bissau und die Kapverden beschränkt, waren auch Motivation 
rur das Entliehen einer neuen Widerstandsbewegung. Sie wurde initi­
ien von jener kleinen Gruppe Afrikaner, welche die Kolonialmacht 
auf ihren Universitäten zu einer angepaßtCll ("usimilados") Elite 
heranziehen wollte. 

Eine d ieser Otganisationen war die antikolonialc Bewegung MAC in 
der sich als Studenten die späteren Führer der Befreiungsbewegungen 
in den portugiesischen Kolonien zusammenfanden. 1965 erinnerte 
sich der 1924 geborene Amilcar Cabral auf einer Konfelrcn:t. : "Unter 
uns sind Agostinho NelO, Mario de Andrade (MPLA), Marcc lLno dos 
Sanfos (FRELIMO), Vaseo Cabral (PAIGC) und Dir. Mondlane 
(FRELlMO). Wir alle begannen in Lissabon ... diesen schon so langen 
Marsch zur Befreiung unserer Völker." 
Namentlich der Einfluß Amilcar Cabrals als Theoretiker und als poli­
tischer Führer im Befreiungskampf läßt sich kaum übers<::hätzen. Auf 
der Basis einer marxistikhen Analyse des portugiesischen Kolonialis· 
mus und der K1asscnverhältnisse in den Kolonien entwickelte er die 
Grundsätze der Organisation des Befreiungskampfes, die fUr die revo­
lutionären Befreiungsbewegungen in Guinca-Bissau wil: in Angola, 
Mo<;ambique oder auf Sao Tome-Pn~ncipe bestimmend werden soll­
ten. 

Zum einen betnf dies die Rolle der (kkinbürgcrlichen) Illtelligenz als 
politisch fUhrender Kraft innerhalb der Befreiungsbewegung, deren 
physische Hauptkraft die bäuerliche Bevölkerung bildt:t, orientiert 
jedoch an der Ideologie der revolutionären Arbeiterklas,,:. Zum ande­
ren verstand A. Cabral unter dem nationalen Befreiun~.kampf nich t 
allein die Befreiung vom Kolonialismus: Er "ist nicht zu Ende, wenn 
die Flagge gehißt und die Nationalhymne gespielt wird", sein Ziel 
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war für Amilcar Cabral die so:tialistische Entwicklung. 
Am 19. September 1956 vereinigten sich auf seine Initiative hin 
einige kleine Widerstandsgruppcn zur Afrikanischen Partei rur die 
Unabhängigkei t Guinea·Bissaus und de r Kapverden (PAIGC)_ Sie gab 
sich e in Programm m it den Kernpunkten : nationale Unabhängigkeit 
fü r beide Geb iete, Abzug der Kolonialtruppen, Bildung einer demo­
kratischen Republik, wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt. Ihre 
ersten Aktionen waren Streikaufrufe. Am .5. August 1959 - die 
PAIGC zählte gerade 50 Mi tglieder - kam el zu einem Streik der 
Hafenarbeiter von Pijiguti. Das portugiesische Mili tär schoB in die 
Menge, übe r 50 Menschen wurden getötet. 
Die Partei überprüfte im September 1959 ihre Politik. A. Cabral: 
"Der Mangel an Erfahrung ließ uns glauben, in den Städten mit Hilfe 
von Streiks und anderen Aktivitäten kämpfen zu können, aber wir 
irrten uns, und die Realität bewies uns, daß dies nicht möglich war. 
( ... ) Damals begannen wir, uns auf den bewaffneten Kampf yonube­
reiten und beschlossen, auf das Land von:udringen." Es dauerte frei· 
Iich noch längere Zeit, bil die PAIGC sich unter der ländlichen Bevöl· 
kerung eine Basis schaffen konnte. Die Unterstützung de r benachbar­
ten Republik Guinea sol lte sich als wesentliche Voraussetzung dafür 
erweisen, daß die PAIGC am I. Januar 196.5 e ine Kampffront im 
Süden der Kolonie eröffnen konnte. Berciu 1964 - ihre militärische 
Stärke belief sich auf etwa 2.000 Kämpfe r - wurden die Bewaffne­
ten ~olutionären Volkss!J"eitkräfte (FARP) als reguläre Truppe ge· 
bildet. 
Die PAIGC verzeichnete rasch wachsende Erfolge. 1964 konnte sie 
ihren ersten KongreB in befreitem Gebiet abhalten, 1968 waren 2{.5 
des Landes befrc.it und auch auf den Kapverden fanden Aktionen 
stall. Entscheidend für diese nur aus der bre iten Unterstützung durch 
die Bevölkerung erklärlichen Erfolge - Portugal setz te 40.000 Solda· 
ten gegen die PAIGC ein - waniic Politik in dielen Gebieten. Acker­
bau, Handel, Schulen, Gesundheitsvenorgung und politische Schu­
lung - die PAIGC organisierte das ~ben der Menschen nach demo­
kratischen Grundsätzen und in kollektiven oder kooperativen For­
men. Erstmals waren die Unterdrückten und Ausgebeuteten Gestalter 
ihrer eigenen Geschicke. Die befreiten Gebiete waren die Keimz.cUen 
des künftigen freien Guinea·Bissau. 

Schon 1920 wurde ein Zirkel mit Namen Liga Africana in Lissabon 
gegründet, ähnliche Vereinigungen von Inte llek tuellen, die sich aus 
politischen Gründen {wegen der Allgegenwart der von der Gestapo 
trainierten Gehcimpolizci PIDEI wie um der möglichen Rolle dei 
GegenSlandes willen selbst m it Kultur beschäftigten, wurden nach 
dem 2. Weltkrieg gebildet. Untereinander wurden in engem Kontakt 
mit der illegal kämpfenden Kommunistischen Partei Portugals, zu· 
nehmend deutlieber die politischen Forderungen diskutiert und for­
muliert. 

Doch die PAIGC begriff ihren Kampf nie isoliert, Der Feind waren 
nicht die portugiesischen Soldaten, londern der Kolonialismul und 
hinter diesem de r Imperialismus, auf den lich Portugal militärisch. 
wirtschaftlich und politisch stützte. Auf der Seite der P AIGC stand 
die internationale Solidarität der afrikaniscben Staaten, der sOll ialisti· 
schen Länder, der Solidaritätsbewegungen; sie selbst koordinierte 
ihren Kampf mit dem der anderen Befreiungsbewegungen MPLA 
(Angola), FRELIMO (M<x;ambique) und MLSTP (Sao Tome-Pon· 
ape) und erklärte ihre Solidarität mit allen revolutionären Bewegun· 

"" •. 
1972 wählten die Menschen in den befreiten Gebieten eine Nationale 
Volksverurnmlung, ein J ahr darauf, am 24. September 1973, wurde 
die Unabhängigkeit proklamiert. Auch die Ermordung Amilcar 
Cabrals im Januar 1973 durch portugiesische Agenten hatte den Pro­
'leB nicht mehr entscheidend aufhalten können. Die Anerkennung 
durch die UNO im November 1973 machte auch international deut· 
lich. daß der Sieg nähel"TÜckte. Der portugiesische Kommandeur 
Spinola zog aus dieser Erfahrung den Schluß, sich auf die Seite der 
Kräfte zu stellen, die am 25. April 1974 das faschistische Regime in 
Portugal stün:ten. 
Die Anerkennung der Unabhängigkeit durch Portugal am 26. August 
1974 - II.m 10. September 1974 in Guinea-Bissau ausgerufen, jedoch 
abgetrennt von den Kapverden, die am 6.Juli 1975 unabhängig wur· 
den - markierte das Ende einer Etappe des Freibeitskampres. Auf 
ihrem dritten KongreB (1977) bestätigte die PAIGC ihre sozialisti· 
sche Orientierung und ihr Ziel, die nationale Einhei t zwischen 
Guinca-Bissau und den Kapverden henustellen. Der Putsch innerhalb 
der PAIGC im vergangenen Jahr setzt die Partei einer Belastungs­
probe aus, die sic noch im Geiste ihrer 25jährigen Kampf tradition zu 
bewältigen haben wird. J. Ostrowsky 



Rezensionen I Filme 
Palästina im Widerstand 

Aktuell gehaltene Darstellungen zur Lage und zum Widcr,stand,­
kampf dcs arabischen Volke. Palästinas sind im dculIl:hspra.ehigen 
Raum $elu:n. Insbesondere fehlte cs bis Ende der 70er Jahre an 
authentischen Selbstdarstellungen der palästinensischen Bdl\=iungs­
bewegung und an einer Zusammens.<:hau von israelischer Bcs:ll:zungs­
politik und Volkswiderstand im 1967 okkupierten Wc:stjordangebiet 
(Westbank) und Gazanrcifen. Bcidc Uicken wurden gcschlosJcn mit 

Abu Ijad, Heimat oder Tod. Der Freiheitskampf der Palästinenser. 
Mit einem Vorwort und unter Miwbcit von Erie Rouleau. Etao 
Verb(. Oibscklorf/WreD 1979, 320 Seiten, 19,80 DM und 
Jm MclzgerfMartin Orth/Christian Sterzing, Du ist unser Land. 
Wutbank und Gua..strdfcn unkr isnoetischcr Be'atzung, Lamuv 
Verlag, Bomhrim.Mcrten 19M, 520 Seilen, 14,80 DM. 

Für zwei der Autoren war die Arbeit an "Du ist unser Land" ein 
Stück "persönliche Vergangenbeitsbewältigung". Sie lebten und ar­
beiteten für die Aktion Sübnezeichen/Frieden,dienst über ein Jahr in 
Israel und den besetzten Gebieten, ohne die ~ioninische Mär von der 
"liberalsten Besatzungsmacbt der Welt" bestätigt zu finden. Statt­
dessen begegneten sie in der Westbank (einscbließlicb Oltjerusalem) 
und im Gazutreifen tagtäglichen Unterdrückungs- und AlUbeutungs­
praktiken der israelischen Militäradministration. Du machte betrof­
fen. 

Gelungen ist J. Metzger{M. Orth/C. Sterzing der Versuch, dUJ;ch d.:u 
Kombinieren von Situation,beM:hreibungen und Analyse, von Doku· 
menten- und Interview·Ausschnitten ein kbendiges Bild der BeSllt· 
~ungssunerie ~u uichnen. Es beginnt mit der Schilderung des All· 
ta.gs in Ramallah, Hebran und anderen Orten der Weubank, mit dem 
Tenor: ,Jeden Palästinenser kann es treffen." ,,Es" meint elie Re· 
pressionsma.schinerie und Siedlungspolitik der Okupanten: "In fall 
jedem Gespräch, das wir in den besetzten Gebieten ftihnen, ist die 
Siedlungspolitik der uraelischen Regierung das erste Thema.. J eder 
Palästinenser flihil sich davon betroffen, auch wenn es nidJt .sein 
Boden ist, den man fUr eine Siedlung genommen hat. Daß Israelis 
heute in den seit 1967 besetzten Gebieten auf palästinensieh,:m Bo­
den siedeln und paläninensische Bauern verdrängen, ruft dlie alte 
Erfahrung wach. Daran messen sie den Charakter der Beuuung; Wer 
Häuser baut und Bäume pflanzt, wird bleiben. Jede Siedlung ist ein 
Schritt ~ur Errichtung der Hernchaft hrads auch im Rest von Palä· 
stina." (S.19/20) 
Die Autoren schließen eine Beuandsaufnahme der ~ioniitischen Sied­
lungsu.pansion seit 1967 in der Westbank (über 100 Neusiedlungen) 
und in Gaza (12) an. Sie stellen die offIziellen LegitimationsYI;rsuche 
und Annel<ionspLäne vor. Sie belehreiben detailliert, auf welche Art 
die militärische Besat~ung sich in der Entrechtung der paläsltinensi· 
lehen Beyölkerung (politilChe Unterdrückung, Verbannung, Folter 
usw.) und wirtschaftlicher Abhilngigkeit niederschlägt. Sie yerdeut­
lichen, w.:u an sozialen Veränderungspnnessen hieraus resulti,:rt und 
welche unterschiedlichen politischen Folgen dies bat: "In der West· 
bank hat die Proletarisierung von Bauern und Kleinhürgc,rn ein 
großes Protestpotential gegen die israelische Besau:ung ges,;haffen 
und gleichzeitig die Machtbasii der traditionellen Führer (Groflgrund· 
besitur; d. Verf.) geschwächt ... Die soziokulturellen Veränderungen 
kulminierten 1976 im Austausch der traditionellen Füh~r durch eine 
neue politische Elite (bei den Gemeinderal lwahlen; d. Verf.) ... Die 
Zusammensetzung der politischen Elite spiegelt deutlich die wirt­
schaftlichen Veränderungen unter der Besat~ung wider: Die Natio­
nale Front (PNF), die mit ihren Listen im April 1976 ein,co erd­
ruuchanigen Wahlsieg emmg, ist ein breites Bündnis ~wijchen Klein-

bürgern, Industriellen und Arbeitern - den Gruppen, die unter der 
Besatzung verloren oder zumindc:est nicht gewonnen haben. Die neue 
Fühnmgsgruppe hat einen b~iten Rlickbalt in Vereinen, Berufwer­
bilnden und Gewerkschaften." D.gen blieb es im Gaza-Streifen bis 
auf die Aktioncn der Fedayin in den ersten Jahren der Besatzung 
yergleichsweise ruhig. Obwohl sich das Gebiet auch unter israelischer 
Besatzung befindet, kam ein breites Bündnis von Gruppen, die sich 
dagegen zur We~.r $Ctzten, niemals zU$lande._. Im Gaza·Streifen 
scheint die Macht der traditionellen Führer ungebrochen." Dennoch 
zeigten auch sie sich heUle nicht "bereit oder in der Lage" ~ur Kolla­
boration mit Israel, hätten Jie doch "keine soziale und ent recht 
keine politische Basis", (S. 130-133) 
Voller lICuer Informationen ist b .. i J. Met~ger/M. Orth/C. Sterzing 
aucb der Teil über die Entwicklung der palästin"luichen Widentands­
bewegung in den besetzten Gebieten. Sie zeigen, wie el das jorda­
nische HU$$l:in·Regime vermochte, die Massenverankerung der Palä­
lIinensischen Befreiungsorganisation (PLO) bis 1972/73 in der West· 
bank abzublocken und wie sich dies nach der Gründung der Palästi· 
IICnsilchen Nationalen Front (PNF) vom August 1973 schlagartig 
änderte. Den PN F-Triumpf bei den städtischen Gemeinderatswah1en 
1976 sehen sie zurecht als Durchbnacb an. Mit der PNF b .. gann .. n 
lieh erstmals auch Gemeinsamkeiten im politischen Kampf der West­
bank und des Gazastreifem heraus~ubilden, die im Oktober 1978 in 
die Schaffung des Koordinationsorgans Komitee dcr Nationalen 
Führung (KNF) einmündeten. Die Autoren yeranschaulichen inwie­
weit das KNF, das als Reaktion auf Sadats Separathandel in Camp 
David (September 1978) entstand, über das Bündnis da Nationalen 
Front hinausreicht und es möslich machte, den Einfluß des Wide r­
stands auch auf die ländlichen Gebiete aus:r.uweiten. 

Fraglich erscheint hier allerdings die Feststellung der Autoren, die 
Auseinanderscl1:ung in den besetzten Gebieten verlief .. n seit der 
"Versöhnung (? j d. VerL) zwiscben AI Fatah und Husscin ... ~wi· 
schen einem progressiven und einem konscr.'ativen Lager, das heutc 
die Vertreter der Fatah und die einst als pro-jordanisch geltenden 
tnditionellen Führer vereint". (S. 229) Dem widerspricht schon der 
im Anschluß daran widergegebene PLO-Diskussionsprouß über die 
Forderung eines unabhängigen palästinemischen (Teil.) Staates in 
den okkupiert .. n G .. bi .. ten, wo die stä.rkste PLO-Organisation Al 
Fuah und die Demokratische Front korrckterweise als Hauptver­
fechter einer Zwischenlösung (Teilstaat·Konuption) seit 1914 dar· 
geboten wird. (S. 241-247) 
Dic Verkennung der antiimpc:rialistisch-progressiven Potenz der 
Fatah v .. rmag freilich den hervomlgenden Gesamteindruck dieses 
Buches nicht zu schmälern. "Das ist unser Land" ist zum Verständnis 
der Situation in und um PaHistina unentbehrlich. 

Diescs Prädikat trifft auch für ,,Heimat oder Tod" \'on Abu Ijad 
(Salah Khalaf) zu. Der Autor, Mitbegriinder und Zentralkomit .... -
Mitglied der Fatah (deren Nachrichtendienst er $Cit 1970 leitet),lie· 
fert in einem fesselnden und streitbaren Bericht die ente authen· 
tiIChe Selbstdarstellung einer FührungspeTSÖnlichkeit der palästinen· 
sischen Bef~iungsbcwcgung. A. !jad beschreibt die Periode 1948 bili 
1978, einsetzend mit der Vertreibung seiner Familie aus Jaffa am 
Tage vor der Proklamation des Staates Israel. Höchst aufIChlußreich 
sind seine Scbilderungen über die Grundung und komplizierte 
Kampfftihrung der Fatah, die Profilierung der PLO nach ihrer Ober· 
nahme durch die GueriUabewegung (Fedajin) Ende der 60cr Jah~, 
die Erfahrungen der Bürgerkriege in J o rdanien (1970/71), dem Liba­
non (1975/76) und des Oktoberkrieges 1973, bis hin zur Formierung 
der Arabischen Standhaftigkeitsfront 1971 {78. 

"lieimat oder Tod" legt dabei Zeugnis ab über den politilChen Reife· 
prozeß, den der palästinensische Widentand durchlaufcn hat. Beson­
ders sci hier auf die Skizzierung der Startphasc: der PLO (S. 67ff.) 
und die bahnbrechende Strategie· Diskussion innerhalb der PLO im 
Anschluß an den Oktobcrkrieg (S. 19!m.) verwiescn. A.ljad spricbt 
dabei freimütig über RückK hläge, Enttäuschungen und Fehler. Und 
er plädiert dafLir, den Kampf auf die baldigstmögliche Errichtung 
eines "palästinensischen Ministaates" in den befreiten Gebieten der 
Westbank und dei GazaSireifens (S. 312/313) zu konzentrieren. 
Abu Ijads Fazit: "Ich gclitehe ganz offen; Ich glaube nicbt, daß es 
meincr G .. neration vergönnt sein wird, die Gcburt eines unabhängi· 
gen palästin .. nsischen Staates noch zu erleben, und sci es nur auf 
einem winzigen Teil Palästinas ... Es besteht kein Zweifel, daß die 
PaliUtincnser ihren Kampf unerbittlich fortsetzen werden, was immer 
auch geschehen mag. Dies liegt in der Natur der Sache. Wir sind 
entschlosscn, als Nation zu überleben. Eines Taget werden wir eine 
Heimat haben." (5.3 15) W. Bronner 
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Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Gegenwärtig hat das AlB etwa 4500 Abonnenten. Oie Standardauflage liegt - je nach der Brisanz des 
Schwerpunktthemas der Hefte - bei 5,000 bis 8000 Exemplaren. Wir sind damit die meistgelesene 
Monatszeitschrift zur Dritten Welt in der Bundesrepublik. Eingutes Ergebnis, meinenwir, aber dennoch kein 
Grund zur Selbstzufriedenheit. Wir wollen mehr. Mehr Leser. Und vor allem: Mehr Abonnenten! Denn ein 
kontinuierlicher Abonnentenzuwachs ist die wichtigste Grundlage für die Fortsetzung der erfolgreichen 
Aufwärtsentwicklung unserer Zeitschrift. Die positive Entwicklung der Abonnentenzahlen in den ersten 
Monaten 1981 hat uns veranlaßt, unsein ~Ianz konkretes Ziel zu stecken: Tausend neue AlB-Abonnenten bis 
zum Sommer 1982! 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen: Ohne die tatkräftige Mithilfe unserer Leser 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht Etrreichen 
können. Denn wir verfügen weder über einen umfang­
reichen Werbeetat noch über einen Stamm flmlnzkräfti­
ger Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über 
die kommerziellen Kiosknetze könnten wir uns nicht 
leisten, ohne den Verkaufspreis drastisch zu erhöhen. 
Deshalb unser Appell : Helft mit! Verbreitet das AlB in 
Eurem Bekanntenkreis! Bringt das AlB bei Ak1t1onenim 
Freiverkauf unter die Leute! Werbt neue Abonnenten 
für das AlB! 

Es lohnt sich, AlB zu lestm 
Was das AlB taugt, können unsere Leser am besten 
beurteilen. Sie sind folglich auch am besten dllzu in der 
Lage, andere davon zu überzeugen: Es lohnt sich, AlB 
zu lesen I Viele unserer Leser sind dieser Meinung. Wir 
wissen das aus den Ergebnissen unserer Leserum­
frage von Ende 1980. 

Wer AlB liest, 
• weiß, was los ist an den Brennpunkten de.· We!tpo­
lltik ; 
• verfügt über authentische Hintergrundinformationen 
und Dokumente zum Befreiungskampf In Afri ka, Asien 
und Lateinamerika ; 
• ist informiert über die neokolonlallstische FI'olitlkder 
Westmächte. Fragen der Unterentwicklung usw. 
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Unser Angebot: 

Gratishefte für Neuabonnenten! 
Ab sofort erhält Jeder, der das AlB für mlnaestens ein 
Jahr abonniert, unser Sonderheft 1/ 1981 " Arbeiter­
und Befreiungsbewegung im antiimperialIstischen 
Kampf" zur Berliner Konferenz gratis. Damit spart er 
4 DM! Das Sonderheft gibt anhand von OrIginalbeiträ­
gen einen zusammenhängenden OberblIck über die 
Positionen nationaler Befreiungsbewegungen und 
revolutionärer Parteien In Entwicklungsländern. 

Buch- und Schallplattenprämien tür die Werber! 

Gleichzeitig läuft unsere Aktion "Abonnenten werben 
Abonnenten" (siehe Belheftung In der Mitte dieses 
Heftes) weiter. Das heißt : Jedem AlB-leser, der einen 
neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, stellen 
wir kostenlos eine Buch- oder Schallplattenprämie 
nach eigener Wahl zur Verfügung. Oder auch das 
Sonderheft 111981. Wir können dies, weil die meisten 
bei uns Inserierenden Verlage einen Tell der Ihnen 
entstehenden Anzeigenkosten durch die Lieferung von 
BÜchern bzw. Schallplatten aus ihrem Angebot beglei­
chen. 

Den Yankees Saures geben 
- das AI B stärken 1 



Infodienst 
Spendeosanvnrung für die Westsahara 

Zur Finanzierung des Drucks von zwei Schul­
büchern für die sahraouischen Schulen in den 
Flüchtlingslagern (jeweils 5.000 Auflage) ruft 
die Gesellschaft der Freunde du 5ahra­
ouischen Volkes (GFSV) zu tatkräftiger Un­
terstützung durch Spenden auf. 
Der Anfangseriolg ist vielversprechend; Mit 
tiber 3.000 DM sowie ein<:r SpendelUl,lsag<: 
von TClTc deI hommel über 6.000 DM ist das 
erste Buch finanziert. Überweisungen gehen 
an: Konto Nr. 55341, Bn:mische Volksbank 
(BLZ 291 900 24), Kindemilfc Sahara, Kenn­
wort "Bücher fUr die La,crschuJ.en ". 
Unterstützung bei der Solidaritätsaroeit und 
beim Sammeln leistet ein Dia-Vortrag über 
den Wutsahara-Konßikt (auf Wunsch mit 
Kommentar-Kassene). Anzufordern bei: 
Gloria RonetTO, Liegnitzstr. 38, 2800 Bre­
men, Tel. 0421/611491. 

Unterschriftenaktion des Marokkanischen 
Arbeiterbundes 
Der Marokkanische Arbeiterbund in der BRD 
t.V. (MAß), der im März. 1981 gemeinsam 
mit seinen Bruderorganisationen in Frank· 
reich, Belgien und 1I0tland eine Gemeinsame 
Charta der Demokratischen Assoz iationen 
Marokkanischer Arbeiur in Wuteuropa ver­
abschiedete, richtete nach dem Juni·Mauaker 
von Casablanca (siehe Kuninformationen) 
einen Solidaritätsappell "an aUe humanen 
und demokratischen Kräfte". 
In einer Umenchriftenaktion des MAB wird 
U.a. gefordert: "Freiheit für alle politischen 
~fangenen in Marokko; keine Verletzung 
der demOkratischen Reehte der fortschritt· 
lichen Parteien, Gewerkschaften und Jugend· 
und Studentenverbände in Marokko; Been· 
digung des reaktionären Krieges in de r West­
sahara." 
Unterschriftenlisten undloder die Charta der 
Marokkanischen Arbeiter (Preis 3,50 ,DM) 
sind zu beziehen bei: Marokkanischer Arbei· 
terbund, Kölner Str. 170, 4000 Düsseldorf. 

Südafrika-Postkarten der AAB 

Gegen die GeschliftsfUhrerin der Anti·Apart· 
hc:id·Bewegung (AAB), Ingeborg Wick, hat 
die Donner Polizei inzwischen Stafanzcige 
wegen "Widerstands gegen Vollstreckungs­
beamte" erstattet. I. Wiek war bei einer De· 
monstration anläßlich des 20. Jahrestages der 
.. Republik Siidafrika" vorübergehend verhaf­
tet worden (siehe AlB 7-81 198 1, S. 76). Sie 
hatte sich geweigert, der Polize i ein Schild 
mit der Aufschrift "Keine Zusammenarbeit 
mit den Mördern von Mahlangu" auszuhändi· 

"n. 
Angesichts des nun drohenden Prousses 
führt die AAB eine Postkartenaktion durch, 
die sich zugleich auch gegen die Teilnahme 
des StaatSM:kretärs im Auswärtigen Amt, 
l..autenschlägcr, an den Feierlichkeiten der 
südafrikanischen Botschaft richtet und d ie 
Bundesregierung auffordert, unverzüglich d ie 
Internationale UN-Konvention über die Ver­
folgung und Bestrafung des Apartheid-Ver­
brechens zu unteneichnen. 
Postkartenvordrucke können bei der AAB, 
Blücherstr. 14, !:i!lOO Bonn, angefordert wer­
<kn. 

Nikaragua- Materialien 

Zahlreiche Beiträge zu Ergebnissen und Pro­
blemen der Alphabctisierungskampagne in 
Nikaragua finden sich in der BWlIChiire "Die 
Buchstaben der Revolution, Alphabetisierung 
in Nikaragua: Erfahrungen", die beim Infor· 
mationsbüro Nikarag\\a e.V., Wuppcrtal er· 
schienen ist. 
Ebenfalls zu Nikaragua erhältlich in eine Dia­
Serie, die D. Krilger, Gocbenstr. 16, 5600 
Wuppertal I, Tel. 309273, anläßlich einer 
Reise durch Nikaragua zusammenstellte. 

Ekoschure BRD-Südafrika 

Der Arbeitskrei, Afrika, Münster, enteilte 
eine Broschüre "Wirtschaftliche und militäri­
sche Zusammenarbeit zwischen der BRD und 
Südafrika". Auf 53 Seiten gibt sie einen 
Oberblick Uber die ökonomischen Beziehun­
gen (Investitionen, Kredite usw_), Probleme 
des EG-Kodex, nuk leare Zusammenarbeit, 
die Boykottdiskussion, dazu einige Aktions­
tips. 
Bezugsadresse: AKAFRIK Munster, An den 
Miihlen 25, 4400 Miiruter. Preis: DM 2,50 (ab 
5 Exemplaren 2 DM). 

Guatemala -Buch 

Bei der Informationntelle Guatemala (Fried­
richstr. 25, 8000 München 40) erhältlich in 
ein Gedichtband mit Werken des guatemalte· 
kischen Dichters OUo Rene Casti llo. Preis 
6D},1. 
Der Autor, "der nicht nur mit Worten 
kämpfte, sondern auch mi t der Waffe in der 
Hand", war selbst in der Guerillagruppe 
Streitkräfte de r Rebellen (FAR) aktiv, ehe er 
im Män: 1967 ron Spczialeinheiten de r guate· 
maltekischen Armee gefangen, gefolten und 
schließlich bei lebendigem Leibe verbrannt 
wurde. 

Dritte-Well-Mediencontra Hollywood 

Als NT. !:i seiner Reihe ,,Medien edit ion" ha t 
der CON.Vertrieb eine Broschüre mit dem 
Titel "Dritte Welt con tra Hollywood" heraus­
gebacht. Die Publikation mit einem Umf:ang 
von 7!:i Seiten gibt an Hand von Interviews 
mit prominenten Filmemachem aus u tein­
amerika, Afrika und Asien einen komprimier­
ten Oberblick über das Selbstverständnis, die 
Aktivitäten und den Stand der Filmproduk­
tion in der Dritten Welt. 
Für 8 DM kann die Broschüre bezogen wer· 
den bei: CON·Vertrieb, Postfach 10654!:i, 
2800 Bremen. 

Aktuelle Buchtips 

In dem soeben enchienenen Buch dei ehema­
ligen CIA·Agenten 
Philip Agee, CIA gegen EI Salvador, Konkret 
Literatur Verlag, Hamburg 198 1; 224S., 
14,80 DM 
wird das Weißbuch der Reagan·Administra· 
tion zur angeblichen "kommunistischen Ein­
mischung" in EI Salvador als grobe Fälschung 
ausgewiesen. Voll dokumentiert werden du 
US·Weißbuch vom Februar 1981 selbst und 
das sog. "Dissc:n t-Papcr" aus den Reihen der 
Carter·AdminiSlration vom November 1980. 
Hermann Kohn, EI Saivador(Nikangua. Auf­
stand im US-HiDu rhof, Wdtkreis Verlag, 
Donmund 198 1, 19 1 S. , 9,80 DM 
enthält Gespräche, Berich te und Erlebnisse 
einer Reise nach MitUlamerika; dazu Kapitel 
aus der Geschich te EI Salvadors, ~ur Rolle 
der USA sowie der Stellung de r bundesdeut· 
schen Parteien im Kampf um EI Salvador. 
Ein dokumen tarische r Bericht aus der Sicht 
eines Prieste rs ist das Buch 
Placido Erdozain , San Komero de Ameriea, 
J ugt:nddienst Verlag, Wuppcnal 198 1, 124 
5.,9,80 DM 
Der Autor beschreibt die Arbeit de r Basisge· 
meinden und dokumentiert die Rolle des Erz· 
bischofs im Kampf gegen die Diktatur in EI 
Salvador und deckt die Hintergründe tu 

seiner Ermordung im Jahre 1980 auf. 

ZEITSCHRIFT FiJR NICARAQUA, 

Ei. SALVAOOR UNO MITTELAMIERtlA 

NA-Nr.11, April ~: 
Reisebericht- Erwachsen­
bildung-Auslands verschuld­
ung-Frauen in EI S~1vador­
Bulize- Indioguerrilla in 
Guatemala - Kaffeeboykott 

.--.... _, NA-Nr_12, ~lai 81: 

Militärische Ag~ression 
gegen Njcaragua?- Somoza-

1-----------"---------1 Guardia in ~en USA­
GespräCh mit Ex-CIA-Agent 
Philipp Agee- Costa Rica-

'-________ ,. ______ --1 Cu ba- Solidoritätsarbeit 

Ich bestelle (bitte ankreuzen) : 
NA-Solidaritätsabo/s 
l6I1efte,2oDM) 

NA-Normalabojs 
l611e fte , ~12DM) 

Na m .: .... _ ... _ ........ _ .................... SlIle . .. s I Ulle n und ... nden a n : 

' MAGAZIN VERLAa 
Adrn .. : ....... _ ............................... KÖNtGSWEG 7 

O. 'um, Unt .... ch .. ln : ..... ___ ............. .. . 230 0 KIEL 1 
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Kurzinformationen 
Iran 

Am 28. Juli dJ. flob Abolhassan Bani-5adr, 
der nach seiner Amtsenthebung aß} 21. Juni 
dJ. durch dö Parlament und Ayatollah 
Khomcini edolglol eine Boykott-Bewegung 
~gcn die Prisidcnl$Chaft$·Neuwahlcn 'Zu or­
ganisie ren versuchte, gemeinsam mit Volks­
moja/1.edin-Führcr Massoud Rajawi nach 
Frankreich. Ihr erklärtes gemeinsames Zic! ist 
nichts weniger als "Khomeini :tu ,tünen", 
dem Bani·Sadr eine Unterstützung von allen­
falls noch 15% der iranischen Bevölkerung 
zubilligen mochte. M. Rajawi ernannte er 
lI:um Pn:micrministcr seiner sog. Exilrcgie­
rung. 
Die Ereignisse der IU'l.lcn Wochen zeigen in­
desscn eher eine zunehmende bolicrung der 
um Bani-Sadr geschart<:n gcgcnrcvolutionärcn 
Gruppierungen (liberale Bourgeoisie, Groß· 
grundbesitzer, ultralinke Kräfte u.a.) an: Als 
Antwort auf das Bombenalt<:ntat auf die 
Zentrale der IsJamiseh·Republikanischen Par· 
tei (IRP) am 28. Juni 1981, bei dem ihr 
Generalsekretär Ayatollah Hassein Behuchti 
und weite re 73 Führungskader der Regie­
rungspartei ennordet wurden, gin~n Millio­
nen Iraner auf die Straße. Bei der Präsident­
schafuwahl vom 24. Juli dJ. erhielt der IRP­
Kandidat, de r vorherige Ministerpräsident M. 
Ali Rajai, rund 9~ der Stimmen (Bani-Sadr 
hatte 1980 rund 75% erreicht) und auch ab­
solut mehr Füntimmen (über l1 Mio) als sein 
Vorgänger. Staauprli.sident Rajai ernannte 
mit M. Javad Bahonar den neuen IRP-Gene­
ralsekretär zum Ministerpräsidenten. 
Die Volksmojahedin, die Ende Juni dJ. zum 
bewaffneten Kampf gegen Khomeini und die 
IRP auf~rufen hatten, und die maoistische 
Organisation Peykar werden von den Revolu­
tionsorganen als Hauptakteure der fortdau­
ernden Attentate ~gen Repräsentanten der 
Revolutionsorgane verantwortlich ~macht. 

Sie sind daher in erster Linie von Verhaftun­
gen und Ex.ekutionen (daronter Volks­
mojahedin-Führer Saadati) betroffen. Ob die 
progressiv·antiimperialistische Tendenz inner­
halb der is lamischen Bewegung ge5lärkt aus 
diesen Auseinandersetzungen hervorgehen 
und welche Prioritäten die neue Regierung 
Bahonar setzen wird. ble ibt abzuwarten. 
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Kampuchea 

Die UN-Sondervollversammlung über Kampu­
chea vom Juli dJ., an der 93 Regierungen 
teilnahmen, endete mit einem Ergebnis, das 
selbst der abgehalfterte Prinz Sihanouk als 
ulwerhillhe Hilfe flir Pol Pot/leng Sary be­
zeichnet hat. Von der Regierung Heng Sam­
rin in Phnom Penh ist du Konferenz-Ergeb­
nit:, in dem Vietnam u_a. zum sofortigen 
Rückzug seiner Truppen aus Kampuchca auf­
gefordert wird, als "null und nichtig" be­
zeichnet worden. 
Die UN-Konferenz, an der mit Vietnam, 
Kampuchea, Lao" und der Sowjetunion ent­
scheidende Länder nicht teilnahmen, förderte 
Differenzen zwischen der ASEAN-Gruppe 
und der VR China zutage: Die ASEAN-Län­
der hatten vorgeschla~n, als Vornuuelzung 
zur Abhaltung "freier Wahlen" alle in Kam­
puchea operierenden militärischen Formatio­
nen zu entwaffnen; Peking forderte darauf­
hin. die bewaffneten Banden Pol Pots hiervon 
auszu~bmen - ein klares Indiz für seine Ab­
sichten. Zugleich zeigte sich ein engeres Zu­
sammengehen zwischen den USA und China, 
die gemeinsam danach strebten, die Konfe­
renz in ein antivietnamesisches Tribunal zu 
verwandeln. US-Außenminister A. Haig drob­
te, weiterhin jegliche UN-Hilfe an Vie tnam ~u 
blockieren. 118 Mio Dollar, die als Win­
schafUhilfe für Vietnam vorgesehen wartn, 
hat die UNO auf Druck der USA bereits aus­
gesetzt. 

USA-Ostasien 

Auf eine "strategi5Che" Zusammenarbeit mit 
ex.plizit antisowjetischer und antivietnamesi­
scher Sto8richtuOJo: verständigte sich US­
AuBenminister A. llaig mit seinen chinesi­
schen Gesprächspartnern bei seinem Peking­
Besuch im J uni dJ . Kurz zuvor waren in den 
USA noch bestehende Renriktionen aufgeho­
ben worden, denen zufolge an Peking nur 
"nicht tötende" MilitännateriaJien geliefert 
werden durften. China ist damit auch offiziell 
in den Kreis der "befreundeten Staaten" auf­
~rückt. Gleichzeitig wurde durch Enthüllun­
gen der New Vork Times bekannt, daß die 
USA und China bereits seit letztem J ahr in 
der an die UdSSR angrenzenden autonomen 
Region Xinjiang eine gemeinsame Radaran· 
Jage zur Oberwachung sowjetischer Raketen· 
versuche unte rhalten, die den Ausfall der US­
Oberwachungsstationen im Iran kompensie­
ren soll. 
Der U_S. News & World Report vom 
10.8.1981 zufol~ sind diese Ereignisse Be­
standteil einer sich abzeich~nden neuen 
Asienstrategie der USA, einer Art "Reagan­
Doktrin", die auf die Wiederherstellung der 
Führungsrolle der USA in der Region zielt . 
Deren drei Kernpunkte sind: erstens der Ver­
such, eine antisowjetische Koalition zu schaf­
fen. der neben den USA J a.pan, China, die 
ASEAN·Länder $Owie Südkorea angehören 
sollen; zweitens die Demon5ltation einer 
"neuen amerikanischen Entschlossenheit", 
d.h. die Bereitschaft, kiinftig proimperialiui­
!lebe Regimes in der Region auch wieder mili­
tärisch zu unterstützen, wenn diese bedroht 
sind; und drittens die permanente Zurschau­
stellung militäriseher Stärke in der Region, 
spezie ll die dauernde Präsenz der US-Flotte 
im Indischen Ozean, ohne die Flottenstärke 
im Paziftk zu schwäo;;hen. 

Südafrika-Neuseeland 

Südafrika ist wegen seiner auch im Spon 
praktizierten rassistischen Politik vom inter­
nationalen Sport weitestgehend ausgeschlos­
sen. Dennoch stellen sich immer wieder 
Sponler und Sportveramtaltc:r der westlichen 
Under rur die Versuche Südafrikas, durch 
Sportkontakte sein Image aufzubessern zur 
Verfügung. In Neuseeland, das aus dem Boy· 
kott der afrikanischen Staaten bei der Olym­
piade 1976 in MonlUal nichts gele rn t hat, 
kam es diesmal bei der Tournee der südaerika­
nischen weiBen ,,5pringbok"-Rugby-Mann­
schaft zu Protesten. 
Die Auftrit te der Truppe waren von den hef­
tigsten DemonIlrationen in der neueren Ge­
schichte des Landes begleitet; Polizeiaufge­
bote waren nötig, dennoch wurden Spiele ab­
gesagt , über den Tourneeabbruch gesprochen. 
Unbeirrt davon bat die US-Regierung der 
Mannschaft jedoch Hir den September 1981 
Visa rur eine ähnliche Tour erteilt. 
Der Afrikanische Nationalkongre8 Südafrikas 
(ANC) und die afrikanische Staatengruppe in 
der UNO haben fur einen Boykott der Olym­
piade 1984 in L05 An~les plädiert, soUte 
diese Entscheidung aufrech t erhalten bleiben. 

NATO-Südallantik 

Unter Führung der Reagan·Administration 
geht die NATO ein weiteres Stück auf dem 
Weg zur Schaffung eines siidatlantischen Pen­
dants zur NATO, einer SATO, zusammen mit 
Süd afrika. Das im Juli dJ. eröffnete HochlCe· 
manöver "Ocean Venture 81" demonstrien 
dies. 
Das vertragliche Einsatzgebiet der NATO 
endet am Wendekreis des Krebses. US-Ein­
heiten werden jedoch zusammen mit Flotten 
z.B. aus Brasilien, Argentinien und Uruguay 
Operationen im Südatlantik durchführen. Zu· 
sammen mit Einheiten u.a. de r BRD (die 
hochsee tüchtige Fregatten baut, obwohl ih re 
Einsatzgebiete Nord- und Ostsc:e sind) soll 
auch in der Karibik geübt werden - die nicht 
mehr zum NATO-Gebiet ~hön. Dazu ge. 
hören Landemanöver auf Pueno Rico. 
Die Koppelung von Obu~n in bei den 
Meeresteilen - die bewußt eine klare Tren­
nung unmöglicb macht - führte zwar dazu, 
daß das Manöver offiziell nicht a ls NATO­
Manöver tituliert wurde_ Oberbefehl und Pla­
nung indes liegen bei NATO·Admirälen und 
-S täben. 

Namibia 
Am Rande des Weltwiruchaftsgipfels von 
Ottawa/Kanada (siehe Kommentar) trafen 
sich Ende J uli dJ. die Außenminister der 
westlichen Kontaktgruppe zu weiteren Kon­
sultationen über Namibia. Bereits während 
der voraus~gangenen Verhandlungen in Rom 
und Washington halle l ich eine: grundsätz­
liche Einigung auf das neue Lösungskonzept 
der USA, den UN-Plan nach Maßgabe lildafri­
kanischer Vorstellungen i"n wesentlichen 
Punkten zu verändern, abgezeichnet_ 
Die zentralen Momente dielll!s neuen Kon­
zepts der Reagan-Adminutrntion sind d ie 
weitgehende Auuchaltung der UNO bei der 
Lösung des Namibia·Problems, die vor~zo­
gene Festlegung einer ethnischen Verfas· 
.ungsordnung mit Garantien fUr die Weißen 
und eine Verknüpfung mit dem Rilckzug der 



kubanischen Truppen aus Angola und einer 
Regicrungsberc:iligung der von Pn:toria und 
dem CIA ausgehaltenen UNIT A. 
Die Frontstaaten und die Südwcstafrikani­
sehe Volksorganisation Namibias (SWAPO) 
haben diese Vorschläge ~uriickgc:wicscn und 
halltß am UN·Plan auf der Buil der Resolu· 
tion 435 fest. 

Gambia 

Am 30. Juli dJ. erldänen linksorientierte 
Oppositionsgruppcn unter Führung der Sozia· 
listischen Revolutionspartc:i Gambias (GSRP) 
den Präsidenten des weuafrikanischen Klein· 
staates rur abgesetzt, der sich in Großbritan­
nien aufhielt, und bildeten einen nationalen 
Revolulionsrat. 
Unter Berufung auf einen BeiSlaruhvertrag 
von 1965 ließ der abgesetzte PräsidentJawa· 
ra Truppen des Nachbarlandes Senegal cin­
marschieren. Eine Woche später war der Auf. 
stand niedergeiIChlagcn - yon der westlichen 
Presse mit Genugtuung vermerkt, obwohl der 
Vertrag eine derartige Intervention nicht ab­
deckt_ Oie Zahl von angeblich 400-500 Ge· 
töteten kommt folglich auf da:! Konto de r 
Interventen und dessen, der ,ie rief. Und dies 
geschah nicht zum ersten Mal: Bereits im 
November 1980 hatte Jawara senegalesische 
Truppen im Land geholt, um dk Opposi· 

lionsbewegung gegen seine die Verarmung 
des Landes duldende Politik niederzuhalten. 
Die GSRP und eine weitere Partei wurden 
verboten. Fortan blieb nur eine e inzige legale 
Oppositionspartei, die Nationale Konvents­
partei (NCP), übrig. Ihre Führer wurden nun 
verhaftet, während sich GSRP-Vonitzcnder 
K.S. Sanjang und andere AnHihrer der Rebel· 
lion ins Ausland absetzen konnten. Die sene· 
galesischen Truppen bleiben gleich im Lande 
- ein Schritt weiter auf dem Weg der von 
Jawara seit 1959 angestrebten Vereinigung 
mit dem neokolonialen Musterland Senegal. 

M""'J,, 
Mitte Juni dJ. widerlegten ausgedehnte Pro· 
testkundgebungen in den Großstädten Gau­
blanca, Rabat und Manakesh die amtliche 
Mär der Verbundenheit von Volk und König 
(Hassan 11.). Ein brutaler Polizeieinsatz gegen 
Demon$lranten forderte über 1.000 Todes­
opfer; ofHziell zugegeben wurden 66! Etwa 
2.000 Memchen wurden verhaftet, darunter 
die Führung des Demokratischen Gewerk· 
schaftsverbandes CDT, der zu Streiks aufge· 

rufen halte, zahlreiche Journalisten und 
Oppositionspolitiker. Ministerpräsident M. 
Bouabid deklarierte flugs "ausländische 
Agenten" - gemeint waren solche aus Libyen 
und A1gerien - zu den Urhebern. 
Den Streikaufrufen waren vor allem die Be· 
wohner der riesigen Slums der 3-Mio-Stadt 
(;.uablanca und viele Oberschüler gefolgt. An· 
laß des Aufrufs waren verordnete Preiserhö­
hungen von 15-75% für Grundnahrungsmittel 
wie Mehl, Brot, Speiseöl, Zucker, Milch -
"empfohlen" als Gegenleistung für einen ge· 
währten Kredit vom Internationalen Wäh· 
rungsfonds. 

Zentralafrika 

Am 19.Juli 1981verbängtederPräsidentder 
Zentralafrikanischen Republik David Dacko 
ein Verbot der Oubangilchen Patriotischen 
Front - Partei der Arbeit (FPO·PT) von Abel 
Goumba und der Zentralafrikanischen Natio­
nalen Befreiungsbewegung (MCLN) von Iddi 
Lala. Der Bewegung für die Befreiung des 
Zentralafrikanischen Volkes (MLPC) von 
Ange Patass,! wurde jegliche Tätigkeit unter­
sagt, drei Tage später der Belagerungszustand 
verhängt. 
Anlaß fur diese Maßnahmen war ein Bomben· 
anschlag auf ein Kino, zu dem sich die MCLN 
bekannt, von dem sich die Opposition aber 
distanlierte. Nach den genllschten Präsident­
schaftswahlen (vgl. AlB 6/1980, S. 58), dem 
Verbot der Gewerkschaft UGTC im Mai 1981 
und der Verschiebung der Parlamentswahlen 
auf unbettimmte Zeit, soll mit dem Verbot 
der linken Opposition das neokoloniale Re· 
gime endgültig abgesichert werden. David 
Dacko, der ehemalige Berater Bokassas und 
selbst von 1960 bis 1966 Präsident, knüpft 
mit diesen Ma6nahmen an alte Zeiten an: 
1960 gründete er mit dem Verbot der Bewe­
gung für die Demokratische Entwicklung 
Zentralafrikas (MEDAC) von Abel Goumba 
einen Einparteienstaat von Frankreichs Gna­
den. 

EI Salvadot 

Oberst Adolfo Majano, der im Dezember 
1980 aus der salvadorianischen Junta hinaus­
befördert worden war. sagte Ende Juli dJ. 
einen neuen Militärputsch voraus. Das 
Putsch-Vorhaben gehe von ultrarecbten Mili· 
tärs und Unternehmern aus, die auf die Aus­
bootung des Zivilprä&identen Napoleon Duar­
te und seiner Chri$ldemokratischen Partei ab­
ziehen, um u.a. die flir 1982 angekündigten 
Wahlen zu suspendieren. 
Unterdessen vennocbte die Nationale Befrei· 
ungsfront Farabundo Marti (FMLN), nach­
dem sie im Juni dJ. in der Zentralregion 
Aguilares·Quezaitepeque (sie umfaßt die Oe­
partementJ San Salvador und La Libertad) 
eine neue Kampffront eröffnet hatte, eine 
Offensive der Juntatruppen auf die von der 
FMLN kontrollierten Gebiete, U.a. bei San 
Vicente und Chalatenango, zurückzuschlagen. 
Am 10. Juli dJ. griffen SOO Guerilleros in 
der Hauptstadt San Salvador mehrere Armee­
Einriebtungen, das Polizei·Hauptquartier und 
den Nationalpalast an und konnten iich wie­
der geordnet zuriickziehen. Nach eigenen 
Angaben kontrolliert die FMLN heute bereits 
1/3 des Landes. 

Kurzinformationen 
BeUte 

Gemäß einem Abkommen, das im Juli dJ. in 
London zwbcben Vertretern Belizes, Gro6-
britanniens und Guatemalas geschlossen wur· 
deo wird die britische Kolonie Belize am 21. 
September dJ. endgü.ltig ihre Unabhängigkeit 
erlangen. Letzte Ungereimtheiten mit Guate­
mala, das &ich lange den Verhandlungen 
widersetzte, solIen nach diesem Stichtag ge­
klärt werden. 
Bisher konnte die guatemaltekische Militär· 
junta aus dem Vertrag zahlreiche Vergünsti­
gungen für sich erzielen (vgl. AlB 5/1981). 
Wegen dieser Zugeständnisse, vor allem der 
Abtretung eines Streifens Hoheitsgewässer 
und der Nutzungsrechte für die Inseln Ran­
guana und Sapodilla an Guatemala, führten 
Oppositionskräfte, darunter die konservative 
Vereinigte Demokratische Partei (UDP) und 
die Aktionsbewegung von Belile (BAM) Pro­
te,taktionen durch. 

Kuba 

Am 5. Juli dJ. waren in Matanzas fünf EKil· 
kubaner festgenommen worden, als sie sich -
mit Waffen und Bomben an Bord eines Mo­
torschiffes - zur Vorbereitung eines Atten· 
tates auf den kubanischen Ministerpräsiden· 
ten Fidel Castro anschickten. Im Auftrag der 
in Miami ungestört agierenden Terrorgruppe 
Alpha 66 sollten sie den Mordanschlag 
während der Kundgebung zum 28. Jahrestag 
des Stunnes :mf die Moncada-KaM:me am 
26.7.198 I in Las' Tunas aUifuhren. 
Auf dieser Veranstaltung bezichtigte Fidel 
CaslrO die USA, "Anschläg .. gegen die Führer 
der ReVOlution zu organisieren und Seuchen 
gegen unsere Pflanzen, unsere Tiere und un­
sere Menschen einzuseuen". Er wies darauf 
hin, daß Washington bereits seit den 60er 
Jahren einen bak.teriologischen Krieg gegen 
Kuba unter dem Decknamen "Operation 
Mangoose" vorbereitete. Er erinnerte dann, 
daß in den letzten zwei Jahren sein Land 
nicht zufiillig von Zuckerrohr·, Tabak.- und 
Schweineseuchen und jetzt plötllich von ei· 
ner bhlang unbekannten Gelbfieber·Epidemie 
(sie forderte 113 Todesopfer und I (4 Mio 
Kranke) befallen worden sei. Finnen mit USo 
amerikanischer und mexikanischer Kapital· 
beteiligung hatten sich geweigert, Mittel zur 
Bekämpfung dieses Dengue-Fiebers an Kuba 
zu verkaufen. Fidel Castro: "Was kann man 
schon von einer Regierung erwarten, deren 
Politik von Zynismus. Lüge und totaler Skru· 
pellosigkeit geprägt iSl." 

Paraguay 

Jüngsten Meldungen zufolge befindet sich 
Antonio Maidana, Erster Sekretär der KP' Pa­
raguays (PKP) und 1971 freigekommener 
Langzeitgefangener, in dem für seine Folte­
rungen berücbtigten paraguayischen Konzen­
trationslager Emboscada. A. Maidana sowie 
der Arbeiterführer Emilio Roa waren im 
August 1980 in der argentinischen Haupt­
stadt Buenos Aires entführt und an das 
Stroessner-Regime ausgeliefert worden. 
Der Gesundheitszustand dei 64jlihrigen A. 
Maidana in durch die schlechten Haftbedin· 
gungen erni thaft beeinträchtigt. Internatio­
nale ProteUe (lU richten an: General Alfredo 
Stroessner, Casa de Gobierno, Asuncion, 
Paraguay) sind daher dringlich. 
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Von Ottawa nach Cancun 
Ab " neuen at lantischen Kon5Cnsus" auf Kosten der Dritten Welt 
wertete die Hongkonger Zeitschrift Far Eastem Economic Review 
den Ausgang dei Wiruchaftsgipfels der skbt;n größten kapitalisti· 
schen Industrienationen, der Ende Juli dJ. in der kanadischen 
I-Jauptuadt Ollawa .tanfand. Diese 5Cien nunmehr fut enlSchlos· 
So/:n, zuent ftir lich 5Clblt tu .orgen und die Bedürfnissc der Armen 
in der Entwicklungs .. 'elt '0 lange turücktuSlelkn bil sie ihr eigenes 
Haus in Ordnung gebracht hätten, Für das ~nze ,,Nord·Süd"· 
Szenuio, speziell ftir den turn 22./25. Oktober 1981 in CantUnl 
Mexiko geplanten Gipfel von 22 Industrie· und Entwicklungslän. 
dem, bt;deulet dies nichu Gutes, 
Die wichtigsten in Ottawa gefaßten Bcschlüue laufen - aus dem 
Blickwinkel der Entwicklufl3Sländer bt;trachtet _ in der Tat auf 
einen venchüften KUli der Abwälzung der kapitaliSlischen Wirt· 
schafukrisc auf die Dritte Weh hinaus. Die gegen den westeuro-­
päisehen Widentand von US·Prisident Ronald Reagan durchgesctz· 
te Hochzinspolitik bt;deutet vor allem fiir die Linder mit mittlerem 
Einkommen, die intwisehen hochgradig von den privaten Kn:dit· 
märkten abhängig sind, eine weitere Venchitfung der jetzt schon 
untragbaren Schuldenwt. Für die Entwicklungsländer ist ein An· 
nieg der Zinsrate des Dollan um nur I ~ mit mehreren Milliarden 
Minul in ihrer ohnehin meistens negativen Devisenbilanz und mit 
einem bt;trächtlichen Zuwachs dei jährlichen Schuldendienstes ver· 
bunden. 
Ab,er auch die Ipctifi~ bundcsdeutsche, fata.listische Reaktions· 
welse auf den Hoch~mskun, die Politik der rigorosen Haus· 
baltskün:ungcn, bedroht zumindest potentiell die ärmeren Entwick· 
lungsländer an einem empfindlichen Punkt, Zwar will die Bunde$­
regierung weiterhin an einer überdurchschnittlichen Steigerung des 
Entwicklungshilfeetats fcsthalten, aber eine Garantie daftir, daß die 
restriktive Fiskalpolitik schon bald auch die Kredite für die Ent· 
wicklungsländer trifft, vermag heute niemand zu gtbt;n. 
Es ~erwundelt de~halb nicht, daß die unmittelbar auf die "Nord· 
Süd".Bezichungen gemüntlen Formulierungen in der Abschlu6cr· 
klärung der lieben Slaall' und Regierungschefl so vage und unver· 
bindlieh wie selten tuvor lind, Was die öffentliche Enlwicklungs· 
hilfe bt;trifft, 10 heißt el dort, diesc lolle "in substantiellem und, in 
vielen Fällen, in udgendem Umfang auch in Zukunft" gcleillet 
werden, In Baug auf die von der Drill~n Wc!t verlangten neuen 
globalen Verhandlungsrunde liber die Neue Wc!twiruchaft$Ordnung 
innerhalb der Vereinten Nationen wurde die "Bereiuchaft" bt;kun· 
det, "an der Vorbereitung fiir einen bt;idencitig akzeptablen Prozeß 
globaler Verhandlungen mitzuwirken, die Aussicht auf sinnvollen 
Erfolg bieten". 

Wenig Erwartungen an den "Nord.Süd"·Gipfel 

Eine ,,:,"!.'rhaft libyllinische Formuli~runll Wenn das das ,.zuge· 
ständms sein soll, das Bonn zusammen mit der neuen franz5-
sische". Regierung der Rcagan·Adminilltlllion abgerungen haben 
soll, wie manche Pressebeobacht~r wissen wollen, so in cs schlecht 
bestellt um jenen New Deal, den F, Miu~rand im Verhältnis zur 
Drill,en Welt allJ~rebt;n will! Denn Wal bt;deuten in den Augen der 
heutigen US·Rel'erung Formeln wie "beiderseitig akzeptabel" oder 
,,~in~voller Erfolg"? Sicher kaum mehr als Rechtfcrtigungsformeln 
fur ~me fortgesetzte Obllruktion telbn an den gcringfügig.ten Fort. 
schnltcn bei der Verwirklichung der ~on den Entwicklungsländern 
geforderten demokratischen Umgestaltung der kapitalistischen 
Weltordnung! 

~rade $0 w.ie jüngn PrllJident Reagan ohne jegliche Konsultation 
sclner westhchen Verbündeten DcIChloß, die Neutronenbombe 
doch sofort bauen zu lasten, und damit die Erklärungen H. 

Schmidu über den angeblichen Verhandlungswillen Washmgtons 
Lügen strafte, habt;n di~ Plan~r der US·Regierong auch in puncto 
V~rhältnis zur Drillen Welt hangst auf Konfrontation geschältet, 
Im Mai dJ. bereits lieB Myer Rashish, Staausckretir ftir Wirt· 
Khaftsfragcn im US·Au6cnministerium, willen, die USA hällen 
&n:eit keinerlei Intcresse an einer formellen Wiederaufnahme des 
"Nord-$lId·Dialogs" im Rahmen der Vereinten Nationen. Da. wall 
sich inzwi~chen als .,neuel" entwicklungspolitische. Konzept der 
US·Regierung abzeichnet, ignoriert so ziemlich alles an Erkennt· 
nissen, wozu .ich selbst bürgerliche Entwicklungspolitiker in den 
letzten Jahren durchringen mußten. Die inzwischen von R. Reagan 
durchgesclztcn Kurzungcn am ohnehin äuScl'lt kiimmerlichen Ent· 
wicklungshilfeetat der Vereinigien Staaten und die Funktionalisie· 
rung der Reugelder auuchlieBlich rur die Unterstützung willfahri· 
gcr reaklionärer bis faschistischer Regime bilden nur eine Seitc der 
Medaille. 
Die andere Seite besteht darin, daß die absolute Priorität künftig 
der Expansion dei Printkapitals in der Dritten Welt gcgebt;n 
werden soll. Dic Entwicklufl3Spolitiker der Reagan·Adminiuration, 
so die Frankfurter AUgemeinc vom 51.7.1981, .ind "der Ansicht, 
daß private Unternehmungen. untenlÜut von marktwirlschaftlich 
ausgerichteten Richtlinien und Institutionen eine fUhrende Rolle 
dabei übernehmen müsscn". Es Itcht zu vermuten, daß der neuen 
US-Admmistration sclbst die Weltbank. deren scheidender Pra,;' 
dent R. McNamara künlich mahnte, die 8'=genwiini8'= US·Politik 
führe über kun oder lang nur zu nnchitfter sozialer Unruhe in der 
Drinen Welt, nicht .. marktwirtschaftlieh" genug ist: Gegen die 
Bank richteten sich die enten finanziellen KunungJpläne Wuhing­
tons. Weitere multilaterale Programme, bt;sonders innerhalb der 
UNO, stehen auf der Ab.chuBliste Ronald Reagan •. 
E. ist kaum IU glaubt;n, daß OstelTeicbs· AuScnmininer WilJibaid 
Pahr - zusammen mit Mexiko Veranstalter des Canciin-Gipfeb -
vor diescm ~Iintergrund ernsthaft davon ausgeht, diescs neue 
,,Nord·Süd"·Spcktakcl au5erhalb der Vereinten Nationen könnte 
~in "wichtiger Schritt für die Aufnahme von Gesamtverhandlungcn 
Im Rahmen der UN" werden, Viel mehr spricht gegenwärtig dafür, 
daß von der ganzen mit Cancun verbundenen Idee eines sozial part· 
nel'llchaftlichen Intere,senausglcichs im Weltmaßstab im Endeffekt 
nichts übrig bleiben wird als ein ideologischer Roßtäu$Chertrick. 
Der durch die Dritte·Welt·Politik der Reagan·Administration noch 
gelasscne Spielraum zu Zugeltändnissen an die Drille Welt in 
;cdenfalJs derart eng, daß man ,ich fn.gt, worüber in CantUn übt;r. 
haupt noch verhandelt werden soll. 




